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Übersicht über das benutzte bandschriftliche Material 
mit besonderer Berücksichtigung der Seditio Prot. Aquisgr. 

Für die Einleitung, vor allem für die Unruhen im Jahre 
1608, kommen zwei Akten-Faszikel in betracht, die sieh im 
Kgl. Staatsarchiv zu Düsseldorf befinden. Sie sind betitelt: 
Akten Jülich-Berg, Stadt Aachen Nr. 3, 4, und enthalten fast 
ausschließlich Kopien der in der Arbeit angeführten Aktenstücke 
nebst den Aussagen von über 100 Zeugen vor der kaiserlichen 
Kommission vom Jahre 1612 — 1613 über den Aufstand. 

Für die Ereignisse vom Juli bis Dezember 1611, ins- 
besondere für die Verhandlungen zwischen den Vertretern der 
Katholiken und Protestanten einerseits und zwischen diesen 
und den Gesandten der benachbarten Fürsten und Mächte 
andererseits, ist hier zu nennen ein Sammelband im Aachener 
Stadtarchiv: Seditio Protestantium Aquisgrani, der unter anderem 
eine eingehende Erzählung der Vorgänge in der genannten Zeit 
enthält. Die Handschrift zerfällt in zwei Teile. Der erste Ab- 
schnitt, überschrieben: „Prothocollum und Anzeigungh, was 
sich bey dem aackischen Tumulte, von tagh zum tagh zu 
getragen und allerseidt vorgelauffen", gibt auf 82 Blättern eine 
fortlaufende Darstellung der Ereignisse vom 5. Juli bis 31. De- 
zember 1611, um hier unvermittelt abzubrechen. Dem ersten 
Teile schließt sich ein zweiter an. der auf 88 Blättern in 
89 Nummern die Abschriften der im Texte angeführten Akten- 
stücke bringt. Von diesen 89 Nummern fehlen Nr. 55 — 57, 
74 — 77, 84. Jedoch ist unter den Nummern, die am Rande 
vermerkt sind, der nötige Kaum für eine nachträgliche Nieder- 
schrift freigelassen. 

• 
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Der Seditio beigebunden sind zwei Schriftstücke, nämlich: 

1. ein Verzeichnis der durch die protestantischen De- 
putierten seit dem 8. August 1611 empfangenen und versandten 
Briefe und Berichte nebst jedesmaliger kurzer Inhaltsangabe ; 

2. eine knappe Darstellung der Geschichte der Stadt 
Aachen von Karl d. Gr. an auf .52 Blättern, die jedoch schon 
im Juli 1611 abbricht mit der Nachricht, daß die Protestanten 
sich der Stadtschlüssel bemächtigt hätten. Neues bringt diese 
Handschrift nicht. 

Im Stadtarchiv zu Aachen und Straßburg, vor allem aber 
in der Kgl. Bibliothek zu Berlin, finden sich zahlreiche Ver- 
teidigungsschriften der Protestanten an den Kaiser, den Reichs- 
tag und an befreundete Fürsten und Städte ihrer Konfession. 
Über die „Akten betreffend Religionsunruhen" des Aachener 
Stadtarchivs läßt sich nichts Einheitliches sagen, weder über 
ihre Provenienz noch über ihren Wert. Es sind in den fünf 
Faszikeln wertvolle mit minder wertvollen Stücken aus allen 
möglichen Registraturen durcheinander vereinigt. Die größte 
Ausbeute geben sie für die Verhandlungen mit den auswär- 
tigen Fürsten und Körperschaften, besonders seit Ende des 
Jahres 1611. 

Die Akten des Straßburger Stadtarchivs liefern eine große 
» Anzahl von Originalen und Kopien, w r elche die Korrespondenz 
des evangelischen Rates von Aachen mit dem Reichsvikar und 
den Städten und der beiden letzteren unter sich bieten. Dazu 
kommen Berichte über Korrespondenztage der linierten und 
über Städte- und Reichstage. Der Berliner Band „Ms. Bor. 
fol. 758" enthält neben den schon erwähnten Verteidigungs- 
schriften der Protestanten ein Protokoll über die Verhandlungen 
der kaiserlichen Kommission mit den protestantischen Deputierten 
vom 22. November 1612 bis zum 12. Januar 1613 von evan- 
gelischer Seite. 

„Ms. Bor. fol. 762" ist eine Jesuitenhandschrift, welche 
die Schicksale der Ordensmitglieder in Aachen von ihrer Be- 
rufung an enthält und auch sonst manche Nachricht bringt, die 
uns die Entstehung der Unruhen und ihren anfangs für die 
Protestanten glücklichen Verlauf verstehen lehrt. 
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Über die Tätigkeit der Possidierenden in der Aachener 
Angelegenheit siehe von Fürth II, 2, S. 9-iff., Aktenstück aus 
dem geheimen Staatsarchive zu Berlin. 

Berichte über den Aufruhr liegen vor in den dem 17. und 
18. Jahrhundert angehörenden Darstellungen von A. Beeck, 
Noppius — welche die Unruhen miterlebt hatten — . von Meyer 
und in den Handschriften : Ms. Bor. fol. 762 und Seditio Pro- 
testantium Aquisgrani. Es wäre nun die Frage zu erörtern, 
ob A. Beeck, Noppius und Meyer die Handschriften, besonders 
die Seditio, gekannt haben. Diese Frage ist u. E. zu verneinen. 
Bei keinem der drei Schriftsteller ist an irgend einer Stelle eine 
auffallende Anlehnung oder Abhängigkeit von der Handschrift 
festzustellen. Im Gegenteil werden bei ihnen allen die Zeit 
und die Vorgänge, auf welche die Seditio" den Hauptwert 
legt, gar nicht oder nur kurz berührt. Vor allem ist bestimmt 
zu sagen, hätte Meyer die Handsc hrift gekannt, so würde er 
sie bei seiner bekannten Vorliebe für Breite und Ausführlich- 
keit unbedingt benutzt haben. 

Bei der Untersuchung der Seditio ergibt sieh folgendes : 
Der Name des Verfassers ist an keiner Stelle genannt. Der 
Schreiber bekundet jedoch eine solch genaue Kenntnis der 
Vorgänge, daß mau annehmen muß, nur jemand, der all den 
in Frage kommenden Verhandlungen und Vorgängen persönlich 
und zwar wahrscheinlich in amtlicher Eigenschaft beigewohnt 
hat, kann der Verfasser sein. 

Aller Wahrscheinlichkeit nach ist die Darstellung Tag für 
Tag niedergeschrieben worden. Darauf deutet : 

1. die Überschrift: Prothocollum was sich 

von tagh zum tagh zugetragen; 

2. die außerordentlich detaillierte und sichere Kenntnis 
der Vorgänge; 

3. der Umstand, daß die Handschrift im Dezember ab- 
bricht, jener Zeit, in welcher der Syndikus und Sekretär die 
Stadt verließen und nach Abreise der verschiedenen Gesandten 
die katholische Herrschaft auch formell ein Ende nahm. Wäre 
die Niederschrift in späterer Zeit erfolgt, so lag kein Grund 
vor, die Darstellung nicht weiter zu führen bis zur Restauration 
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der katholischen Herrschaft. Ebenso würde uns ein späterer 
Verfasser sicherlich einen Überblick über die Ursachen des 
Aufstandes gegeben und den Leser nicht sogleich in medias res 
ohne jedes Wort der Einleitung geführt haben. Nach der Art, 
wie der Verfasser Ende Dezember 1011 abbricht, ist es auch 
unwahrscheinlich, daß er die Darstellung der folgenden Ereig- 
nisse einer besonderen Arbeit vorbehalten habe: 

4. die Tatsache, daß unter den Nummern, unter denen 
der Text fehlt, für dessen nachträgliche Einfügung ein be- 
stimmter Raum frei gelassen ist. Wäre die Niederschrift 
nicht sofort erfolgt, so hätte sie erst im Jahre 1616 nach 
vollständiger Beruhigung der Stadt und Einkehr friedlicher Ver- 
hältnisse stattfinden können. In dem Falle hätte der Verfasser 
aber sicherlich bei den fehlenden Nummern keinen freien Platz 
mehr gelassen, sondern sie als fehlend vermerkt; denn wenn 
er sie bis zum Augenblick der Niederschrift seiner Materialien- 
sammlung nicht hatte einverleiben können, so war die Hoffnung 
auf eine spätere Auffindung doch äußerst gering — übrigens 
wird sich auch kaum mit der späteren Abfassung vereinen 
lassen, daß er so genau die fehlenden Stücke nach Datum, 
Inhalt und Bedeutung in der Darstellung registrieren konnte! 

Alles deutet darauf hin, daß das Werk eine von amt- 
lichen Personen angelegte chronikalisch genaue Aufzeichnung 
der Vorgänge und Unterhandlungen und eine Sammlung der 
gewechselten Aktenstücke ist zu späterer Verwendung. 

Ihre und der Schriftwerke übereinstimmende Angaben 
werden durch gegnerische Berichte nicht unmittelbar bestätigt. 
Aus diesen ist nur ein argumentum ex silentio zu entnehmen, 
denn die Protestanten schweigen sich in den schon genannten 
Verteidigungsschriften über den Aufruhr selbst, nämlich über 
den Sturm auf das Rathaus und das Jesuitenkolleg, vollständig 
aus und legen den Hauptnachdruck auf die vor 1611 angeblich 
von den Katholiken erlittenen Unbilden und die Tätigkeit der 
verschiedenen Kommissionen, obwohl ihnen durch die an- 
klagenden Schreiben der Katholiken an Kaiser und Kurfürsten 
immer wieder Gelegenheit geboten wurde, sich zu rechtfertigen. 
Die Möglichkeit, daß die Protestanten in besonderen Schriften 
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auf diese beiden Punkte eingegangen wären, ist ja schlechter- 
dings nicht ausgeschlossen. Auffallend wäre es dann aller- 
dings, daß gerade sie verloren gegangen wären. 

Zugunsten der „Seditio" jedoch spricht: 

Jhre hohe Verläßlichkeit in den Angaben über die 
Unterhandlungen und in der Wiedergabe der Schriftstücke. Sie 
wurde festgestellt durch eigene Untersuchung. Glücklicherweise 
sind wir nämlich in der Lage, die Wahrhaftigkeit des Verfassers 
an einer Reihe von Originalen, Kopien und Konzepten der 
betreffenden Aktenstücke zu prüfen, die sich finden in den 
„Akten betreffend religiöse Unruhen" im Stadtarchiv zu Aachen 
und in den Akten der Berliner Bibliothek und des protestantischen 
Gemeindearchivs zu Aachen. Und da zeigt sich dann, daß der 
Verfasser, der als Mitglied der alten Regierung natürlich Ka- 
tholik ist, sich überall an die Wahrheit hält. So sind z. B. 
zu vergleichen die Beglaubigungsschreiben der verschiedenen 
Kommissionen, die Schreiben der Königin und des Königs von. 
Frankreich an die Stadt und den Erzherzog Albrecht, die Ver- 
gleichsartikel vom Oktober, das kaiserliche „mandatum poenale" 
vom 1. Oktober. 

Diese Einschätzung hat die Handschrift auch bisher immer 
gefunden, wie zuletzt noch durch die Arbeit Peltzers: „Die 
Beziehungen der französischen Könige zu Aachen, Zeitschr. d. 
Aach. Geschichtsvereins, Bd. 25," gezeigt wird. Peltzer hatte- 
Gelegenheit, die reichhaltigen Pariser Archivalien zu benutzen 
und sie mit den Angaben der Seditio zu vergleichen; eine Be- 
richtigung oder Widerlegung der Handschrift findet sich nirgends. 

Hat diese letztere Feststellung natürlich auch nur un- 
mittelbare Beweiskraft für die diplomatischen Partieen der Quelle,, 
so spricht für die Glaubwürdigkeit der den Aufruhr betreffenden 
Teile weiterhin noch ihr rein chronikalischer Charakter. Ohne 
jede Erregung und sichtbare Parteitendenz, ohne sich je zu 
einer Wiedergabe seiner eigenen Meinung hinreißen zu lassen r 
berichtet uns der Verfasser von den Vorgängen. 

Indessen fehlt es auch nicht an allen äußeren Belegen 
für die Wahrheit der Angaben über den Aufruhr. Dieselben 
werden einmal unterstützt durch das Zeugenverhör vom Jahre 
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1613,13. Die Konfession der Zeugen ist freilieh nicht festzu- 
stellen, also auch nicht, wieviele und welche Protestanten unter 
ihnen waren. Aber an keiner Stelle finden wir, daß ein Ein- 
spruch wegen parteiischer Auswahl der Zeugen erhoben worden 
sei. Auch das Vorgehen der Kommission macht das unwahr- 
scheinlich; wird uns doch berichtet, daß die Kommissare äußerst 
freundschaftlich mit den Protestanten verkehrt und daß die 
Katholiken sich verschiedentlich über Begünstigung der Evan- 
gelischen beklagt hätten. 

Was im einzelnen den Sturm auf das .lesuitenkolleg an- 
geht, so spricht zugunsten der „Seditio" die Bereitwilligkeit 
der Protestanten zum Schadenersatz an die Jesuiten schon 
sogleich im Juli und Oktober 1611 und wieder 1614 und die 
■große Summe Geldes, die den letzteren nach Restauration der 
katholischen Herrschaft ausbezahlt wurde. 

Schließlich findet sich im Aachener Stadtarchiv eine kurze 
Notiz über den zerbrochenen Klöppel, von dem in der „Seditio" 
.beim Sturm auf das Rathaus die Rede ist. 
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L Die Ursachen der Unruhen. 



Als sich die ersten Anstrengungen der katholischen Restau- 
rationstätigkeit in den deutschen Landen in der Zeit nach dem 
Augsburger Reichstage von 1582 erschöpften, hatten die Pro- 
testanten der Reichsstadt Aachen es gewagt, durch starken Zuzug 
aus Holland und aus den von Spanien behaupteten »Südprovinzen 
der Niederlande unterstützt, sich der Ratsämter ihrer Stadt zu 
bemächtigen. Aber die Katholiken erreichten, daß der Kaiser 
löOX die Acht wider die Aufrührer aussprach 1 ). Und von der 
Mitte der 90 er Jahre ab besserte sich die gesamte Lage der 
Katholiken im Reiche und in Westeuropa aufs neue so, daß sie 
auch aktiv dazu vorzuschreiten wagten, die ihnen verloren ge- 
gangenen Posten wieder zu besetzen. U\ demselben Jahre, da 
Heinrich IV. und Philipp IT. Frieden schlössen. Ferdinand von 
Steiermark sein Land katholisierte. der Kaiser die Vorbereitungen 
traf, um den Kardinal von Lothringen mit dem schon halb ver- 
lorenen Stifte von Straßburg zu belehnen, ward endlich auch in 
Aachen auf Betreiben einer kleinen, aber einflußreichen katho- 
lischen Partei in der Stadt die Achterklärung durch die Jülicher 
Regierung angeschlagen 2 ). Im Juli darauf erschienen in der Stadt 
Kommissare des Kurfürsten von Cöln. der mit der Vollstreckung 
des kaiserlichen Urteils betraut worden war. Sie restituierten in 
feierlicher Weise den von den Protestanten verdrängten katho- 
lischen Rat 3 ). Für ihr Teil begnügten sie sich damit und über- 

l ) Meyer I, S. 495 f. 

•) Noppius II, S. 208 f. ; a Beeck S. 296 f. ; Meyer 1, S. 499 ff. ; Haagen II, 
S. 183 ff.; v. Fürth II, 2, S. 69 f. 

3 ) Nopp. II, S. 210 f.; a Beeck S. 296 f.; Meyer I. S. 507 ff.; Haagen 11, 
S. 188 ff.; v. Fürth II, 2, S.71. 

1 
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ließen alle weiteren Maßregeln gegen die Evangelischen den von 
ihnen wieder eingesetzten Katholiken. Nur eine Art Direktive 
gaben sie ihnen uoch. Alle von Rudolf Geächteten, welche Mit- 
glieder des nun beseitigten Rates gewesen waren, wurden sogleich 
von ihnen von der Acht losgesprochen, bloß auf die Bedingung 
hin, daß sie auf den Knien um Verzeihung und Gnade flehten, 
auch eidlich gelobten, wider den Kaiser und sein Endurteil nichts 
mehr zu unternehmen und ihren gebührenden Beitrag zur Ent- 
schädigung der Katholiken für Schaden und Unkoston zu leisten >). 
Darauf zogen sie sich im September 1598 wieder zurück. 

Der Rat und die Katholiken waren von da ab auf sich 
selbst angewiesen. Jener versuchte, wie es scheint, sich getreulich 
nach dem Beispiele der Kommissare zu richten. Das Bestreben, 
den gegebenen Verhältnissen Rechnung zu tragen, dürfte ihn, 
wie vorher die Kommissare, geleitet haben. 

Die Protestanten waren mehr in Schrecken gesetzt als wirk- 
lich unterdrückt. Sie hatten ihre Stützen auswärts verloren, Aachen 
war von den Gebieten so einflußreicher katholischer Fürsten wie 
Jülich, Cöln und Brabant umgebeu. Auch hatte ein kaiserlicher 
Achtspruch doch noch einschüchternde Kraft genug, daß mau 
sich seiner Durchführung nicht offen widersetzen konnte. Aber 
andrerseits waren die Neugläubigen so zahlreich, finanzkräftig 
und tätig in Aachen, daß es zwar möglich war, sie des Anteils 
an der städtischen Macht zu berauben, auch ihr Kirchenwesen 
zu zerstören, nicht jedoch sie ganz und gar aus der Stadt zu 
verdrängen. Demgemäß entwickelte sich dann die Lage in dem 
nächsten Jahrzehnt. 

Der Rat hatte nach Beratung mit den Kommissaren ver- 
sprochen, daß er auch jene Protestanten, die nicht alsbald wieder 
von der Acht gelöst worden waren, vorläufig in der Stadt dulden 
und schützon wolle, bis die Entschädigungsfrage zwischen Ka- 
tholiken und Protestanten geregelt sei 2 ). Er ließ darauf von den 
Kanzeln die katholischen Bürger auffordern, ihre seit 1581 er- 
littenen Verluste anzugeben 3 ). Die Verhandlungen zogen sich sehr 
in die Länge. Der Rat wies darüber einige Evangelische aus, 

l ) Nopp. II, S. 212; a Beeck S. 298; Meyer I f S. 508 f. 
») Meyer 1. S. 509 ff. 3 ) Meyer I, S. 511. 
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die ihm absichtlich Aufenthalt zu verursachen schienen 1 ). Andere 
zogen freiwillig weg, weil sie zu hohe Ansprüche an ihr Ver- 
mögen befürchteten 2 ); wie es naheliegt und wie es außerdem 
ein ausdrücklicher Vermerk des Rates in einem Beschluß vom 
9. Februar 1599 ausspricht, waren unter diesen grade die vor- 
nehmsten und also auch reichsten Protestanten 3 ). Erst im März 
1602 kam man zum Abschluß. Der Rat lud die von ihm kürzlich 
Ausgewiesenen wieder in die Stadt, unter Verheißung sicheren 
Geleits bis zur Ordnung ihrer Angelegenheiten. Einige folgten 
dem Rufe 4 ). Auch cölnische Kommissare erschienen wieder, um 
die Regelung der Frage in die Hand zu nehmen 5 ). Am 20. März 
war man fertig und nun wurden auch die 1598 noch nicht von 
der Acht befreiten in Aachen anwesenden Protestanten von den 
Kommissaren derselben entledigt 6 ). Der Rat hatte wohl absicht- 
lich die äußerste Milde walten lassen, weil er die gutwilligen 
Beiträge der Geächteten dringend brauchte, um der Stadtkasse, 
aber auch manchem ernstlich Geschädigten unter seinen 'Mit- 
gliedern aufzuhelfen 7 ). Die Häuser der bei der Schlußverhand- 
lung Ferngebliebenen wurden im Laufe des Jahres 1603 zum 
Verkauf ausgeboten 8 ). 

Alle persönliche und politische Bedrückung der Protestanten 
hatte damit ihr Ende erreicht. Geordnete Verhältnisse kehrten 
für sie zurück. Das Damoklesschwert der Acht und ihrer Voll- 
streckung mit den schlimmen Folgen für Leib und Gut hing 
nicht mehr über ihnen. Sie konnten sich wieder als Aachener 
Bürger, wenn sie auch nicht zum Rate und zu Ämtern zugelassen 
wurden, frei betätigen. 

Der Druck auf sie äußerte sich nunmehr nur noch auf kirch- 
lichem Gebiete. Hier freilich wurde er schon von 1599 ab um so 
eifriger ausgeübt. Der Rat war in Verfolg der Ausführung des kaiser- 
lichen Urteils 1599 dazu übergegangen, die Prediger auszuweisen 9 ). 
Ob sie dem Befehle gehorchten, ist unbekannt; die Reformierten 

») Meyer I. S. 516. «) Meyer I, S. 512. 

s ) Seditio Prot. Aquisgr., Hds. im Stadtarchiv zu Aachen (zit. in der 
Folge: S. P. A.). 

*) Meyer I, S. 523 f. 5 ) Ebd. S. 524 IT. «) Ebd. S. 536. 
7 ) Die Schadenersatzsumme betrug 117230 Taler. 
•) Meyer I, S. 538 f. •) Ebd. S. 511. 

1* 
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haben in der Tat zwischen 1598 und 1600 keine ständigen Prediger 
in der Stadt gehabt 1 ). War die Absicht des Rates bei der Verfügung, 
die Protestanten an der Feier ihres Gottesdienstes zu hindern, 
so gelang es ihm jedenfalls nicht sofort, sie zu verwirklichen. 
Denn schon am 12. April 1599 versuchten die Evangelischen, 
heimlich ihren Gottesdienst in zwei Privathäusern wieder auf- 
zunehmen. Ihr Beginnen wurde jedoch vom Rate entdeckt, und 
die Teilnehmer wurden mit Geldstrafen belegt 2 ). Am 28. Oktober 
desselben Jahres ging der Rat noch einen Schritt weiter. Mit 
seiner Erlaubnis schlug nämlich das Sendgericht zwei Verord- 
nungen an, die der gesamten Bürgerschaft die alten katholischen 
Bestimmungen über Taufe, Eheschließung, Totenbestattung, Sonn- 
tagsheiligung und Halten der Fasttage wieder ins Gedächtnis 
liefen und deren Übertretung mit schweren Strafen bedrohten 3 ). 
Doch dauerte es nicht lange, da mußte der Rat sich in einer 
Bekanntmachung darüber beklagen, daß entgegen seinen Verord- 
nungen bei den Beerdigungen von Protestanten großer Pomp 
entfaltet werde, vor allem eine Menge Leidtragender erbeten 
würde, dem Anscheine nach ihm zum Trotz. Deshalb ordne er 
an. daß in Zukunft nicht mehr als 10 Personen den Leichen von 
Evaugelischen folgen dürften unter Androhung entsprechender 
Strafen *). Im folgenden Jahre spürte der Stiftsscholaster sämtliche 
noch bestehenden evangelischen Schulen auf, die dann vom Rate 
verboten wurden 5 ). Vollständig räumte letzterer mit den Wieder- 
täufern auf. die er 1002 sämtlich aus der Stadt durch Exekution 
entfernte, weil sie den Bestimmungen des Sendgerichts betreffs 
der Taufe nicht gehorchen wollten 6 ). 

Auf vielfältiges Drängen des Kurfürsten Ernst von Cöln 
hatte das Kapitel des Aachener Marienstifts sich 1599 um Über- 
lassung einige)- Jesuiten an den Provinzial gewandt. Diesem 

') \V. WolfT. Beiträge zu einer Reformationsgeschichte der Stadt 
Aachen, in den Theologischen Arbeiten aus dem rheinischen wissenschaft- 
lichen Prediger-Verein, N. F. VI, S. 104 ff. 

») Meyer I, S. 517. ») Ebd. S. 512 ff. 

4 ) Meyer I, S. 518; v. Fürth II, 2, S. 139 und Anm. 1. 

6 ) Meyer I, S. 520. 

6 ) Akten btrf. Religionsunruhen Fase. I im Stadtarchiv zu Aachen 
(zit. in der Folge: A. R.i. 
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Verlangen kam letzterer alsbald nach, indem er ihnen die Patres 
Schevikarius und Lehm schickte, für deren Unterkunft und Unter- 
halt vorläufig der Stiftsdechant von Wormbs sorgte. Die Patres 
nahmen sich sogleich ihrer gewöhnlichen Pflichten mit Eifer au. 
Als Schevikarius zur Belohnung seines Wirkens zum Rektor er- 
nannt und nach Graz berufen wurde, kamen für ihn sogleich 
zwei neue Patres. Am 31. Mai 1600 versprach ihnen das Stifts- 
kapitel jährlich 700 brab. Gulden zum Unterhalt « deß sollten 
ietzgemelte patres all hier in diesem Stift die cantzel mit predigen 
und mit confessarien auf tag und zeiten, wie alliier observirt 
wird, zu versehen verobligirt sein * 1 ). Es bedurfte jedoch erst 
mehrerer dringender Aufforderungen durch den Kurfürsten Ernst, 
ehe sich auch der Rat mit ihnen wegen der Gegenleistungen für 
ihre Tätigkeit in Verbindung setzte. Er mochte fürchten, durch 
ihr Wirken könnte der Friede in der Stadt gestört werden. Endlich 
am 6. Juni faßte er einhellig folgenden Beschluß : < Dieser zeit ist 
etwan mit 10 personen dieser statt und gemeinde genugsam 
gedienet », zu deren Unterhalt < sollte e. e. rath aus dem gemeinen 
aerario auf die von einem e. capitel eingewilligte 700 gülden 
brab. so viel zusatz verschaffen, daß einer jedweder person 100 
daler jährlichs gereichet werden sollen * : diesen Zuschuß bewilligte 
er auf 10 Jahre, hätten sie dann aus anderweitigen Einkünften 
jährlich 1000 Taler, so brauche er nicht mehr beizusteuern, 
andernfalls werde er weiter zuzahlen. Aber der Rat bestimmte 
auch: «daß, inmaßeu auch an anderen Orten nit ohne billige 
Bewegnus verordnet, dieser statt einwohner und unterthanen 
ihnen den patribus, entweder durch testament oder Schenkung 
ihre erbliche Guter in erbtumb und proprietaet nit übertragen 
sollen, sondern da ihnen dergleiche guter vermeint sie allein den 
fruetum, so lang derselbe, so solches geschenkt, lebet, haben und 
deßen genießen sollen 2 ). Wie man sieht, war das Entgegen- 
kommen des Rates nichts weniger als groß. So war der Geld- 
zuschuß vor allem sehr gering und die Bestimmung betreffs Erwerb 

l ) Ms. Bor. fol. 702. Hds. in de: königlichen Bibliothek zu Berlin, 
S. 16 ff.; Jesuitenchronik, Hds. im Stadtarchiv zu Aachen, und ihr Abdruck 
in den Annalen des hist. Vereins XVII. S. 30-52. 

■) Ms. Bor. fol. 762, S. 16 ff. 
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von Immobilien äußerst hemmend. Gegen diesen Beschluß erhob 
denn auch der General Aquaviva wegen der darin gestellten Be- 
dingungen in einem Schreiben vom 16. Dezember Widerspruch J ). 
Da der Rat aber nicht sogleich allen Forderungen der Gesellschaft 
nachkommen wollte oder auch nicht konnte, zogen sich die Ver- 
handlungen bis ins Jahr 1601, ehe es zum Vergleich kam 2 ). 

Mit Rücksicht auf die Anklagen, welche die Evangelischen 
im Jahre 1611 gegen den Rat wegen der 1599/60 erfolgten 
Erneuerung der mit Brabant abgeschlossenen Konkordaten er- 
hoben, erscheint es angezeigt, an dieser Stelle auch auf die 
bezüglichen Verhandlungen näher einzugehen. Auf Anhalten 
etlicher Kaufleute beschloß der Rat gegen Ende des Jahres 1599, 
mit Erzherzog Albrecht betreffs Wiedererlangung der früher in 
den Niederlanden genossenen Handelsprivilegien in Unterhand- 
lung zu treten. Zu dem Zwecke sandte er seinen Syndikus Alden- 
hoven nach Brüssel. Diesem gelang es jedoch erst bei einer 
zweiten Reise dahin, den Erzherzog zu bewegen, dem Gesuche 
der Stadt Aachen nachzugeben 3 ). Albrecht erklärte sich aber nur 
unter der Bedingung zur Erneuerung bereit, daß der Rat sich 
in einem Reverse verpflichte, niemals eine Änderung der katho- 
lischen Religion in der Stadt zuzulassen, andernfalls sollten die 
Freiheiten wieder als aufgehoben gelten. Diesem Verlangen gab 
der Rat am 16. Dezember nach. Der betreffende Passus in dem 
Schreiben an Albrecht lautete: «Wir Bürgermeister, Schöffen 
und Rat . . . geloben, daß wir nimmermehr einige Veränderung 
der katholischen religion in berührter unser statt zulassen wollen, 
dergestallt, da durch uns Selbsten, oder unsere nachkömmlingen, 
einiger anderer als der catholischen religion exercitia ungestraft 
zugelassen werden solten, daß wir auf solchen fall jetztgedachter, 
und durch ihre hochheiten von neuen confirmirten Privilegien 
und freyheiten uns keineswegs weiter erfreuen, noch dieselbe 
gebrauchen sollen. Wir geloben auch, daß höchstg. fürsten feind, 
rebellen oder derselben verbandten nicht unterhalten, denselben 
bev uns keine wohnung erstatten, sonderen, daß wir auff ihrer 
hochheiten ansuchen dieselbe vertreiben, und von uns außjagen, 
auch kein Kriegs volk in unserer Stadt aufhalten sollen, dardurch 

*) Ms. Bor. fol. S. 23. ») Ebda. •') S. P. A. 
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bemelter fürsten unterthanen beschädigt werden könnten, wie 
solches alles in denen ihro hochf. durchl. confirmirten accordaten 
außtrücklich verordnet befunden wird. Alles mit vorbehält ihr. 
kays. May. rechtens, und ohne jemands nachteil » l ). 

Später warf man dem Rate vor. er habe Brabant damals 
das Vogteirecht zum Nachteil Jülichs zugestanden. Wie wir sehen, 
ist davon in dem Reverse keine Rede. Rechtlich ist zu unter- 
scheiden zwischen der Obervogtei und der Vogtei. Aus dem Jahre 
1277 haben wir zwei Urkunden, nach denen der Herzog von 
Lothringen und Brabant das Obervogteirecht über Aachen hatte, 
und zwar sollten es schon seine Vorfahren gehabt haben « ab 
eo tempore, cuius non extat memoria >. Es war ein Amt von 
sehr geringer Bedeutung und bestand darin, die Stadt und Bürger 
zu schützen, und zwar nur auf Verlangen. Unbekannt ist, wie 
der Herzog von Brabant das Recht erwarb. Man hat angenommen, 
Aachen sei durch das Interesse am unbehelligten Handelsbetriebe 
veranlaßt worden, an dem Nachbarn einen Rückhalt zu suchen, 
während man auch nur den Schein einer Abhängigkeit zu 
meiden strebte 8 ). 

Der Vogt hingegen war der höchste Richter am Aachener 
Schöffengericht. Seit 1270 finden wir Graf Wilhelm von Jülich 
als Inhaber des Vogteirechtes, kraft dessen er im Vogtgedinge 
mit den Aachener Schöffen rechtliche Entscheidungen traf. Wie 
Jülich zu diesem Rechte gekommen, ist neuerdings klargestellt 
worden. Danach wurde es am 1. März 1545 dem Herzog von 
Jülich durch Karl V. verliehen: aus welchen Gründen, ist nicht 
bekannt. Es heißt, es sei geschehen zur Förderung der Freund- 
schaft zwischen Kaiser und Herzog >. Bis zu dem Zeitpunkte 
hatte Jülich sich dazu bequemen müsson, die Aachener Vogtei 
als brabantisches Lehen zu betrachten. Der lange Streit über 
diese Angelegenheit zwischen Jülich und Brabant hatte erst 
kürzlich, am 9. Februar 1545, dadurch sein Ende gefunden, daß 

') a Beeck, S. 29!) IT.: Nopp. III, S. 45f.; Mover I, 9i 519: Moser 
S. 85, § 16. 

*) Hoeffler, H., Entwicklung der kommunalen Verfassung und Ver- 
waltung der Stadt Aachen bis zum Jahre 1450, S. 29 f.: s. dort auch die 
übrige Literatur. 
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Jülich unter dem Druck der Verhältnisse erklärt hatte, daß man 
die von Brabant auf die V.ogtei von Aachen gemachten Ansprüche 
passieren lassen wolle 1 ). 

Wir haben oben von den Maßregeln gehört, die der Rat 
der Stadt Aachen traf, um die Protestanten nicht wieder auf- 
kommen zu lassen. Er fand jedocli mit seinen Verordnungen 
wenig Gehorsam. Am frühesten regten sich die Reformierten 
wieder. Schon im Jahre 1600 lesen wir in einem Sitzungsberichte 
der reformierten Gemeinde, man habe im Vertrauen auf Gottes 
Hilfe begonnen, die zerstörte Kirchenverfassung aufs neue auf- 
zubauen 8 ). Dazu stimmt auch die Mitteilung, daß sie seit dieser 
Zeit wieder ihre ständigen Prediger hatten 3 ). Es ist uns leider 
nicht bekannt, wie es in der lutherischen Gemeinde aussah. Da 
aber feststeht, daß dieselbe durch die kaiserlichen Verordnungen 
nie so sehr wie die Reformierten in Mitleidenschaft gezogen 
wurde, dürfen wir annehmen, daß sich bei ihr das kirchliche 
Leben bereits ebenso früh wieder entfaltete. Eine Einsicht in 
die damaligen Verhältnisse eröffnet uns ein Blick in den Rechen- 
schaftsbericht des Sondgerichts vom Jahre 1612/13, der den 
damals in der Stadt weilenden kaiserlichen Kommissaren über- 
reicht wurde 4 ). In diesem heißt es, in der Zeit von 1598 bis 
1608 — in letzterem Jahre stellte es seine Tätigkeit unfreiwillig 
ein — seien 699 Zuwiderhandlungen bestraft und 4752 Goldflor, 
an Bußen eingenommen worden 5 ). Rechnen wir dazu die Fälle, 
in denen sich die zu Bestrafenden durch das Anhören einer 
katholischen Predigt oder durch irgend ein anderes Mittel von 
der Buße befreiten, so zeigt sich uns deutlich, wie wenig man 
sich an die religiösen Verordnungen des Rates hielt 6 ). Wir hörten 
bereits, wie der letztere gezwungen wurde, in der Beerdigungs- 
frage von Protestanten schärfere Maßregeln zu ergreifen, um 
den überhandnehmenden Pomp bei solchen Anlässen zu ver- 
hindern. Doch fand der Rat gerade mit dieser Anordnung wenig 

«) Zts. d. Aach. Geschichtsvereins XXVI, S. 355—382. 
J ) W. WolfT, a. a. 0. VI, S. 105. ») Ebda. 
4 ) Ms. Bor. fol. 758. 

*) Akten Jülich-Berg, Stadt Aachen, Nr. 4 im Kgl. Staatsarchiv zu 
Düsseldorf (zit. in der Folge: Akten Jülich-Berg-Aachen). 
6 ) Ebda. 
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Anerkennung in der Bürgerschaft. Selbst die Katholiken waren 
darüber aufgebracht. Denn bei der religiösen Zerrissenheit der 
angesehenen Aachener Familien, in denen mehrfach sogar Zweige 
ein und derselben Familie verschiedenen Bekenntnisses gewesen 
zu sein scheinen, konnte der Fall eintreten, daß sie sich nicht 
einmal an den Begräbnissen von Anverwandten oder naher Freunde 
beteiligen durften oder aber für das Geleite bestraft wurden. So 
erfahren wir denn auch, daß sie in den Jahren 1608 und lolO 
ausdrücklich darüber Klage führten und den Protestanten großen- 
teils beistanden, um die Tätigkeit des Sendgerichts lahmzulegen 1 ). 

Wie sehr sich die Evangelischen in der Stadt bereits wieder 
stark fühlten, ersehen wir aus folgender Tatsache. Hatte man 
sich in der ersten Zeit darauf beschränkt, seinem Hasse gegen 
die Jesuiten durch die Verbreitung von Verleumdungen 2 ) über 
sie Ausdruck zu geben, so faßte man allmählich andere Mittel 
ins Auge. Bereits im Jahre 1603 vernahm man anläßlich von 
Unruhen in der Stadt, die durch Überfälle jülichscher Soldaten 
auf Aachener herbeigeführt wurden s ), nach Einnahme des Rat- 
hauses den Ruf in der Menge, bald werde es gegen die Jesuiten 
gehen 4 ). Daß man nicht bloß damals an dieses Vorgehen dachte, 
erfahren wir von den Jesuiten selbst, die in ihrer Chronik be- 
merken, durch Gottes Gnade seien sie vor diesen und ähn- 
lichen Stürmen bewahrt geblieben 5 ). Der Haß der Protestanten 
gegen die Patres hatte verschiedene Gründe. Zu der schon be- 
stehenden Abneigung aller Neugläubigen gegen diesen Orden 
kam in Aachen hinzu, daß sie vom Rate neben anderen Häusern 
den ehemaligen Versammlungsort der Reformierten, den «Klüppel », 
als Wohnung angewiesen erhalten hatten 6 ) und zudem aus der 
Stadtkasse den schon erwähnten Zuschuß empfingen. Dazu trat 
noch ein weiterer, und zwar wohl der wichtigste Grund. Sofort 
nach ihrer Ankunft hatten die Jesuiten ihre Schulen eröffnet 7 ). 

*) v. Fürth II, 2, S. 139; Meyer I, S. 541 und 547. 
«) Ms. Bor. fol. 702. 

a ) Die Streitigkeiten entstanden, weil Aachener Soldaten eine Salve- 
garde des Herzogs von Jülich umgeworfen hatten. 

*) Ms. Bor. fol. 7(52, S. 4ö. 6 ) Kbda. «) Ebda. 

7 ) Das geht aus einem Schreiben des Scholasters Stravius an den 
Herzog von Jülich vom 30. Sept. 1(501 hervor, worin er sagt, die Patres 
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Dieselben nahmen von Jahr zu Jahr an Schülerzahl zu 1 ). Selbst 
etliche Protestanten trugen kein Bedenken, ihre Söhne dem vor- 
züglichen Unterrichte der Patres anzuvertrauen. Mußten die 
Evangelischen da nicht fürchten, daß so allmählich ein Teil ihrer 
heranwachsenden Jugend ihrem Glauben entfremdet würde, ab- 
gesehen davon, daß die Jesuiten auch manche der Erwachsenen 
wieder der katholischen Kirche zuführten 2 ). Nicht vergeblich 
hielten sie an den Sonntagen im Münster unter großem Zulaufe 
und mit vielem Erfolge ihren Katechismusunterricht ab 3 ). 

Allerdings bleibt für uns die Frage noch offen, wodurch 
die Protestanten seit den Jahren 1603 und 1604 den Mut fanden, 
ihr Haupt wieder kühner zu erheben und ungescheut ihrer Ge- 
sinnung auch Ausdruck zu verleihen. Zu erklären ist dieser 
Umstand nur aus der Uneinigkeit, die seit dieser Zeit in der 
katholischen Bürgerschaft, vor allem im Räte selbst, einriß. Leider 
bietet uns das vorhandene Aktenmaterial darüber nur äußerst 
dürftige Anhaltspunkte, sodaß es schwer hält, den Grund des 
Zwistes klarzulegen. Nur soviel scheint festzustehen, daß er zum 
Ausgangspunkt den Streit des Rates mit den Schöffen hatte, 
der bis zu einer Klage des ersteren am Reichskammergerichte 
führte 4 ). Als der Rat eines Tages die Schöffen Berchem und 
Ellerborn aus seiner Mitte ausschloß und den Meier Schrick 

hätten die Schulen vor einigen Tagen eröffnet. Wenn Käntzeler in seinem 
Abdmek der Jesuitenchronik a. a. 0. S. 35 von einem Protest des Scholasters 
gegen die Eröffnung der Schulen spricht, so beruht das ebenso auf einem 
Irrtum wie die Bemerkung in der Handschrift selbst. Die Sache verhält 
sich in Wirklichkeit so, daß der Herzog von Jülich beim Scholaster an- 
fragte, ob die Jesuiten auch vor der Eröffnung die Erlaubnis nachgesucht 
hätten. Stravius bejahte die Frage und fügte bei. er habe es sehr gern 
gestattet, weil es zum Nutzen der katholischen Sache sei; so die Kop. 
der Briefe in Ms. Bor. fol. 762. 

') Ms. Bor. fol. 762. ») Ebda. 3 ) Ebda. 

4 ) Zts. des Aach. Geschichtsvereins X, S. 51 : « Bürgermeister und Rat 
gegen Schöffenmeister und Schöffen. Mandat an die Verklagten, ihr Amt 
gebürlich zu verwalten, den Parteien wieder Justiz zu administrieren, 
die erledigten Stellen mit geeigneten Personen zu besetzen und Kläger 
nicht beim kaiserlichen Hofgericht zu belangen, sondern beim Kammer- 
gericht. Einrede der gewaltsamen Behinderung durch die Kläger in ihrem 
Dienste, der unumschränkten Gerichtsbarkeit selbst gegen die Kläger und 
der Litispendenz beim Hofgericht in Prag. 
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seines Amtes entsetzte 1 ), näherten sich diese den Protestanten, 
um mit deren Hilfe wieder zu Amt und Einfluß zu gelangen 2 ). 
Es hat auch, den Anschein, als ob Berchem und seine Anhänger 
mit ihrer Anlehnung an die Protestanten aus persönlichen Gründen, 
Unterstützung bei den jüngeren Mitgliedern des Rates gefunden 
hätten, die aus politischer Kurzsichtigkeit glaubten, die Pro- 
testanten zufrieden stellen zu können, wenn sie ihnen in minder 
wichtigen Dingen nachgäben. Ihnen gegenüber standen in der 
Minderheit die Ratsmitglieder, weiche die Ereignisse vor 1598 
miterlebt hatten und wußten, daß man mit Gewährung von 
Kleinigkeiten anfing, um mit dem Verlust der Herrschaft zu 
endigen. Zu den letzteren sind vor allem Wiederrath, KlÖcker, 
Simon Moll, Horbach und Bleyenheufft zu rechnen, die sich 
allen Versuchen gegenüber, den Protestanten Zugeständnisse zu 
machen, ablehnend verhielten 3 ). Tatsächlich gelang es in der 
Folge Berchem und Schrick, mit Unterstützung der Protestanten 
wieder zu ihren Ämtern zu gelangen 4 ). Natürlich mußte das 
Selbstbewußtsein der Protestanten durch die Rolle, die sie wieder 
zu spielen begannen, nicht wenig gestärkt werden. Es eröffnete 
sich ihnen damit die Möglichkeit, aufs neue zu Einfluß und 
Macht zu gelangen. Schon im Jahre 1 H04 wandten sich die Re- 
ligionsverwandten augsburgischer Konfession an den Rat mit 
der Bitte, ihnen freie Religionsübung und Befreiung von der 
geistlichen Gerichtsbarkeit zu gewähren. Als sie damit abgewiesen 
wurden, ersuchten sie die protestantischen Fürsten und Stände, 
in diesem Sinne auf dem bevorstehenden Reichstage beim Kaiser 
für sie tätig zu sein 5 ). Wie es hingegen um jene Zeit mit der 

l ) Aus Aachens Vorzeit III, S. 37, IV, S. 82—84 ( Das Tagebuch des 
Stadtsyndikus Michael Klücker). 

a ) Ms. Bor. fol. 758 in der Antwort des evangelischen Rates auf das 
kaiserliche Schreiben vom lö. Mai 1613. 

8 ) Aus Aachens Vorzeit VII, S. 8-1 ff. , Akten Jülich-Berg-Aachen: 
Bericht Eichhorns an den Kaiser vom Jahre 1608; Bittgesuch der abge- 
setzten fünf Ratsmitglieder an den Kaiser vom Jahre 1609. Vgl. auch : 
a Beeck S. 303, v. Fürth II, 2, S. U2 f. 

*) Ms. Bor. fol. 758 : Antwort des evangelischen Rates auf das 
kaiserliche Schreiben vom 15. Mai 1613. 

6 ) Akten der lutherischen Gemeinde im Archiv der evangelischen 
Gemeinde zu Aachen. 
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Einigkeit und dem Ansehen des Rates ausgesehen hat, erfahren 
wir aus der Antwort, die der Stiftsdechont von Wormbs meh- 
reren Ratsdeputierten erteilte, als sie bei ihm wegen der jähr- 
liehen Dankprozession vorsprachen. Er erklärte ihnen nämlich, 
die Prozession sei mehr zum Skandal als zur Erbauung wegen 
des herrschenden Zwistes, man solle lieber « das Sakrament allein 
halten » ; auch möge mau nicht wahr machen, was die abgesetzte 
evangelische Regierung behauptet habe, nämlich, daß die Katho- 
liken zum Rate ungeeignet seien; solch Regiment könne un- 
möglich lange bestehen 1 ). Wie weit mußte es gekommen sein, 
wenn sich der Syndikus in der Ratssitzung wiederholt genötigt 
sah, die Mitglieder aufzufordern, einig und ruhig zu bleiben, 
sonst würde es mit ihrer Herrschaft schnell zu Ende sein 8 ). 
Seine Warnung verhallte ungehört. 

Es war eine Zeit, in der es in der Stadt einer Minder- 
heit 3 ), wenn sie nur zusammenhielt, mit Leichtigkeit gelingen 
konnte, ihre Absichten durchzusetzen. Um wie viel eher mußte 
ihr das gelingen, wenn ihr dabei ein Teil der Gegner, bewußt 
oder unbewußt, helfend zur Seite stand, wie es hier der Fall 
war! Bereits machten die Evangelischen den Versuch, wieder 

») Aus Aachens Vorzeit III, S. 39. 
•) Aus Aachens Vorzeit III, S. 85 ff. 

3 ) Eine genaue Angabe über das Verhältnis der Konfessionen in 
der Stadt während dieser Zeit läßt sich natürlich nicht machen, da hierzu 
alles erforderliche Material fehlt. Sicherlich waren aber die Prolestanten 
in diesem Zeitraum noch in der Minderheit, denn ein Überwiegen der- 
selben an Zahl ließe sich nur durch massenhafte Zuwanderung erklären, 
was während der Herrschaft des katholischen Rates unwahrscheinlich 
ist. Möglich, daß ihre Zahl nach Ausbruch der Unruhen bedeutend wuchs, 
so daß sie den Katholiken nicht weit nachstanden. Sicher ist das aller- 
dings auch nicht; denn die Behauptungen der Protestanten in den fol- 
genden Jahren, ihre Anzahl betrage zwei Drittel der Gesamtbevölkerung, 
ist nicht beweiskräftig, sondern nur eine Angabe, um die Berechtigung 
ihrer Ansprüche auf Anteilnahme am Stadtregiment nachzuweisen. Auch 
die Worte des Brüsseler Nuntius «die katholische Partei sei bei weitem 
schwächer als die protestantische», auf die Ritter, S. (08, sich stützt, 
sind nicht ausschlaggebend, denn das «schwächer» kann sich ebenso 
gut auf den Einfluß und die soziale Stellung der Katholiken als auf die 
Anzahl beziehen. Tatsache ist, daß, was Lage und Besitz angeht, die 
Protostanten nichts weniger als schlecht gestellt waren. 
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eigene Schulen einzurichten ; es mißlang ihnen aber. Die Wachsam- 
keit der Jesuiten sorgte dafür, daß das Unternehmen im Keime 
erstickt wurde Ob es wahr ist, daß die Protestanten im Jahr 1607 
die holländischen Truppen gebeten hätten, eine Überrumpelung 
der Stadt zu versuchen, die jedoch frühzeitig genug entdeckt 
und vereitelt worden sei, wie die Jesuitenchronik meldet, sei 
dahingestellt 2 ). Bald schon sollten sie eine bessere Gelegenheit 
erhalten, den ersten Schritt zu ihrer Freiheit zu tun und sich 
der drückendsten religiösen Bestimmungen des Sendgerichts zu 
entledigen. Bereits in früheren Jahren, wie z. B. 1603, war es 
wegen geringfügiger Streitigkeiten zwischen dem Herzog von 
Jülich und der Stadt zu Belästigungen der letzteren durch 
Jülicher Soldaten gekommen. Nun aber brach im Jahre 1606 
ein ernsterer Zwist mit dem Herzog aus. Der Grund dazu war 
folgender: Als am 18. Februar die Herzogin nebst ihrem Bruder 
die Aachener Heiligtümer besuchen wollte, widersetzte sich das 
vom Rate bestimmte Ehrengeleite der Absicht des Gefolges der 
Herzogiu, mit in die Stadt einzuziehen uud ihrer Herrin auch 
in derselben das Geleite zu geben. Da das Gefolge sich nicht 
gutwillig fügen wollte, kam es zu einem kleinen Handgemenge. 
Um Schlimmeres zu verhüten, verzichtete die Herzogin darauf, 
die Stadt zu betreten, und kehrte wieder um. Von da ab be- 
gannen die Feindseligkeiten zwischen Jülich und der Stadt. 
Diese klagte am Reichskammergericht gegen den Herzog, erstritt 
auch ein obsiegendes Urteil; das hinderte den Fürsten jedoch 
nicht, die Aachenschen Kaufleute auf den Landstraßen zu über- 
fallen und zu berauben. Die Belästigungen und Überfälle durch 
die Jülicher nahmen im Jahre 1608 einen erschreckenden Um- 
fang an; man schonte nicht einmal die Heiligtumspilger 3 ). In 
diesen Tagen sollen der Vogtmeier von Thenen und Jülicher 
mündlich und schriftlich durch offen in Haaren angeschlagene 
Edikte das Gerücht verbreitet haben, die Belästigungen durch 
die Jülichschen Truppen rührten daher, daß < etliche wenige 
Herren [benentlich Franz Wiederrath, regierender Burgermeister, 
Simon Moll, Werkmeister, und Mich. Klöcker] vor der im iahr 

») Ms. Bor. fol. 762, S. 48 f. ») Ebda S. 50. 

3 ) Nopp. II, S. 2M; Meyer I, S. 540; Haagen II, S. 205. 
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1598 alhie beschehener kays. restitution den Jülischen räthen, 
etliche Sachen verhaischen oder ihnnen eingewilligt haben, doch 
ihnnen nit gehalten» hätten. Als dann in der Nacht zum 12. August 
die Jülicher zwei Mühleu bei der Stadt zerstörten, rotteten sich 
am Morgen des 12. bewaffnete Bürger am Cölntor zusammen, 
zogen von dort durch die Pontstraße unter beständigem Zu- 
wachs zum Markte und ließen dem Rate mitteilen, sie würden 
einen Ausfall gegen die Jülicher machen, weil sie es nicht 
länger dulden könnten, daß ihre Mitbürger dermaßen bedrängt 
würden 1 ). Während bis dahin alles sich ziemlich ruhig abgespielt 
hatte, brach jetzt plötzlich vor dem Rathaus ein Tumult los. 
Man verlangte zu wissen, aus welchen Ursachen die Jülicher 
sich so feindselig zeigten und was an dem Gerede des Meiers 
wahr sei; man wolle ihn auf den Markt holen, um Aufklärung 
von ihm zu verlangen. Sobald der Lärm auf dem Rathause be- 
merkt wurde, traf man Vorsichtsmaßregeln. Man schloß alle 
Gewehre ein, verriegelte den Zugang zu der Glocke, um Wei- 
terungen zu verhüten. Dann schickte man einen Boten zu der 
unten versammelten Menge mit der Aufforderung, einen Aus- 
schuß zu bilden, der ihre Beschwerden vorbringen sollte; sie 
könnten auf geneigten Rat und Beistand hoffen, fügte mau 
hinzu. Die Menge folgte der Aufforderung; einige Bürger er- 
schienen und verlangten Auskunft über die Gründe der Jülich- 
schen Angriffe und das Gerede des Meiers. Die Delegierten 
beharrten darauf, daß von Thenen selbst auf den Markt geholt 
und dort vernommen werde. Die anwesenden Beamten erklärten 
sich schließlich damit einverstanden und schickten Leute hin, 
um ihn zu holen. Aber erst als ihm Bürger zu seinem Schutze 
beigegeben wurden, folgte er der Aufforderung. In Anwesenheit 
der Bürgermeister, der Syndici und des Rentmeisters ergriff er 
das Wort, suchte aber allerhand Ausflüchte [«ambages und 
umbgang»| zu machen. Die Menge forderte jedoch kategorisch 
eine offene und klare Antwort. Darauf gestand er endlich, 
er könne nicht behaupten, daß je etwas versprochen worden 
sei, er habe nichts dergleichen gehört 2 ). Obwohl durch 

l ) A. R. Fase. I. 

») A. R. Fase. I; Nopp. II, S. 214, Meyer I, S. 510 f. ; Haagen II, S. 206. 
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diese Erklärung die Beschuldigungen gegeu die katholischen 
Ratspersonen sich als leeres Gerede herausstellten, wollte die 
Menge doch nicht zur Ruhe kommen. Eine große Anzahl hielt 
das Rathaus besetzt, nahm die Schlüssel zu den vorher ver- 
schlossenen Toren in Gewahrsam und hatte nebenbei auch ein 
wachsames Auge auf die Beamten, «sodaß sie schier nichts 
heimblichs under sich reden konnten » So war unversehens 
aus dem Auflauf ein regelrechter Aufstand goworden. Jetzt hatte 
man den Rat in den Händen. Daß sich auch Katholiken an diesem 
Ungehorsam gegen den Magistrat beteiligten, ist begreiflich ; denn 
ohne zu wissen, wohin der Weg in Wirklichkeit gehen sollte, oder 
auch vielleicht von kurzsichtigen eigenen Glaubensgenossen auf- 
gehetzt, mochten sie annehmen, im Rate säßen Leute, die es 
über den Streit mit ihren Amtsgenossen versäumt hätten, sicli 
beizeiten wieder mit Jülich zu vergleichen. 

Unterdessen hatten etliche Ratsverwandte, auch andere 
Katholiken, bei Beginn der Zusammenrottung ihre Zuflucht zum 
Cölner Kurfürsten Ernst genommen, der sich zur Kur grade in 
der Stadt aufhielt Dieser bewog den Abt von Korneli-Münster 
und den Stiftsdechanten mit vieler Mühe dazu, daß sie sich zu 
der versammelten Menge begaben. Wahrscheinlich haben sie sich 
zur Unterhandlung mit derselben jener vornelimen und beim 
Volke einflußreichen Protestanten bedient, an deren Yermittlungs- 
tätigkeit beim Aufstande von 1608 im Jahre 1611 erinnert wird. 
Die beiden Boten warnten, «wann sie — die Menge — wie 
etliche radelsführer und unkatholische laut ausgeschrien und gern 
gesehen, ihre hand in der obrigkeit und miteinwohner blut zu 
besudeln sich understehen würden », so würden sie das für sich 
und ihre Angehörigen bitter beklagen müssen; Gott und die 
höchste Obrigkeit werde solche unmenschliche Bluttat nicht un- 
gestraft hinziehen lassen, sondern der ganzen Welt zum Exempel 
rächen und sie mit Weib und Kind, Hab und Gut in ewiges, 
selbstverschuldetes Elend stürzen. Das wirkte auch so weit, daß 
die größte Wut («furia >) gestillt wurde 2 ). Die Gemeinde, d. h. 

') A. R. Fase. I. 

») Akten Jülich-Berg-Aachen : Relatio des Kurfürslen Ernst an den 
Kaiser vom 7. Nov. 1608. 
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die Zünfte, wählten dann an einem der nächsten Tage ans ihrer 
Mitte 8 Personen, die das Weitere beraten sollten 1 ). Der Rat 
hatte die verhängnisvolle Schwäche, das zu dulden. Waren die 
Protestanten von den Ämtern ausgeschlossen gewesen, so fanden 
sie in diesem Ausschuß eine um so stärkere Vertretung. Es 
waren nämlich darin 3 Katholiken, 3 Calviner nnd 2 Luthe- 
raner 2 ); eine Verteilung, die doch auf keinen Fall den tatsäch- 
lichen Konfessionsverhältnissen entsprochen haben kann, aber 
ein Beweis, wie sehr die Protestanten bei dem ganzen Treiben 
beteiligt waren 3 ). Die Gelegenheit war zu günstig, als daß die 
Evangelischen sie nicht zu ihrem Vorteil ausgenutzt hätten. Zwar 
lagen die Dinge noch nicht so, daß sie hoffen konnten, freie 
Religionsübung durchzusetzen. Nur dem Sendgericht, das, wie 
wir bereits gehört haben, wegen der Strenge, mit der es gegen 
diejenigen vorging, welche gegen die katholischon Gebräuche 
betreffs Kindertaufe, Eheschließung und Leichenbestattung ver- 
stießen, arg verhaßt war, galt die erste Tätigkeit des Ausschusses. 
Dabei hatten sie sicher einen Teil der Katholiken aus den schon 
erwähnten Gründen auf ihrer .Seite. 

Aus uns unbekannten Gründen erhob der Ausschuß der 
Zünfte, als der Rat am 25. August mit Zutun des Kurfürsten 
Ernst Abgesandte nach Jülich schicken wollte, Widerspruch 
gegen deren Auswahl. Daran schloß sich abermals ein Auflauf, 
wobei Drohungen gegen die fünf Ratsherren und die Jesuiten 
fielen 4 ). Mit den vom Ausschuß vorgeschlagenen Deputierten 
war jedoch der Rat seinerseits nicht ganz zufrieden, sondern 
bestimmte einige andere Katholiken dazu, die Protestanten ließ 
er dagegen 5 ). Hatten während des Tumultes einige Protestanten 
sich zu dem Ruf verleiten lassen, sei man erst mit dem Rate 
fertig, dann werde es gegen die Jesuiten gehen, so mußte man 

l ) Ebda: Nopp. II, S. 182; Meyer I, S. 511 . 
s ) Akten Jülich-Berg-Aachen : Relatio 

3 ) Akten Jülich-Berg-Aachen : Verteidigungsschrift der fünf abge- 
setzten Halsmitglieder an den Kaiser vom 13. Dez. 1(508; A. R. Fase. 1. 

*) Ebda; vgl. auch Meyer I, S. ö-f-2. Vorgeschlagen wurden: Eiler- 
born, Berchem, Mees, Finger, Kuickhoven, K. von der Heggen, Venion, 
L. v. Lintzenich, Joh. Thielen und Math. Schrick. 
Meyer I, S. 542. 
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die schlechte Wirkung, welche diese Drohung womöglich haben 
konnte, zu verhüten suchen. Deshalb gab der Ausschuß den 
neuen Gesandten an die Jülichschen Räte den Nebenauftrag, 
zu versichern : wenn sie vielleicht den Verdacht geschöpft hätten, 
die Religionsverwandten in Aachen strebten nach dem Regiment 
und wollten die Katholiken daraus verdrängen, daß das nicht 
wahr sei; daß sie dieselbe Erklärung auch vor den Beamten 
und den Zünften abgegeben hätten. Nur soviel beabsichtigten 
sie, um die Abschaffung der Bestimmungen des Sendgerichts 
betreffs Taufe usw. zu bitten 1 ). Diese Erklärung hatten sie in 
der Tat am 15. August dem Rate gegenüber getan und zugleich 
versprochen, die Waffen niederzulegen, wenn ihr Wunsch erfüllt 
werde 2 ). Daraufhin erließ der Rat folgende Bekanntmachung: 
Nach langen Erwägungen erkläre er sieh wegen des lieben 
Friedens dahin, daß, soweit er könnte und ohne Benach- 
teiligung anderer Beteiligter dürfte, die Geldstrafen, die das 
Sendgericht wegen der Punkte Taufe usw. forden», abgeschafft 
würden dergestalt, daß die Religionsverwandten die Einsegnungen 
und Kindertaufen außerhalb der Stadt, und ihres Gebietes halten 
dürften, dagegen den Pfarrern in der Stadt die gewöhnlichen 
Gebühren dafür weiter entrichten sollten; in allen übrigen Dingen 
aber bleibe das Gericht unbehindert; die Gemeinde ihrerseits 
solle die Waffen jetzt auch alsbald niederlegen, sich still und 
friedlich ihrem Versprechen gemäß verhalten und auf den Zünften 
den Bürgermeistern anstatt des Rates aufs neue Treue und 
Gehorsam geloben ; dann solle der ganze Verlauf der Unruhen 
vergeben und vergessen sein 3 ). Der Wunsch des Rates ging 
selbstverständlich nicht in Erfüllung. Der Ausschuß unter pro- 
testantischer Herrschaft blieb in Kraft. Die Protestanten nutzten 
es aus, daß sie wieder ein politisches Organ in ihm hatten. Die 
Katholiken sammelten sich auch jetzt nicht. Sie waren gespalten 
in Freunde der von der Menge schon wiederholt verdächtigten 
fünf Ratsherren, in deren Gegner, die aus Haß gegen sie mit 
den Protestanten hielten, und in solche, die zu keiner Partei 

*) Akten Jülich-Merg-Aachen : Instruktion der Deputierten nach 
Jülich; vgl. auch Meyer I, S. 541. 

») Meyer I, S. öil ff. ») Ebda. 

2 

■ 
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standen, sondern allein das Beste der katholischen Sache wollten 1 ). 
Wir wissen bestimmt, daß die Fünf, gegen die sich in der Folge 
der Haß der Aufrührer richtete, nicht mit den erwähnten Ver- 
günstigungen des Rates an die Protestanten einverstanden waren 2 ). 

Die Verhandlungen mit Jülich hatten unterdessen auf Ver- 
wendung des Kurfürsten Ernst einen glücklichen Fortgang ge- 
nommen, man schien einer Einigung nahe; da trat ein Umstand 
ein, der das bisher Erreichte wieder zu vernichten drohte und 
den energischen Ratsmitgliedem verhängnisvoll wurde. In einem 
Schreiben beklagte sich nämlich die Herzogin von Jülich über 
eine ihr zugegangene Aufforderung des Erzherzogs Alb recht, 
die Stadt in Ruhe zu lassen und die Folgen zu bedenken, die 
aus einem solchen Streite entstehen könnten; er halte sich zu 
der Stadt Beschirmung und zu dieser Abmahnung verpflichtet, 
weil der Rat ihn um die letztere gebeten habe 3 ). 

Sobald man in der Bürgerschaft von dieser Klage der 
Herzogin erfuhr und hörte, das erwähnte Gesuch solle die Ver- 
handlungen zum Scheitern gebracht haben 4 ), kam es zu einem 
neuen Aufruhr 5 ). Man schob die Schuld deu fünf Ratsherren 
zu und verlangte drohend ihre Bestrafung 6 ). Es ist sicher kein 
Zufall, daß drei der Genannten Mitglieder des Sendgerichts waren, 
nämlich Moll, Bleyenheufft und Horbach 7 ). Bei Wiederrath und 
Klöcker mochte zu ihrer Unbeliebtheit, deren mutmaßliche Gründe 
bereits angeführt wurden, noch ihre Eigenschaft als Bürgermeister 
und Syndikus hinzutreten. Sie kamen zunächst in Betracht 
als Urheber des Schreibens an Erzherzog Albrecht 8 ). 

l ) Ms. Bor. fol. 762, S. 51 IT. 

•) Aklen Jülich-Berg-Aachen : Verteidigungsschrift der Fünf vom 
13. Dez. 1608. 

s ) Aklen Jülich-Berg-Aachen: Syndikus Kuickhoven an den Erz- 
herzog (Kopie); vgl. auch Meyer I, S. 541. 

4 ) In Wirklichkeit gingen die Verhandlungen weiter. 
8 ) Akten Jülich-Berg-Aachen. Relatio .... 

e ) Ehda : Verteidigungsschrift der Fünf an den Kaiser vom 13. Dez. 
1608; Relatio 

"') Akten Jülioh-Berg-Aachen : Bericht des Synodalgerichts an die 
kaiserlichen Kommissare vom Jahre 1612/13; Verteidigungsschrift der Fünf. 

8 ) Erzherzog Alhrecht richtete zwei Ahmachungsschreiben an Jülich, 
am 7. Juli und 12. August; s. Akten Jülich-Berg-Aachen (Kopien); A. R. 
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Wie sehr der Rat schon in der Furcht vor den Auf- 
ruhrern stand, sehen wir aus den nun folgenden Beschlüssen. 
Am 5. September entsetzte er auf Verlangen des Ausschusses 
die Fünf ihrer Ämter. Behielt er sich an dem Tage noch vor, 
daß ihnen ihre Verteidigung unbenommen bleiben solle, so 
fügte er in einem späteren Beschlüsse schon hinzu, wenn sie 
sich überhaupt verteidigen könnten, und traf alle Anordnungen, 
um ihnen dieselbe unmöglich zu machen. Seine Erwartung, 
die Bürger würden jetzt die Waffen niederlegen, ging nicht in 
Erfüllung 1 ). Tatsächlich herrschte von da ab in der Stadt 
nicht mehr der Rat, sondern der Ausschuß der Zünfte, selbst- 
verständlich, ohne rechtlich dazu befugt zu sein. Was er for- 
derte, das tat der Rat. Als er ihm anzeigte, die Mehrheit der 
Zünfte habe beschlossen, die Fünf in ihren Häusern durch 
Soldaten bewachen zu lassen, und verlangte, der Rat sollte 
demgemäß verfahren, fügte sich dieser gehorsam und legte 
jedem 2 Soldaten ins Haus. An die Beteuerungeu der Einge- 
sperrten, daß das Schreiben an Erzherzog Albrecht nichts gegen 
die Reichsbestimmungen, gegen das kaiserliche Urteil oder die 
Sicherheit der Stadt enthalten habe, störte man sich nicht, das 
wußte man selbst 2 ). Die Protestanten und die mit ihnen ver- 
bündeten Katholiken hatten erreicht, was sie wollten. Die Rats- 
personen, welche ihnen als «rauhe Männer» unbequem gewesen 
waren, hatten sie unschädlich gemacht. Die Mehrheit im Rate 
war ihren Anhängern verschafft. Die Zünfte brauchten nur auf 
dem einmal betretenen Wege, dem Rat ihre Wünsche zu äußern 
und deren Erfüllung zu verlangen, fortzuschreiten, und sie 
konnten sicher sein, ihren Zweck auch zu erreichen. Wie hätte 
es auch anders kommen können, da der Rat seine Sitzungen 
gewissermaßen unter den Augen der Bürger, die das Rathaus 

Fase. I. — Ob das Gesuch an den Erzherzog nur von den fünf Ratsmit- 
gliedern ausging, läßt sich nicht feststellen. Jedenfalls bat der Syndikus 
in dem Schreiben, im Namen seiner Herren den Erzherzog nur als «Be- 
schützer», nicht aber als «Obervogt» um Abmahnungsschreiben oder wo- 
möglich, wenn solche nicht fruchteten, um Hilfe; s. Akten Jülich-Berg- 
Aachen (Kopien). 

*) Akten Jülich-Berg-Aachen. 

8 ) Ebda, Ratsbeschluß vom 9. Sept.; Relatio des Kurf. Ernst (Kopien). 

2* 
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seit dem Beginn der Unruhen besetzt hatten, abhalten mußte 1 ). 
Der Ausschuß fühlte sich veranlaßt, darüber Klage zu führen, 
daß die Fünf trotz der Bewachung durch • die Soldaten sich mit 
geistlichen und weltlichen Personen berieten und gefährliche 
Anschlage planten, und verlangte deshalb, daß die alten Soldaten 
durch neue ersetzt und auch diese alle drei Tage wieder ab- 
gelöst würden. Sogleich beeilte sich der Rat, ihrer Forderung 
nachzukommen. Als der Ausschuß ihn jedoch darauf bat, aus 
seiner Mitte etliche Ratsverwandte ihm zuzuordnen, um kraft 
der von den Zünften verliehenen Vollmacht die Untersuchung 
gegen die Fünf einzuleiten, lehnte er das ab. Er wollte wegen 
dieser Maßregel erst durch seine Beamten mit dem Ausschusse 
Rücksprache nehmen. Von dieser Beratung sollten allerdings 
von vornherein Verwandte der Verhafteten ausgeschlossen sein 2 ). 
Darauf stellte der Ausschuß den Antrag, die Fünf auf ewig 
aller ihrer Ämter für verlustig zu erklären. Sofort sprach der 
Rat diese Absetzung aus, gestand auch den Zünften die weitere 
Untersuchung der Angelegenheit zu. Zudem bestimmte er neue 
Beamte an Seile von Moll, Horbach und Bleyenheufft und 
gelobte nochmals, nie an jemandem für den Aufstand Rache 
nehmen zu wollen. Auch versicherte er, friedliebende Personen 
— ob dabei an eine zukünftige Wahl von Protestanten in den 
Rat gedacht wurde, ist ungewiß — nicht vom Ratssitze zu ver- 
drängen noch fremde Nationen der Stadt auf den Hals zu 
ziehen. Nun aber möchten die Bürger ihn endlich in Ruhe 
lassen und gehorchen 3 ). Doch ward er die Geister, die er ge- 
rufen, nicht mehr los. Verschiedene Versuche, den Gefangenen 
gegen eine Kaution die Freiheit zu verschaffen, die Schlüssel 
zu den Stadttoren wieder zu verlangen und die Tagewacht der 
Bürger auf dem Rathause abzuschaffen, scheiterten an dem 
Widerstande des Ausschusses 4 ). Derselbe erzwang sogar das 
ausdrückliche Versprechen, daß die Gefangenen niemals ohne 
Einwilligung der Zünfte freigelassen werden sollten 5 ). 

*) Akten Jülich-Berg-Aachen, Verteidigungsschrift der Fünf (Kopien). 

*) Akten Jülich-Berg-Aachen. 

8 ) Ebda, Raisbeschluß vorn 23. Sept. (Kopien). 

4 ) Akten Jülich-Berg-Aachen. 5 ) Ebda. 
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Inzwischen kam durch Vermittelung des Kurfürsten Ernst 
und des Herzogs von Mantua der Vergleich mit Jülich zu- 
stande 1 .) Man hatte es für gut befunden, den fünf Ratsmit- 
gliedern einen nicht geringen Teil der Schuld an der Fortdauer 
des Zwistes zuzuschieben. Deshalb wurde ihrer auch in dem 
Friedensschreiben Jülichs höchst ungnädig gedacht 8 ). Gegen 
den Passus, der die Fünf betraf, protestierte nun Kurfürst 
Ernst mit den Worten, «daß er solchen passum des revers 
keineswegs approbire, sondern selbiges iustification einem rat 
gänzlich anheimstelle > 3 ). 

Indessen schien nun Erzherzog Albrecht sich der Über- 
wältigten, die seinetwegen gestürzt worden waren, nachdrücklich 
annehmen zu wollen. Am 9. Oktober forderte eine brabantische 
Gesandtschaft auf Grund des Obervogteirechts Aufklärung vom 
Rat über die ganze Sache und den augenblicklichen Stand der 
Dinge. Über ihre weitere Wirksamkeit liegen keine Nachrichten 
vor. Aber sie genügte immerhin, wie es scheint, um den Aus- 
schuß der Zünfte mit Angst vor einem neuen kaiserlichen Urteil 
zu erfüllen. Er drängte den Rat, zu seiner und der Gemeinde 
Verteidigung einen Abgeordneten des Rats und einen der Zünfte 
an den kaiserlichen Hof zu schicken 4 ). Der Rat, dem es bei der 
ganzen Angelegenheit nicht mehr wohl zu Mute war, sträubte 
sich. Erst als die Deputierten ihre Ämter niederzulegen und für 
die weiteren Ereignisse nicht mehr einstehen zu wollen drohten, 
bestimmte er den Svndikus zu seinem Beauftragten. Die Zünfte 
machten K. von der Heggen zu ihrem Abgeordneton. Das Schreiben, 
das sie diesem mitgaben, mußte dem Rat vorgelegt werden. Der 
billigte es, fügte aber zugleich der Beglaubigungsschrift hinzu, 
man möge dem, was die Gesandten über ihre Instruktion hinaus 
noch mündlich vorbrächten, keinen Glauben schenken 5 ). Er schien 

•) Ebda; Nopp. II, S. 2161.; Meyer I, S. 542 f. 

■) Akten Jülich-Berg-Aachen; äleyer, Aachensohe Geschichten III 
(Kopien). s ) Ebda. 

•*) Akten Jülich-Berg-Aachen: Supplikation und abcrniahlige Suppli- 
kation des großen Ausschusses um Bewilligung der vielfältig begehrten 
Schickung. 

6 ) Akten Jülich-Berg-Aaehcn: Ratsbeschlüsse vom 4., 20. und 
22. Nov. 1608. 
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also doch zu fürchten, die Protestanten möchten bei dieser Ge- 
legenheit in Religionssachen größere Freiheit vom Kaiser zu 
erlangen suchen. 

Als die Vertreter des Rats und der Bürgerschaft am 26. De- 
zember in Prag anlangten, war ihnen der Verteidiger der Fünf 
längst zuvorgekommen 1 ). Er hatte in einer Denkschrift vom 
Iii. Dezember dem Kaiser die ganze Entwicklung der Unruhen 
in Aachen dargelegt und ihn zum Schluß gebeten, dem Ausschusse 
der Zünfte und seinen Gewaltgebern sub poena banni » zu 
befehlen, die angefangene Neuerung in Religionssachen abzu- 
stellen, das Sendgericht in seiner Tätigkeit nicht zu behindern, 
dem Rate das Stadtregiment wieder zu übergeben, die Fünf in 
ihre Ämter einzusetzen und ihnen den erlittenen Schaden zu 
vergüten. Um das alles herbeizuführen, möge man die ganze 
Sache einem benachbarten Fürsten übertragen und anvertrauen. 
Was die Verhafteten selbst über den Grund des Hasses gegen 
sie angeben, stimmt mit dem überein, was bereits angeführt wurde 
und auch durch andere Berichte bestätigt wird. Man sei nämlich, 
sagten sie, so gegen sie vorgegangen, teils aus «privato quodam 
odio et rancone », teils deshalb, weil sie Beisitzer des Sendgerichts 
und bei der Bestrafung der Übertreter mittätig gewesen seien, 
dann auch, weil sie auf der Stadt und Religion Sachen fleißige 
Obacht genommen und der Gegner Anschläge hätten stören helfen. 
Die Hauptführer bei diesem Treiben seien freigesprochene Ge- 
ächtete gewesen, die selbst nach dem Regiment gestrebt hätten 
und jetzt durch die Zünfte auch zu Einfluß gelangt seien 2 ). 

Am 2. Januar des folgenden Jahres (1609) übergaben Kuick- 
hoven und K. von der Heggen ihre Schrift, worin zunächst die 
Rede war von dem Zwiste mit Jülich und seiner Veranlassung. 
Dabei hieß es, da der Herzog verschiedene Ratsmitglieder, nämlich 
die Fünf, als die Hauptschuldigen an dor Fortsetzung des Streites 
bezeichnet und vor Anknüpfung von Verhandlungen zuerst ihre 
Absetzung verlangt habe, so hätten sie dieser Aufforderung Folge 
geleistet und sie überdies durch Soldaten in ihren Wohnungen 
bewachen lassen. Auf deren Bitten seien dann am 9. Oktober 
brabantische Gesandto angekommen, die über alles, was vor- 

') Meyer I, S. oU. ') Akten Jülich-Berg-Aacben. 
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gefallen sei, genaue Auskunft verlangt hätten, um feststellen zu 
können, ob sich nichts ereignet habe, was gegen die Rechte des 
Erzherzogs als Obervogt der Stadt gerichtet sei 1 ). Von den Fünf 
hieß es dann weiter, sie hätten einige Zeit hindurch fast das 
ganze Regiment an sich gezogen und wären die Ursache, daß 
die Herzogin von Jülich und ihr Bruder im Jahre 1606 beleidigt 
worden seien. Alle ihre Untaten hätten sie insgeheim ohne Wissen 
der übrigen Ratsmitglieder und der Gemeinde getrieben und 
doch dabei stets die Bezeichnung «Bürgermeister, Schöffen und 
Rat » gebraucht. Im übrigen sollten die Gesandten betonen, daß 
es sich durchaus nicht um einen neuen Aufruhr der Protestanten 
gehandelt habe, sondern daß die Bürgerschaft nach dem Ver- 
gleiche mit Jülich die Waffen niedergelegt und den Rat als ihre 
Obrigkeit anerkannt hätte und es auch in Zukunft so halten 
wollte, wie sich das gezieme. Das Schreiben schloß mit der Bitte 
an den Kaiser, der Stadt seine Gnade zu erhalten und sie vor 
den Anmaßungen und etwaigem Schaden durch Erzherzog Albrecht 
zu bewahren 2 ). Wenn der Rat aus Besorgnis vor einer ungün- 
stigen Entscheidung des Kaisers vorher so lange mit der Ge- 
sandtschaft an ihn gezögert hatte, so sollte er sich darin nicht 
getäuscht sehen. Nachdem der Kaiser auf Grund der Berichte 
des Kurfürsten Ernst, des Erzherzogs Albrecht 3 ), der Fünf und 
der Bürgerschaft zu einem Urteil gekommen war, erließ er am 
11. Mai 1600 an den Rat ein Schreiben, in dem er die Ab- 
setzung der fünf Ratsmitglieder und alle Zugeständnisse an die 
Protestanten auf Kosten des Sendgerichts für ungültig erklärte 
und Wiedereinsetzung der ersteren in ihre Ämter anordnete 4 ). 
An demselben Tage gab er dem Kurfürsten Ernst den Auftrag, 
eine Kommission in die Stadt zu entsenden, um den wahren 
Grund des Tumultes zu erfahren, die Rädelsführer zu ermitteln 
und alles zu verfügen, was zur Aufrechterhaltung des im Jahre 



') Tatsächlich hatte Erzherzog Albrecht zwei Gesandte mit diesem 
Auftrage nach Aachen gesandt. Ihr Instruktionsschreiben s. Akten Jülich- 
Berg-Aachen. 

•) A.R. Fase. I.; Meyer I, S. 543 f. 

•) Durch P. de Vischer, seinen Agenten, dem Kaiser überreicht. 
4 ) Meyer I, S. 544 f.; Nopp. II, S. 216. 
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1593 gefällten Urteils nötig sei. Der Stadt machte er von dieser 
Verfügung am 16. Mai Mitteilung 1 ). 

Unterdessen war aber ein Ereignis eingetreten, das wie 
kein anderes geeignet war, die Lage der Protestanten in dei 
Stadt Aachen zu bessern, und ihnen die Aussicht auf Erfolg 
ihrer Bestrebungen eröffnete. Am 25. März 1(509 war nämlich 
der Herzog von J ülich ohne Erben gestorben. Waren die Aachener 
bisher von allen Seiten mit katholischen Fürsten umgeben ge- 
wesen, so wurde das jetzt mit einem Male anders. Es ist hin- 
reichend bekannt, wie von den vielen Bewerbern um das jülichsche 
Erbe sich Brandenburg und Pfalz-Neuburg über die Besitz- 
ergreifung einigten. Mit Hilfe Frankreichs, der protestantischen 
Stände und der Generalstaaten gelang es ihnen, die Festung 
Jülich zu nehmen. Auch eroberten und besetzten sie das zum 
Aachoner Gebiet gehörige Schloß Kalkofen, das die Brabauter 
in Besitz gehabt hatten 2 ). Günstiger hätten sich die Dinge 
für die Evangelischen in Aachen nicht gestalten können. Nun 
hatten sie in nächster Nähe die Truppen ihrer Glaubensge- 
nossen, die sich jederzeit bereit zeigten, sie mit Rat und Tat 
zu unterstützen. 

Um den kaiserlichen Befehl, den fünf abgesetzten Rats- 
mitgliedern ihre Ämter wieder zu verleihen, kümmerten sich die 
Zünfte also wenig. Es wird berichtet, nur 6 Zünfte hätten, und 
zwar einhellig, beschlossen, gehorsam zu sein, während die übrigen 
acht, in denen die Religionsverwandten «potiores in votis », sich 
geweigert hätten. Auch wolle das Haupt des Ausschusses, der 
jetzige Bürgermeister Berchem, welcher das ganze Regiment 
führe, den großen und kleinen Rat nicht berufen, noch den 
kaiserlichen Befelil anschlagen. Er lasse sich vielmehr keck ver- 
nehmen, wenn das kaiserliche Mandat angeschlagen werden sollte, 
würde er daneben seine und seines Anhangs Verteidigung an- 
bringen, um die Ausstreuungen seiner Gegner zu widerlegen. 
Er könnte die Zünfte wegen der Trennung, die unter ihnen 
herrsche, jetzt nicht zusammenberufen. Der Kaiser habe schon 
viel schärfere Verordnungen erlassen, ohne daß bei Ungehorsam 

') Akten Jülich-Berg-Aachen. Kopie des Briefes an den Kurf. Ernst. 
») Meyer I, S. 5-18. 
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gegen sie etwas erfolgt sei ; die Gemeinde brauche deshalb keine 
Angst zu haben vor den Folgen. 

Ein erneutes Gesuch der Fünf an den Kaiser um Bestrafung 
der Widerspenstigen blieb wirkungslos 1 ). Der Kaiser geriet damals 
bekanntlich selbst immer mehr in eine so prekäre Lage, daß von 
ihm keine nachdrückliche Hilfe zu erwarten war. Noch einmal 
versuchte Kurfürst Emst kraft des kaiserlichen Auftrages die 
zerfahrenen Verhältnisse in der Stadt durch seine Kommission 
zu ordnen; indes vergeblich. Das einzige, was diese ausrichten 
konnten, war die wiederholte Mahnung, endlich Rulle und Frieden 
zu halten, der Obrigkeit zu gehorchen, keine religiösen oder 
politischen Neuerungen vorzunehmen, sondern an das kaiserliche 
Urteil von 1593 und seine Folgen zu denken. Die fünf ehemaligen 
Ratsmitglieder wurden freilich jetzt freigelassen, was die Kom- 
missare aber sonst erlangten, waren leere Vertröstungen. Das 
Eine sahen aber auch sie ein, es war zu spät, die Bestimmungen 
des Sendgerichts wieder in Kraft zu setzen. Dazu hatte sich die 
Stellung der Protestanten zu sehr gestärkt 2 ). Sie versprachen, 
sich wegen dieses Punktes auf Bitten der Protestanten und auch 
eines Teils der Katholiken beim Kaiser zu verwenden und die 
nachgesuchte Moderation nach Vermögen zu befördern 3 ). Von 
ihrem weiteren Wirken haben wir keine Kunde. Sie werden den 
Versuch, die alten Zustände in der Stadt wiederherzustellen, als 
aussichtslos aufgegeben haben. Die Uneinigkeit unter der katho- 
lischen Bürgerschaft dauerte fort. Die Protestanten fühlten sich 
seit dem Moment, in dem in Jülich-Kleve der Wechsel eintrat, 
wieder im Besitze der Vorherrschaft in der Stadt und benahmen 
sich von da ab demgemäß. 

l ) A. R. Fase. I. 

*) S.P.A., Kopien der drei bei Meyer I, S. 545 IT. aufgeführten 
Rezesse. 

3 ) A. R. Fase. I, II; a Beeck S. 305 ff.: Nopp. II, S. 217; Ilagen II, 
S. 208 f.; v. Fürth II, 2. S. 7« ff. 
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II. Der Ausbruch der Unruhen, ihr Verlauf und 
die Vermittlungstätigkeit der verschiedenen Kommissionen. 



Das Das zeigte sich zunächst vor allem darin, daß sie an Sonn- 

Ausiaufcn. t a g 0n ( | en Gottesdienst auf jülichschein Gebiete, in Weiden und 
Stolbcrg, zu besuchen begannen, und zwar geschah das nicht in 
der Stille und in aller Ruhe, sondern bewaffnet unter Lärmen 
und Schreien. Daß es dabei zuweilen an den Toren nicht ohne 
Belästigungen durch Katholiken abging, ist erklärlich. Der Rat 
verbot zwar dieses « Auslaufen » und ging mit Strafe gegen die 
Zuwiderhandelnden vor, ohne daß es jedoch abgestellt wurde 1 ). 
Es wird berichtet, der Rat habe auf Ersuchen benachbarter 
Fürsten, unter denen natürlich Cöln und Brabant zu verstehen 
wären, dieses Verbot erlassen*). Daß die Evangelischen auch 
sonst begannen, den Bestimmungen des Rates entgegenzuhandeln, 
sehen wir aus einem Erlaß des letzteren vom 16. November 1610, 
worin es heißt: Er habe vernommen, daß man in den Zünften 
andere als katholische Meister anstelle; er ermahne nun die 
Handwerksgenossen, von diesem ihrem ungebührlichen Beginnen 
abzustehen und sich in Zukunft nach den geltenden Verordnungen 
zu richten 3 ). Die Befehle des Rates fruchteten aber nichts, wie 
das ja erklärlich ist; saßen doch in ihm zahlreiche Mitglieder, 
die erst vor kurzem die Erhebung der Gemeinde gegen ihre 
Amtsgenossen nicht ungern gesehen. Hatten die Protestanten 
aber damals im Verein mit den Katholiken den Ungehorsam 
gewagt, so standen ihnen jetzt ganz andere, wichtigere Helfer 
zur Seite. Sie wandten sich im Laufe des Jahres 1611 an die 
*) A. R. Fase. I. 

*) S. P. A. } Hds. : «Es ist außer allem Zweifel»; Nopp. II, S. 217. 
9 ) Ebda. 
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Possidierenden mit der Bitte, beim Rate für die wegen des 
«Auslaufens» Bestraften einzutreten. Darauf schickten diese 
Conrad von der Heggen und Nikolaus von Langenberg nach 
Aachen, um in diesem Sinne tätig zu sein. Sie verlangten Auf- 
hebung der verhängten Strafen, denn die Urteile seien gegen 
den Religionsfrieden. Sie sprachen ferner die Hoffnung aus, daß 
der Rat in Zukunft sich nicht mehr durch dergleichen Edikte 
gegen den Frieden vergehen, die Evangelischen in ihren religiösen 
Übungen nicht schmälern und Ruhe und Frieden halten würde 1 ). 
Der Rat ging auf die Forderungen nicht ein, sondern rief nun- 
mehr den Kürfürsten Ernst um Vermittlung an. Dieser richtete 
darauf am 26. Mai ein Schreiben an die Possidierenden, in dem 
er daran erinnerte, wie er vor Jahren auf Befehl des Kaisers 
die Unruhen in Aachen zur Zufriedenheit der Bürgerschaft ge- 
schlichtet habe, die seitdem wiederholt erklärt habe, sie wolle 
an den damals geschaffenen Zuständen festhalten. Auch heute 
habe er kraft bestehender Kommission dafür zu sorgen, daß 
alles in Ruhe bleibe und die Obrigkeit geachtet werde. Deshalb 
höre er mit Befremden, daß sie vor kurzem an deu Rat und 
auch an das Kapitel des Marienstifts unbillige Zumutungen ge- 
stellt hätten. Er könnte nicht glauben, daß sie sich den kaiser- 
lichen Anordnungen widersetzen, noch viel weniger sie mit 
Gewalt aufbeben wollten. Aus dem Schreiben an den Rat lasse 
sich nun aber nichts anderes entnehmen, als daß sie ihm die 
Gerichtsbarkeit über einige seiner Untertanen entziehen wollten. 
Wie ihr Vorgehen bei katholischen Füi-sten und Ständen wirken 
würde, könnten sie selbst leicht ermessen. Der Zustand des 
Reiches erfordere ein anderes Benehmen, um wieder Vertrauen 
und Ruhe einziehen zu sehen. Sie möchten sich also in Zukunft 
die Mühe sparen, mit solchem Verlangen an den Rat heran- 
zutreten, damit nicht der Friede, den er, der Kurfürst, gestiftet 
habe, zerstört oder dazu dienende Einbildungen gefaßt würden 8 ). 
Aber schon vor Eingang dieses Schreibens hatte sich auch der 
neue jülichsche Vogt, Johann Vcrckeu, für die Protestanten 
verwandt. Er habe gehört, schrieb er an den Rat, daß er sich 
wider Erwarten den jülichschen Gesandten nicht geneigt gezeigt 

') Ebda. ») Ebda. 



Digitized by Google 



— 28 — 



hätte. Natürlich habe er den ganzen Sachverhalt soinon Herren 
als den Protektoren der Stadt berichten müssen. Von ihnen 
habe er nun seine Anweisungen erhalten; er erwarte also, daß 
die gefangenen Religionsverwandten beider Konfession auf freien 
Fuß gesetzt würden, da sie nichts Böses getan, sondern nur 
ihren Religionsübungen im Jülichschen nachgegangen wären, 
was zu Lebzeiten der verstorbenen Herzöge Wilhelm und Johann 
Wilhelm stets straflos hätte geschehen dürfen. Um diese gütliche 
Aufforderung zu bezeugen, seien ihm Joh. Kalckberner und 
V. Momma beigeordnet worden. Sollte der Rat seinem Ersuchen 
keine Folge leisten, so möchte er wenigstens nicht weitere Un- 
ruhe stiften. Der Rat scheint seine Antwort darauf in schroff 
ablehnender Form gegeben zu haben, denn unter dem 13. Juni 
lesen wir in einem Schreiben der Possidierenden an den Rat : 
Sie seien befremdet über die Erklärung betreffs der evangelischen 
Bürger, die dem Yogt zugestellt worden sei. Der Vogt habe nur 
seino Pflicht getan. Sie wüßten sich keiner Reichsbestimmung 
zu erinnern, die das «Auslaufen» zu den Predigten der im 
Reiche zugelasseneu Konfessionen verböte; vielmehr verlange 
der klare Buchstabe des Gesetzes, daß in deu Reichsstädten kein 
Bürger den andern wegen seines Glaubens schmähen oder kränken 
dürfe. Man sähe ja auch in allen umliegenden Ländern, was 
unzeitige Verfolgung und Einschränkung der Gewissensfreiheit 
für schlimme Folgen habe. Deshalb sollte auch er die gefangenen 
evangelischen Bürger ohne Entgelt freigeben. Auch möge man 
sich hüten, in Zukunft ihre, der Possidierenden, wahre und 
nicht unkatholische Religion noch einmal zu beschimpfen, wie 
es in dem letzten Schreiben geschehen sei, damit sie nicht zu 
anderen Mitteln greifen müßten 1 ). Alle Schriftstücke, die an- 
geführt wurden, sind von Brandenburg und Neuburg gemeinsam 
ausgestellt, sodaß es unmöglich ist, zu erkennen, ob einer mehr 
als der andere zur Einmischung in die Aachener Verhältnisse 
drängte. Von Anfang an scheint es der gemeinsame Wunsch 
der Possidierenden gewesen zu sein, die Ruhe in Aachen zu 
erhalten; denn bei der nichtssagenden Untei-stützung, die sie 
seit, dem Tode Heinrichs IV. von Frankreich her erhielten, 

») Ebda. 
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fürchteten sie lebhaft eine Einmischung der Spanier und des 
Erzherzogs Albrecht. Der Erzherzog hielt sich in ihrem Streit 
mit dem Kaiser, wie auch in den Angelegenheiten der Stadt, 
damals während ihres Kampfes wider Erzherzog Leopold neutral. 
Aber er konnte nicht wünschen, daß in Aachen die Protestanten 
sich ganz des Regiments bemächtigten, was leicht die Besitz- 
nahme der Stadt durch Jülich hätte zur Folge haben können, 
und behielt deshalb die Stadt scharf im Auge. 

Auch von katholischer Seite erfolgten frühzeitig Versuche, 
die Ruhe in Aachen zu erhalten. In der Besorgnis vor den 
neuen unzweifelhaft sich vorbereitenden Unruhen hatte sich 
der Rektor der Jesuiten, die wohl wußten, daß es bei jenen 
zunächst gegen ihren verhaßten Orden gehen werde, nach 
Lüttich zum Kurfürsten Ernst begeben mit der Bitte, nach 
Aachen zu kommen, um auf geeignete Mittel zur Abwendung 
der Unruhen bedacht zu sein '). Der Erzbischof folgte dem 
Rufe am 2. Juli. Am folgenden Tage berief er die Ratsmitglieder 
und Schöffen zu sich und zeigte ihnen, wie das gegenwärtige 
Übel von ihrem eigenen Hader herrühre. Dann befahl er ihnen, 
sich auf die Bedingungen gütlich zu einigen, die er als gerechte 
längst vorgeschlagen habe. Wer sich noch weiter dagegen 
sträube, den werde er als einen Aufrührer betrachten. Es 
widersprach ihm niemand, sondern mau ging auf die Bedin- 
gungen ein 2 ) und bekräftigte das Versprechen durch Hand- 
schlag 3 ). An demselben Tage lud er auch die vornehmsten 
Protestanten vor und ermahnte sie dringend, von jedem ge- 
fährlichen Vorhaben abzustehen und ihrer Obrigkeit zu ge- 
horchen ; folge man nicht, so würden sie Scldimmes zu erwarten 
haben 4 ). Es scheint, daß sie ihn mit guten Vertröstungen be- 
ruhigt haben. Dadurch verleitet muß der Kurfürst tatsächlich 
die Lage durchaus nicht als ernst angesehen haben, denn 
er hinterließ vor seiner Abreise dem Kapitel und dem Rate 
Anweisungen, wie die Einkünfte des Ordens zu sichern und 

1 * 

*) Ms. Bor. fol. 762: Nopp. II, S. 217: Meyer I, S. 548. 
■) Den Vertrag zwischen dem Rat und den Schöffen s. Nopp. III. 
S. 146 ff. 3 ) Ms. Bor. fol. 762. 

*) Nopp. II, S. 217; Meyer I, S. 548: v. Fürth II, 2 ; S. 76. 
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zu erhöhen seien 1 ). Kaum aber hatte er seine Heimreise ange- 
treten, so sollte es zur Katastrophe kommen. 

Der Rat hatte aus der großen Anzahl von Protestanten, 
die sonntäglich bewaffnet und unter großem Lärm auszulaufen 
pflegte, vor kurzem fünf herausgegriffen und sie zu Geld- 
oder Kornstrafen verurteilt. Diese zeigten sich jedoch im Ver- 
trauen auf den Beistand ihrer Glaubensgenossen durchaus nicht 
geneigt, die Strafe zu bezalüen. Sie waren deshalb ins Gras- 
haus geboten worden. Da sie auch hier trotz dreimaliger Auf- 
forderung bei ihrer Weigerung beharrten, so beschloß der Rat 
am 5. Juli vormittags, daß sie entweder jetzt zahlen oder vor 
Sonnenuntergang die Stadt verlassen sollten 2 ). Der kritische 
Augenblick war nun gekommen. Folgten die Verurteilten dem 
Gebote, und ließen ihre Glaubensgenossen ihre Verbannung 
ruhig geschehen, dann konnte der Rat vielleicht noch hoffen, 
der Bewegung Herr zu werden. Aber es sollte und mußte 
anders kommen. Wie es scheint, haben sich am Mittage noch 
einmal vornehme Protestanten für die Verhafteten verwandt. 
. Auf dem Rathause trafen sie nur einige Beamte an. Als sie 
vor diesen ihre Bitte vorbrachteu, erhielten sie zur Antwort, 
sie selbst könnten an dem Urteile nichts ändern, doch seien 
sie bereit, den Rat auf den folgenden Tag in dieser Sache zu 
berufen. Mit diesem Bescheide verließen die Protestanten das 
Rathaus 8 ). 

Der Sturm Sobald der Bescheid sich unter der Menge der Protestanten 
auf das verbreitet hatte oder vielmehr verbreitet worden war *), sah man 
anT^JuH sie am Nachmittage gegen Abend rottenweisc auf den Markt 
1611. ziehen, sich dort beraten und dann ungefähr 200 Mann stark 
nach dem Rathaus sich hinauf begeben. Als der Bürgermeister 
Christian Mees angesichts der Menge die Gittertür am Rathaus 
versperren ließ und sie durch das Gitter nach ihrem Begehren 
fragte, antworteten sie ihm, sie wollten deu Bügermeister 
sprechen. Darauf entgegnete ihnen Mees, er wolle die Tür 

1 

») Ms. Bor. fol. 762; v. Fürth II, 2, S. 76. 

») A.R. Fase. I — III; S. P.A.; Kopp. 11, S. 217: Meyer I, S. 549; 
v. Fürth II, 2, S. 77. 

3 ) Akten Jülich-Berg-Aachen. *) Ebda. 
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öffnen, wenn sie in geringerer Anzahl eintreten wollten. Damit 
waren sie jedoch nicht einverstanden ; sie schrieen vielmehr mit 
größerem Ungestüm, sie wollten die Türe geöffnet und die 
fünf Religionsverwandten freigelassen haben. Der Bürgermeister 
ließ sich darauf nicht ein, sondern forderte sie anf, wenn sie 
sich über etwas zu beklagen hätten, so sollten sie ihre Be- 
schwerden schriftlich abfassen und ihm übergeben, sein Amts- 
genosse sei nicht bei der Hand, er wolle ihn aber nebst anderen 
Beamten berufen und den großen Rat auf den nächsten Tag 
versammeln, um ihre Bitten vorzutragen, in der festen Zuver- 
sicht, der letztere werde sich willfälirig erweisen, deshalb sollten 
sie bis morgen Geduld haben. Das wollte jedoch bei der Menge 
nicht verfangen, sondern nachdem man noch einmal die Öffnung 
der Türe vergeblich verlangt hatte, lief man mit den Worten: 
ein jeder solle seine "Waffen ergreifen, was den fünf jetzt ge- 
schehe, würde ihnen allen nächstens widerfahren, die Stiegen 
am Rathaus hinunter, schlug und schrie in den Gassen Alarm 
und forderte die übrigen Protestanten auf, die Waffen an sich 
zu nehmen, da es nun einmal sein müsse 1 ). Dann kehrten die 
Aufständischen in bedeutend verstärkter Anzahl vor das Rat- 
haus zurück und erneuerten mit demselben Ungestüm ihre 
Forderung betreffs Losgabe der fünf verurteilten Glaubens- 
genossen. Einer solchen Aufregung war der altersschwache 
Bürgermeister Mees nicht gewachsen, halb ohnmächtig mußte 
er sich von den Seiuigen nach Hause führen lassen. Jetzt ging 
der Lärm erst recht los. Etliche der bewaffneten Protestanten 
liefen zu der Brandglocke; als sie den Zugang zu derselben 
versperrt fanden, erbrachen sie ihn mit Gewalt. Da es ihnen 
trotzdem wegen Versperrung des innersten Raumes nicht ge- 
lang, zu ihr zu kommen, begaben sie sich zu der gewöhnlichen 
Sturm- oder Pfortenglocke, mißhandelten den Bewahrer der- 
selben, zerschlugen die Türe und zogen dermaßen stark an der 
Glocke, daß der Klüppel zersprang 2 ). Unterdessen waren auch 
der Schöffenbürgermeister Bereborn und der Syndikus Kück- 
hoven auf die Nachricht von dem Aufruhr herbeigeeilt Diesen 

«) S.P. A.; Nopp. II, S. 218; Meyer I, S. 549: v. Fürth II, 2, S. 77. 
») S.P. A.; Nopp. II, S. 218. 
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setzten die Aufständischen nicht weniger mit Schmähungen zu, 
als sie es vorher Hees gegenüber getan hatten. Sie verlaugten 
aufs neue unentgeltliche Freilassung der fünf Gefangenen und 
drohten sogar, sie selbst aus dem Gefängnis zu holen, wenn 
man ihrer Forderung nicht sogleich nachkäme. Die Beteuerungen 
Bereborns, er allein könne in der Sache nichts verfügen, er 
wolle aber den Rat auf den folgenden Tag einberufen zur Er- 
ledigung ihrer Bitte, deshalb solle man sich so lange gedulden, 
fruchteten nichts; so sah er sich denn zur Verhütung weiterer 
Ausschreitungen genötigt, die Verurteilten durch einen Rats- 
diener holen zu lassen und sie freizusprechen >). Damit noch 
nicht zufrieden, setzte die aufrührerische Menge nun ihrerseits 
Bürgermeister, Rentmeister und Syndikus auf dem Rathause ge- 
fangen. Auf deren Frage, ob sie denn wirklich eingesperrt 
bleiben sollten, antwortete man ihnen: Das geschehe zu ihrem 
eigenen Besten, denn auf dem Markt ließe man sich vernehmen, 
man würde dem Bürgermeister und Syndikus schon beikommen. 
Mit diesen und ahnlichen Entschuldigungen hielt man sie 
bis zum Abend gegen {) Uhr zurück, wo es ihnen gelang, durch 
des Türwärters und Sieglers Haus sich davonzumachen 2 ). 
Während des Tumults hatten sich einige aus der Menge zu den 
<- Christoffeln >, den Bewahrern der Stadtpfortenschlüssel, bege- 
ben, ihnen die Schlüssel der Stadtore mit Gewalt abgedrungen 
und sie auf das Rathaus in eigenes Gewahrsam gebracht 3 ). 
Andere trafen zwischen 6 und 7 Uhr abends 3 Jesuitenpatres, 
die beim Dechanten Wormbs im Münster zur Verehrung der 
kleineren Reliquien gewesen waren, auf dem Heimwege an und 
verfolgten sie. Als sich die Patres in verschiedene Bürgerhäuser 
retteten, wagte man es sogar, durch die Türen und Fenstern 
zu schießen. Ein Beweis, wie sehr den Protestanten die Patres 
verhaßt waren und das erste Anzeichen, wie man mit ihnen 
zu verfahren gedachte*). Noch am Abend hielten die Aufrührer 
eine Beratung ab, in welcher der Angriff auf die Jesuiten be- 
schlossen wurde. 

») Ebda. ■) Ebda. *) Ebda. 

*) S. P. A. unter dem 5. Juli; Als. Bor. fol. 762; Nopp. II, S. 210; 
Meyer I, S. 549 f. 
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Indessen kam es an dem Tage nicht mehr soweit, weil Der Sturm 
der jülichsehe Vogt Johann Vercken die Rädelsführer, die ihn auf das 
aufgesucht hatten, um ihm Mitteilung von dem Plane zu machen k 0 ]] 0 g 
und womöglich seine Unterstützung dabei zu gewinnen, zurück- am 6. Juli 
hielt bis zum frühen Morgen 1 ). Es mochte ihm bedenklich er- 1011 
scheinen, ohne Anweisung seiner Herren sich an einer solchen 
Gewalttat zu beteiligen, wenn auch nur durch stillschweigende 
Billigung. Abei- gegen 4 Uhr morgens kam es doch zum Sturme 
gegen das Haus der Jesuiten. Die Menge, die sich zum Teil 
schon am Abend vor demselben versammelt hatte, griff mit 
Gewalt an. bewarf die Tore mit schweren Steinen und beschoß 
sie. Die Patres berieten unterdessen, ob sie selbst das Tor öffnen 
oder es mit Gewalt erbrechen lassen sollten. Da sie einsahen, 
daß es ohne Durchsuchung des Hauses doch nicht abgehen 
würde, beschlossen sie, selbst zu öffnen. Bei dieser Gelegenheit 
wurde der Vizerektor — der Rektor war damals gerade abwesend 
— von einem Protestanten, der sich aus den Niederlanden nach 
Aachen geflüchtet hatte, an der Stirne verwundet, während sich 
der andere Pater, der mit ihm den Protestanten den Zugang 
verschafft hatte, heil über die Mauer vor den Eindringenden 
rettete 2 ). Diese selbst drangen in die Kapelle ein, wo die Patres, 
durch «den Empfang der Sakramente auf alle Gefahren vor- 
bereitet», sie empfingen. Unter Zerstörung der Leuchter und 
Ausgießen des Öles näherten sie sich ihnen mit den Schmäh- 
worten: jene wollten besser sein als ihr Herr, Christus selbst; 
der habe doch wenigstens vor seinem Leiden gezittert. Ein 
Rädelsführer gab jedoch den Befehl, keinen in der Kirche zu 
verletzen, sondern sie alle herauszuführen. Sie wurden also aus 
dem Kolleg herausgebracht oder vielmehr geschleppt und unter 
beständigem Hohn und Spott über die Gassen geführt Einige 
wollten sie aus der Stadt gewiesen wissen, aber die Rädelsführer 
bestimmten, daß sie zunächst auf das Rathaus zu bringen seien. 
So wurden sie denn unter den Rufen: hier komme der Anti- 
christ, hier komme Leopoldus, der Ehrenholt, des Kaisers Volk 



l ) S. P. A. u. d. 6. Juli; Nopp. II. S. 219; Meyer I. S. ÖÖO; v. Fürth II, 
2, S. 78. 

«) Ms. Bor. fol. 762; S. P.A.: Nopp. II, S. 211 f.; Meyer I, S. 500. 

3 



Digitized by Google 



— :u — 

» ■ 

weitergeschleppt 1 ). Als einige Religionsverwaudte sie zur Ab- 
kürzung eines Weges über den Liebfrauenkirchhof am Münster 
führen wollten, schrieen andere : Nein, mau führe Schelme und 
Diebe nicht über den Kirchhof, damit der geistliche Platz nicht 
entweiht werde; man solle sie über die öffentlichen Straßen 
leiten, wo man auch sonst Schelme und Diebe hinführe. Das 
geschah, und so wurden sie unter weiteren Bedrohungen auf 
das Kathaus gebracht 2 ). Als die Protestanten dort erfuhren, daß 
zwei von den Patres Ausländer und zwar Franzosen seien, er- 
boten sie sich, dieselben, wohin sie wollten, in Sicherheit zu 
bringen. Die P. P. Jaquinet und Schmitz lehnten das zunächst 
ab, sie wollten, entgegneten sie, das Los ihrer Amtsbrüder teilen: 
auf Bitten und Dräugen der letzteren begaben sie sich jedoch 
in die Wohnung des Deehanten s ). Mit den anderen P.P. trieb 
man dann bis zum Abend soinen Mutwillen, man suchte sie 
auszufragen, belohnte gütige Antworten mit Backenstieichen, 
worauf ihnen einer der Patres entgegnete : der Diener sei nicht 
besser als der Herr, wie Christus einst für sie gelitten habe, 
so seien sie jetzt froh, auch etwas für ihn tun zu können. 
Zuletzt sperrte man sie in fünf getrennte Räume ein 4 ). Unter- 
dessen hatten andere das Kolleg ausgeraubt, alles Eßbare ent- 
weder vernichtet oder herausgeschafft, Kisten und Kasten auf- 
geschlagen , Fenster und Türen zerbrochen, die Bücher der 
Patres zerrissen und umhergeschleudert. Wieder andere waren 
in die Kapelle eingedrungen, hatten Bilder und Statuen zerstört 
und zerschlagen, auf den Altar geschossen; einer von ihnen 
zog ein priesterliches Gewand an, trieb gotteslästerlichen tinfug, 
indem er eine Hostie erhob und mit lauter Stimme rief : « der 
Herr sei mit dir», worauf seine Gefährten entsprechend ant- 
worteten. Dann ließ man seinen Haß an den Hostien aus, die 
jedoch unge weiht waren — die geweihten hatten die Patres 
in Sicherheit gebracht — , warf sio durch die Fenster auf die 
Gassen, setzte sich in die Beichtstühle, forderte zum Beichten 
auf und trieb andern Mutwillen mehr 5 ). Sobald Bereitem imd 

>) Ms. Bor. fol. 762; S. P. A.; Nopp. 11. S. 211 f.; Meyer I, S. 550. 
8 ) S. P. A. 

s ) Ms. Bor. fol. 762; S. P. A. u. d. 6. Juli; Meyer I, S. 551. 
*) Ebda. 6 ) Ebda. 
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der Syndikus, die sich am Morgen ins Kloster zum Kanonikus 
Gerh. Radermacher begeben hatten, von diesem Unwesen hörten, 
forderten sie den Junker Gerh. Ellerborn auf, sich zu Lambrecht 
Beeck und anderen vornehmen Religionsverwandten zu begeben 
und sie zu ermahnen, doch das Unheil zu bedenken, das aus 
solchem Treiben erwachsen könne, zumal wenn die bewaffneten 
Bürger so fortführen und sich nicht zur Ruhe begäben; deshalb 
sollten sie sich zusammen mit ihm bemühen, daß die Waffen 
niederglegt oder doch zum wenigsten mit ferneren ungebührlichen 
Tätlichkeiten eingehalten, besonders daß das Kolleg der Jesuiten 
geräumt und zur Vermeidung weiteren Schadens geschlossen 
würde. Eilerborn zeigte jedoch wenig Neigung, diesen Auftrag 
auszuführen. Er gab auch der Besorgnis Ausdruck, Lambrecht 
Beeck und die anderen Protestanten würden dies Werk deshalb 
kaum unternehmen wollen, weil sie vor drei Jahren, als sie 
ebenfalls zu dem Zwecke von den Bürgermeistern bei dem Auf- 
stande ersucht worden seien und an ihrem Fleiße zur Beilegung 
der Unruhen es nicht hätten ermangeln lassen, deswegen doch 
keinen Lohn gefunden hätten, sondern als Aufwiegler im ganzen 
Reich bezeichnet worden seien. Dasselbe könnte ihnen auch 
jetzt widerfahren. Erst als Berchem unter emsigem Anhalten 
und Versichern, man werde ihm und den anderen schon in 
Zukunft «schein und Zeugniß » geben, auch versprach, sio beim 
Kaiser und allen anderen nötigenfalls wegen eines solchen Ver- 
dachts entschuldigen zu wollen, erklärte ersieh bereit, zu befördern, 
daß das Kolleg geräumt und die Schlüssel einem vertrauten 
Herrn einbehäudigt würden 1 ). Job. Vercken, Gerh. Eilerborn, 
Lambrecht Beeck u. a. begaben sich also zum Kolleg, sprachen 
den dort Hausenden hart zu und forderten sie auf, das Haus 
zu verlassen, andernfalls würde ihnen Ärgeres widerfahren. 
Endlich setzten sie es mit großer Mühe durch, daß die Wohnung 
geräumt wurde; sie schlössen alsdann die Pforten und übergaben 
die Schlüssel dem Kanonikus Pastor 2 ). 

Im Laufe des Nachmittags hörte Berchem, daß etliche ange- in i^ n ^. 
sehene Protestanten, nämlich Adam Sehanternell, Math, von Wettern versuche 



einiger 



l ) S.P. A. ll. d. 6. Juli. vornehmer 
' Fro- 

•) Ebda; vgl. auch Als. Uor. fol. 7(>2. testanten. 
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und B. von Harff an seiner Wohnung gewesen seien und sicli 
damit einverstanden erklärt hätten, daß die Bürger, welche das 
Kathaus besetzt hielten, von demselben mit Gewalt vertrieben 
würden, wenn sie es nicht in 'Güte räumen wollten. Sofort lud 
er sie ein, in die Wohnung des Bürgermeisters Mees zu kom- 
men, auch er werde sich dort einfinden. Es erschienen dann 
neben den schon Genannten noch Gerh. Ellerborn, L. Beeck 
und Jak. Engelbrecht. Junker Ellerborn berichtete, was sie am 
Morgen ausgeführt; sie hätten aber beim Volke solche Hals- 
starrigkeit gefunden, daß sie ferner wenig würden ausrichten 
können. Deshalb hielten sie es für hochnötig, den Meier Job. 
Vcreken nach Cleve abzusenden, um eine Konnnission zu fried- 
licher Beilegung des Aufstandes herbeizuholen. Da jedoch in 
der Nacht dio Patres in Gefahr sein könnten, wollten sie be- 
wirken, daß dieselben unter sicherem Geleite in die Dechanei 
geführt würden. Bereborn entgegnete darauf, er trage Bedenken, 
in dio Kommission einzuwilligen, ohne vorher die Beamten ge- 
fragt zu haben; er wolle dieselben also am nächsten Morgen 
zusammenkommen lassen. Im übrigen habe er sie auch nicht 
wegen der Kommission berufen, sondern um zu beratschlagen, 
wie der Pöbel mit Gewalt vom Rathause zu entfernen sei, wenn 
er gütiger Mahnung nicht folge. Da sie sich vorher erboten 
hätten, ihn fortzuschaffen, wolle er, Bereborn, gern der Führer 
sein. Mit diesem Anerbieten waren sie jedoch nicht einverstanden. 
Mit den Worten, es würde nicht gut sein, seine Äußerung auf 
dem Markte bekannt zu geben, entfernten sie sich, um mit ihren 
Glaubensgenossen auf dem Rathause über die Entlassung der 
Jesuiten zu verhandeln 1 ). Jene wollten jedoch von einer Über- 
führung der Patres ohne vorherige Befragung der Menge auf 
dem Markte nichts wissen. Als sie sich nun zu dem Zwecke 
dorthin begaben, führte man die Patres schnell auf einem ge- 
heimen Wege in den Umgang des Münsters. Kaum waren sie 
dort angekommen, als die Menge ihre Entfernung merkte, im 
Sturmschritt den Markt hinabeilte und das Haus des Dechanten 
umzingelte. Die Patres mußten nun in der Aula solange warten, 
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bis es dem Dechanten gelungen war, die Menge zu entfernen; 
dies erreichte er nur gegen das Versprechen, keinen von den 
Jesuiten ohne Einwilligung der Aufrührer aus seinem Hause 
zu lassen 1 ). Dort sind sie bis zum Dezember gebliehen. Fragen 
wir uns nach einer Erklärung für das Vorgehen der oben er- 
wähnten angesehenen Protestanten, so liegt eine doppelte Mög- 
lichkeit der Deutung vor. Entweder haben sie am Morgen, als 
sie sich zur Vermittlung bereit erklärten, tatsächlich daran 
geglaubt, die Menge durch ihr Zureden oder womöglich durch 
Drohungen zur Räumung des Rathauses bewegen zu können, 
und sind dann zu der Ansicht gekommen, daß an die Aus- 
führung dieses Planes nicht zu denken war, oder sie sind sich 
dessen von vornherein bewußt gewesen und haben durch ihre 
Erklärung und ihr Anerbieten ein gewaltsames Einschreiten des 
Rates und der Katholiken verhüten wollen. Das vorhandene 
Aktenmaterial bietet nicht die Möglichkeit, sich für die eine 
oder andere Annahme endgültig zu entscheiden. 

Am folgenden Tage kamen .Bügermeister und Beamte zu Vergleichs- 
einer Beratung zusammen und erklärten die begehrte Kom- verhand- 
mission für unratsam und unnötig. Sie waren der Meinung, lun ^ en 
wenn die Protestanten nach Niederlegung der Waffen, Ab- 
gabe der Schlüssel und Räumung des Rathauses in einer Bitt- 
schrift die Klagen vorbrächten, würde der Rat sich ihnen, soviel 
nur immer möglich sei, willfährig erweisen *). Kurz darauf kam 
Gerb. Ellerborn mit der Nachricht, die Religionsverwandten 
wollten die Kommission fallen lassen, sie bäten allein darum, 
daß ihnen außerhalb der Stadt und ihres Gebietes der Besuch 
des Gottesdienstes erlaubt und der Verlauf des Aufstandes ver- 
gessen und vergeben würde. Dagegen wollten sie den Patres 
ihre Verluste ersetzen, ja ihnen darüber hinaus noch eine statt- 
liche Verehrung zukommen lassen, damit sie dadurch bestimmt 
würden, die Protestanten wegen des Vorgefallenen bei den be- 
nachbarten Fürsten zu entschuldigen. Um auch den Rat und 
die Bürgerschaft dabei mitsprechen zu lassen, sei es am besten, 
wenn sie an demselben Tage noch einmal darüber berieten 3 ). 

•) S. P. A. u. d. 6. Juli: vgl. auch Ms. Bor. fol. 762. 
*) S. P. A. u. d. 7. Juli. s ) Ebda. 
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Nun entsprach aber die Behauptung, man wolle die Kommission 
fallen lassen, nicht der Wahrheit. Die Protestanten hatten 
nämlich bereits Joh. Kalckberner eigenmächtig nach Kleve ge- 
sandt, um die Sendung von Kommissaren dort zu erwirken. 
Der Zweck dieses Vorgehens ist wohl klar, man wollte den 
Rat als den Possidierenden abgeneigt hinstellen und für sich 
allein das Verdienst in Anspruch nehmen, deren Vermittlung 
erbeten zu haben. Setzten die Protestanten doch von Anfang 
ihres Unternehmens an darauf ihre Hoffnung, daß die Fürsten 
von Jülich, deren gute Gesinnung sie schon oft genug erprobt 
hatten, ihnen nachdrücklich zu Hilfe kommen würden. Die 
falsche Angabe betreffs der Kommission läßt aber auch die 
Annahme gerechtfertigt erscheinen, daß es ihnen mit ihren ver- 
söhnlichen Vorschlägen nicht ernst gemeint war, sondern daß 
sie nur geschahen, um den Rat. hinzuhalten. Denn um dieselbe 
Zeit hatten sich die Protestanten sogar schon in Schreiben an 
den Kurfürsten von der Pfalz als das Haupt der Union und 
an die drei ausschreibenden Städte Straßburg, Ulm und Nürn- 
berg mit der Bitte um Rat und Unterstützung gewandt. 

Noch an demselben Nachmittage versammelten sich Bürger- 
meister und Beamte in derPropstei. um über die vorgeschlagenen 
Bedingungen zu beraten. Vor ihnen erschienen gegen zwölf vor- 
nehme Protestanten, die sich wegen des Aufstandes entschuldigten 
mit der erneuten Erklärung, sie möchten nichts lieber sehen, 
als daß die Dinge in Güte beigelegt würden. Sie seien bereit, 
als Mittler zu dienen, hofften jedoch, daß sie deshalb nicht als 
Aufwiegler des Pöbels bezeichnet werden würden. Die Beamten 
gaben ihnen das Versprechen und verlangten die Beschwerden 
der bewaffneten Bürger zu hören. Daraufhin gelobten ihnen die 
Religionsverwandten, bewirken zu wollen, daß die Menge durch 
einen Ausschuß ihre Klagen vorbringen lasse. Sie hofften, sie 
ihnen noch im Laufe des Nachmittags vortragen zu können 1 ). 
In der Tat stellten sie sich gegen drei Uhr wieder mit folgenden 
Forderungen ein: 

erstens sollte gegen die Bürger nicht entgegen dem 
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alten Herkommen und Recht mit dem Gras- und Pfortengebot 1 ) 
vorgegangen werden, 

zweitens möchte ihnen erlaubt werden, außerhalb Aachens 
und seines Gebietes Predigten anzuhören und andere Religions- 
übungen abzuhalten, 

drittens sollte es frei stehen, auf den Zünften Greven, 
Bau- und Ambachtsmeister sowohl aus den Katholiken als auch 
den Protestanten in gleicher Anzahl zu erwählen, 

viertens möge der Rat nachforschen, wer etliche vor- 
nehme Bürger bei dem Kurfürsten von Cöln als Aufwiegler 
angetragen hätte; auch die Urheber dermaßen bestrafen, daß 
in Zukunft dergleichen nicht mehr vorkomme, 

fünftens sollten die Jesuiten aus der Stadt geschafft, 
werden, da sie. obwohl sie von der Gemeinde unterhalten würden, 
den Rat gegen die letztere aufhetzten, 

sechstens G. Voß und Fr. Mees. die vordem aus der 
Stadt verbannt worden seien, möchten wieder begnadet werden , 

siebentens solle alles unter des Rats Siegel und der 
Possidierenden Bestätigung verziehen und vergessen sein. Wenn 
mau diese Forderungen erfülle, sei dio Bürgerschaft bereit, die 

') Zahlte ein Bürger die wegen Übertretung einer Ratsverordnung 
auferlegte Geldstrafe nicht innerhalb der bestimmten Frist, so erging 
gegen ihn das Gras- oder Pfortengebot, wonach er sich entweder auf 
einem Stadttore oder in dem Grashause (ehemaliges Rathaus, jetzt Stadt- 
archiv) freiwtllig zur Haft stellen und darin verbleiben sollte, bis er ge- 
zahlt hätte oder zum Gehorsam bereit war. Gehorchte er nicht, so erging 
gegen ihn das zweite Pforten- oder Grasgebot und bei weiterem Unge- 
horsam das dritte. Folgte er auch dann nicht, so wurde er verbannt, 
und wenn er dem Banne nicht nachkam, bis zur Zahlung gefangen ge- 
halten. Leistete er der Verbannung Folge, so konnte er zur Zahlung der 
Strafe nicht angehalten werden, mußte aber das Gebiet von Aachen und 
Burtscheid für immer meiden. Wollte er wieder heimkehren, dann mußte 
er zunächst die auferlegte Geldstrafe, ferner für das erste Gras- oder 
Pfortengebot fünf Goldgulden, für das zweite fünfzig, für das dritte hundert 
Goldgulden erlegen. Weil er das Bürgerrecht verloren hatte, mußte er, 
um es wieder zu erhalten, den Rat um Wiederverleihung bitten. Bevor 
das geschah, wurde er bei seiner Rückkehr von zwei Bürgermeister- 
dienern und einem Notar am Stadttore abgeholt und durch die Stadt auf 
ein anderes Tor geführt, wo er eine Nacht zubringen mußte. Vgl. v. Fürth II, 
2, S. 61—62, Anm. 2. 
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Waffen abzulegen. Weiter fügten sie hinzu, daß die Menge zuerst 
aueli öffentliche Predigten in der Stadt und Zulassung zu den 
Ratswahlen verlangt hätte. Sie hätten ihnen das aber ausge- 
redet, da ja dies Begehren dem kaiserlichen Urteil vorn Jahre 
15915 und dem den Kommissaren abgegebenen Versprechen 
schnurstracks zuwiderlaufe. Auch könnte der Rat bekanntlich 
darin nichts zugeben. Solche Ritten müßte man höheren Orts 
anbringen 1 ). Nachdem Bürgermeister und Beamte über die 
vorgebrachten Punkte beraten hatten, teilten sie den Religions- 
verwandten am nächsten Tage ihre Antwort mit. In dieser hieß 
es: Der Rat habe seines Wissens gegen den ersten Punkt nie 
verstoßen, das « Auslaufen » habe er nur deswegen verboten, 
.weil sich benachbarte Fürsten darüber ernstlich beschwert 
hätten; wollten die Religionsverwandten jedoch weiter die aus- 
wärtigen Predigten besuchen, so wollte er den Rat zu bestimmen 
suchen, das Verbot aufzuheben. Doch sollten sie dann in 
der Stille ohne Wehr und Waffen sich dorthin begeben. Be- 
züglich des dritten Punktes lasse man es bei der vom Rate 
gemachten Übereinkunft bewenden, daß zwar zu Greven und 
Baumeistern Katholiken und Protestanten gewählt werden sollten, 
aber daß der evangelische ohne des katholischen Greven Wissen 
die Zunftgenossen nicht bescheiden könne. Wegen der Ambach ts- 
meister bleibe es jedoch bei dem alten Brauche. Es seien beim 
Kurfürsten von Cöln niemals Protestanten als Aufwiegler ange- 
geben worden, sondern der Rat habe demselben auf Verlangen 
während der Unruhen im Jahre 1608 nur einige angesehene 
Bürger bezeichnet, die beim gemeinen Mann etwas vermöchten 
und deshalb geeignet seien, als Vermittler tätig zu sein. Deshalb 
sei es unötig, darüber eine Untersuchung anzustellen. Die Je- 
suiten seien durch Kur- und Fürsten in die Stadt eingeführt 
worden und würden auch zum größten Teil von diesen unter- 
halten, deshalb stehe ihre Ausweisung nicht beim Rate. Nütz- 
licher für sie sei es, über eine Entschädigung an dieselben wegen 
des erlittenen Schadens zu beraten, damit sich die Patres deshalb 
nicht bei den benachbarten Fürsten beschwerten. Für die beiden 

>) S. P. A. u. d. 7. Juli: Nopp. II. S. 222; Meyer I, S. 551 f.; v. Fürth II, 
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Verbannten wolle man nach Möglichkeit tätig sein. Lege die 
Bürgerschaft die Waffen nieder, räume sie das Kathaus, gebe 
die Schlüssel ab und halte sie fortan Ruhe, so solle der ganze 
Aufstand verziehen sein, ihnen auch darüber ein .Revers aus- 
gestellt werden. Sie trügen aber Bedenken, dieses Schriftstück 
durch des Rats Siegel und die Unterschrift der Possidierenden 
bekräftigen zu lassen 1 ). 

Die Vermittler versprachen, diese Antwort der Gemeinde 
mitzuteilen. Xach einigen Stunden erhielten die Beamten von 
ihnen die Mitteilung, daß die bewaffneten Bürger mit dem Be- 
scheide betreffs der Funkte zwei, fünf und sieben nicht zufrieden 
seien, obwohl man ihnen vorgestellt habe, daß der Rat weiter 
nichts zugeben könnte 3 ). Darauf antworteten ihnen die Beamten, 
in den beiden ersten Punkten könnten sie tatsächlich nichts 
mehr einräumen; sie wollten aber sehen, daß die Versiegelung 
doch noch erreicht würde 8 ). Am nächsten Morgen meldeten sich 
dann wieder etliche Protestanten mit der Nachricht, daß die 
Bürger nunmehr die drei Punkte: öffentliche Religionsübung 
in der Stadt, Vertreibung der Jesuiten und fürstliche Bestätigung 
der Verzeihung fallen ließen. Dagegen begehrten sie: daß vor- 
erst die Patres auch alles verziehen und darüber der Bürgerschaft 
einen Schein ausstellten, dann, daß sie beim Besuch der aus- 
wärtigen Predigten nicht an den Toren und auf dem Wege von 
den Katholiken belästigt oder beschimpft würden und ferner, 
wenn ein Fremder sein Handwerk fünf Jahre lang in dor Stadt 
gelernt habe und um das Bürgerrecht anhalte, so solle ein solcher 
auf seine Bitte unverweigerlich zugelassen werden 4 ). Xach ge- 
haltener Beratschlagung antworteten ihnen die Beamten : wegen 
des ersten Punktes sollten die Bürger selbst die Patres ersuchen, 
der zweite sei an sich billig, der dritte aber ganz nichtig und 
gereiche den Bürgern und Handwerkern zum Xach teil. Deswegen 
werde er schwerlich beim Rate zu erlangen sein 5 ). Die Beamten 
warteten den ganzen Nachmittag vergeblich auf die versprochene 
Antwort. Da Joh. Kalckberner mit der Nachricht von Kleve 

») S.P.A. u. d. 8. Juli; Meyer I, S. 552; v. Fürth II, 2, S. 81. 
») S. P. A. u. d. 8. Juli. 3 ) Ebda. 
4 ) S.P.A. u. d. 9. Juli. 6 ) Ebda. 
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wieder eintraf, er habe die Sendung der erbetenen Kommission 
erreicht, kam es wegen des darob unter den Protestanten herr- 
schenden Jubels und der Unruhe zu keiner Verhandlung mehr 1 ). 
Das Auf Verlangen des Meiers Joh. Vercken versammelten sich 

Eingreifen am nächsten Tage, dem 10. Juli, die Beamten wieder in der 

JUlichs 

Brabants ^opstei, um seine angekündigte Mitteilung anzuhören. Er verlas 
und Cölns. ein Schreiben der jülichschen Räte, in dem es hieß: Beide Fürsten 
hätten mit höchstem Unwillen von dem Aachener Aufstande 
vernommen. Da sie allezeit zur Stadt und Bürgerschaft eine 
gnädige Neigung gehabt hätten, so wollten sie jetzt gern be- 
wirken, daß die Unruhen in Güte gestillt und fernere Weiterung 
verhütet würde. Zu dem Zwecke seien schon Kommissare ernannt, 
die in einigen Tagen in Aachen ankämen. Deshalb ließen sie 
dem Rate durch ihren Meier anbefehlen, bis zu deren Ankunft 
nichts gegen die Protestanten zu unternehmen. Die Beamten 
antworteten hierauf: Sie hätten die Tätlichkeiten nicht verursacht, 
noch viel weniger während des Aufstandes gegen die Bürgerschaft 
etwas vorgenommen, deshalb bedürften sie keiner Abmachung; 
dieselbe würde viel besser beim Pöbel angebracht sein, der je 
länger, desto mehr in die Rechte des Rates eingreife. Obwohl 
man aus der Kommission der Fürsten Zuneigung zu der Stadt 
spüren könnte, so wäre sie ihres Erachtens doch überflüssig, 
weil sie beroits mit der Bürgerschaft in Unterhandlung ständen, 
sich auch mit derselben bereits so viel als verglichen hätten; 
trotzdem seien sie nicht abgeneigt, sie ohne Präjudiz und Nachteil 
anzuhören, da man zweifelsohne ihr auch wohl werde zu be- 
gegnen wissen 2 ). 

In den nächsten Tagen ging es nichts weniger als ruhig 
in der Stadt zu. Verschiedentlich hatte Bereborn sich beim Meier 
über Tätlichkeiten gegen Katholiken, über das Einlassen von 
Fremden in dio Stadt und Entwaffnung der Katholiken beim 
Eintritt in dieselbe zu beklagen. Um sich gegen etwaige Angriffe 
von außen zu sichern, vor allem aber, um auf den Rat einen 
Druck auszuüben und den Katholiken den Mut zum Widerstande 
zu rauben, nahmen die Deputierten nach und nach einige 

l ) S. P. A. u. d. 9. Juli; vgl. auch Nopp. II, S. 223; Meyer 1, S. 553. 
») S.P.A. u. d. 10. Juli; Nopp. II, S. 222 f.; Meyer I, S. 553. 
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hundert abgedankte jülichsche Söldner in ihren Dienst Auch 
zwangen sie die Katholiken, die von ihnen eingeführte Wacht- 
ordnung zu beobachten 1 ). Am 15. Juli wurde der Bewohner des 
Klüppels durch Soldaten aufgefordert, das Haus sofort zu räumen, 
sonst werde er mit Gewalt an die Luft gesetzt werden. Als 
Berchem dagegen bei den protestantischen Deputierten — es 
waren 88, die auf den Kupferschlägerlauben berieten — mit 
Berufung auf das Schreiben des Meiers protestierte, erhielt er 
zur Antwort : Der Pöbel wolle es so. obwohl sie davon abgeraten 
hätten, auch ferner zu bewirken suchen wollten, daß die Räumung 
noch einige Tage aufgeschoben würde. Im übrigen brauchten 
die Herren vom Rat sich von der Kommission nicht viel zu 
versprechen, da sie nicht zum Besten des Rates, sondern der 
Religionsgenossen bewilligt worden sei. Da es nun dem gemeinen 
Mann bekannt sei, wie es mit der Kommission bewandt, wäre 
etlichen Katholischen zu raten, sich von hinnen zu begeben 2 ). 

Am nächsten Tage, dem 1 t>. Juli, trafen dann gegen Mittag 
die jülichschen Kommissare ein. Sie wurden von den Pro- 
testanten mit Jubel und mit Freudenschüssen auf dem Markte 
empfangen 3 ). Die Beamten lehnten es ab, ihre Werbung am 
nächsten Tage, einem Sonntage, anzuhören, und bestimmten den 
Montag dazu 4 ). Am Abend nach der Ankunft der Gesandten 
wäre es noch beinahe zu neuen Untaten gekommen. Zwei junge 
Burschen hatten sich nämlich, da die Tore schon geschlossen 
waren, über die Mauer herablassen wollen, um über Sonntag 
ihre Eltern zu besuchen. Dabei wurden sie von den Protestanten 
überrascht, die sogleich Alarm riefen und von einer Verräterei 
der Katholiken sprachen. Nur dem Zureden der Kommissare 
gelang es, Schlimmeres zu verhüten 5 ). Am Sonntag fing man 
nachmittags am Burtscheider Tor einen Boten des Rates ab, 
der mit Briefen nach Cöln geschickt worden war und sich jetzt 
auf der Heimreise befand. Man zwang ihn, seine an den Syndikus 
gerichteten Briefe den Deputierten auszuliefern. Diese übergaben 
sie den Kommissaren, die sie öffneten und lasen, aber nicht» 

>) S.P.A. u. d. 15. Juli. ») S.P.A.: Meyer I, S. 557. 

») S.P.A. u. d. 16. Juli: Nopp. II, S. 223; Meyer I, S. 553. 

*) Ebda. ») Ebda. 
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Belastendes für den Rat darin fanden. Trotzdem verbreitete man 
das Gerücht, die Katholiken planten allerhand Anschläge zum 
Verderben der Religionsverwandten. Letztere übergaben den 
Kommissaren sogleich eine Reihe von Besehwerden. Da die- 
selben zum Teil in der Folgezeit wiederholt genannt werden, 
zum Teil aber belanglos sind, ist es unnötig, sie an dieser Stelle 
besonders anzuführen 1 ). Am Montag überreichten dann in der 
Frühe die Jülicher den in der Propstei versammelten Beamten 
ihre nur von den Räten ausgestellten Beglaubigungsschreiben, 
die dasselbe enthielten, was der Meier schon vorher angebracht 
hatte; nur war darin ausdrücklich betont, daß sie sich nicht 
als Kommissare, sondern mit beider Parteien Genehmigung als 
Vermittler betrachteten, welche die gegenwärtigen Unruhen ohne 
jemandes Präjudiz gern gestillt sehen möchten: Zu dem Zwecke 
wollten sie wissen, was bei dem Aufstande vorgefallen sei. Die 
Beamten betonten in ihrer Antwort, der Rat wäre entschlossen 
gewesen, in keine Kommission einzuwilligen noch sie anzuhören, 
denn die Stadt sei eine uralte Reichsstadt, die dem Kaiser un- 
mittelbar unterstehe; ihn erkannte er auch allein «als seinen 
Herrn an. Deshalb könnte er also auch ohne seine Bewilligung 
einer förmlichen Kommission nicht zustimmen. Da sie, die Kom- 
missare, aber nur als Vermittler wirken wollten, so hätte er 
nichts dagegen, daß sie auf Mittel sännen, wie mit beiderseitiger 
Zustimmung die Unruhen beizulegen seien. Dann erzählten die 
Beamten den Verlauf derselben und schlössen, die Sachen wären 
schon geordnet, wenn nicht Kalckberner von Kleve zurück- 
gekommen und die Bürger wieder ermutigt habe. Auf Verlangen 
der Gesandten versprachen sie einen schriftlichen Bericht über 
den Aufstand gegen die Zusicherung, daß er den protestantischen 
Deputierten nicht ausgehäudigt werde. Dagegen forderten sie 
von den Kommissaren Öffnung der Tore und Aushändigung der 
an den Syndikus gerichteten Briefe, was ihnen auch zugesagt 
wurde 2 ). Als die Gesandten sich bei den Protestanten erkundigten, 
ob man sich tatsächlich schon soweit verglichen habe, leugneten 
diese es ab. 

') Vgl. übrigens Meyer I, S. 553 ff. 

*) S.P.A. u. d. 18. Juli; Nopp. II, S. 223 f.; Meyer I, S. 555. 
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Ebenso setzten sie sich in diesen Tagen mit Gewalt in 
den Besitz der Schlüssel zu der Artilleriekammer. Als sich der 
Syndikus darüber bei dem einen der Kommissare, nämlich 
Langenberg, beschwerte, sagte ihm dieser Abhilfe, soweit sie 
möglich sei, zu. Dann fügte er hinzu, er sei selbst ein gläubiger 
Katholik und könne als solcher das Vorgefallene nicht gutheißen, 
aber in Anbetracht der Zeitverhältnisse sei es nötig, daß die 
Katholiken etwas nachgäben: denn es sei ein Teufelswerk mit 
den Konsistorien, die ihre Korrespondenz durch die ganze Welt 
hätten. Es wäre ein wunderbares Wetter in der Luft, wenn sie 
in extremis > beharren uud den Protestanten nicht etwas ein- 
räumen wollten. Zugleich übergab er ihm die aufgefangenen 
Briefe 1 ). Die Bitte der Protestanten, die Geschütze auf den 
Markt führen zu dürfen, wurde abgeschlagen mit der Erinnerung, 
daß dergleichen Vornehmen keine guten Aussichten auf einen 
Vergleich eröffneten 2 ). Auch sonst war von einem Verlangen 
der Protestanten nach Flieden wenig zu spüren. Der Versuch 
der Kommissare, sie zur Ruhe und zum Gehorsam zu bringen, 
Mar erfolglos. 

Sie überreichten vielmehr den Beamten durch die Kom- 
missare neue Forderungen, nämlich : 

1. sollten die Schlüssel zur Artillerie im Rathaus an 
sicherer Stelle niedergelegt werden, 

2. sollte aller Fleiß angewandt werden, um Unordnung 
zu verhüten und der gut begonnenen Kommission ihren un- 
gehinderten Fortgang zu lassen, 

.*$. seien sie damit einverstanden, daß der Rat seine Ver- 
sammlungen im Rathaus halte, jedoch nur auf den Bürgermeister- 
lauben und im Obergemach, während die Renten- und Accisen- 
kammer samt dem Archiv und dem Ratssiegel in der Kanzlei 
verschlossen bleiben und die Bürgerschaft zur Verhütung von 
Unheil auf dem Rathause weiter gehalten werden sollte, 

4. möge der Rat den Deputierten versprechen, sich weder 
jetzt noch später an ihnen wegen dieser Deputation rächen 
zu wollen 3 ). 

\) S. R A. u. d. 20. Juli. ») Ebda. 
8 ) Ebda u. d. 22. Juli. 
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Darauf antworteten ihnen die Beamten : 

1. Da man sich zur der Sequestration der Artillerieschlüssel, 
was zum Besten der Gemeinde gemeint sei, nicht verstehen wolle, 
so müsse man darin, wie in anderem, Geduld haben. 

2. Was für Ordnung gehalten würde, das hätten sie letzte 
Nacht und sonst genugsam und mit Schmerzen erfahren. Sie wollten 
es dulden, daß die Kommissare ohne Präjudiz ihrer freien Reichs- 
stadt als Mittler zur Beilegung aller Mißhelligkeiten tätig seien. 

3. Dieser Vorschlag diene nach ihrer Ansicht mehr zum 
Aufenthalt der Sachen, des Rates fernerer Verkleinerung und 
weiterer Unordnung. Sie begehrten nun, daß die Kommissare 
die Bürger dahin brächten, sich in diesem Punkte mehr der 
Gebühr nach zu erklären; dann wollten auch sie sich der 
Billigkeit gemäß darüber vernehmen lassen. 

4. Bei der ersten Ratsversammlung wollten sie darüber 
berichten, wie begehrt, und da die Deputierten, wie man ver- 
traue, zur Friedfertigkeit raten würden, solle ihnen ihre Hand- 
lung nicht nur nicht übel genommen werden, sondern vielmehr 
bei den benachbarten Fürsten zu Ruhm und Ehren gereichen 

An demselben Tage wählten die 88 Deputierten für ihre 
Verhandlungen einen kleineren Ausschuß aus ihrer Mitte 2 ). Mit 
dieser Wahl scheint jedoch die Menge nicht einverstanden gewesen 
zu sein, denn sie bestimmte am Tage darauf andere zu Depu- 
tierten. Dieser neue Ausschuß von dreizehn Männern riß all- 
mählich das ganze Regiment in der Stadt an sich und gebärdete 
sich von Tag zu Tag mehr als der Herr. Nach der Wahl las 
vor dem Zunfthaus zum Stern ein Protestant, Simon Klassen, 
die Beschwerden der Bürgerschaft gegen den Rat, etwa 70 an 
Zahl, ab, wobei einiger Katholiken besonders drohend gedacht 
wurde, als ob sie sich durch die Jesuiten beraten ließen und 
wobei die Jesuiten selbst ihr reichlich Teil erhielten. Man warf 
ihnen vor, ihre Predigten erregten Aufruhr, durch Beichte und 
Marienbruderschaften 8 ) suchten sie Einfluß in den Familien zu 

l ) S. P. A. u. d. 28. Juli. 

*) Ebda u. d. 24. Juli; Kopp. II, S. 224; Meyer I, S. ööö. 
8 ) Dieselbe war 1608 aufs neue begründet worden mil 30 Mann. 
Daß sie in den nächsten Jahren besonders gewachsen wäre, wird nicht 
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gewinnen; die Beschuldigung betreffs des Rates kleidete man 
in die Worte : Den einen Fuß hätten sie auf der Kanzel, den 
andern in der Ratssitzung 1 ). Außer ihrer Beseitigung verlangte 
man freie Religionsübung in der Stadt, freie Ratswahl, Resti- 
tution der Güter der Geächteten wie der vom Sendgericht vor- 
hängten Geldstrafen, auch daß etliche ihrer Dienste entsetzt, 
andere zur Rechnungsabgabe über ihre Administration ange- 
halten würden. Infolge davon kam es abends auf den Gassen 
zu lärmenden Szenen. Man schrie, man habe jetzt mit den 
«Malucken» nichts mehr zu schaffen, es sein unnötig, ihnen 
noch Reverenz zu erweisen, ihre Herrschaft habe ein Ende, 
die Ihrigen müßten die Stadt jetzt regieren, und zwar besser, 
als jene es getan 2 ). 

Die Antwort, welche die jülichschen Kommissare den 
Beamten darauf überreichten, ließ diesen in der Tat nicht viel 
von ihrem Regimente. Sie wollten zwar dulden, daß die Rats- 
stube, nachdem vorher in ihr alles geöffnet und, was dort ge- 
funden, aufgezeichnet sei, mit den Bürgermeisterlauben dem 
Rate eingeräumt werde und daß er diese Gemächer bei der 
Friedensverhandlung benutze, aber sie nach gehaltener Berat- 
schlagung wiederum verlassen solle, ohne sie abzuschließen. 
Von beiden Seiten möchten einige Personen abgeordnet werden, 
von denen einer die Schlüssel zu dem Ratssiegel, zu der 
Renten-, Schreib- und Accisenkanimer in Verwahr erhalte. 
Habe der Rat das Siegel oder Schriften zu der Friedenshandlung 
nötig, so könnten sie mit Zutun der bestimmten Personen aus 
den Gemächern herausgenommen, aufgezeichnet und wieder an 
ihren Ort gelegt werden. Die Acciseu sollten, bis alles aufs 
neue in Ruhe sei, iu dem Haller 8 ) eingenommen, beisammen 
gehalten, alle Samstage an einem sicheren Orte, über den man 
sich vergleichen könnte, in Verwahrsam gelegt und ohne Vor- 
berichtet. Das Gegenteil ist eher anzunehmen, denn vom Beginn der 
Unruhen an verschwindet sie auf lange Jahre. 

') AH. Fase. IL— IV; S. F. A. u. d. 24. Juli; Nopp. II, S. 224 Der 
äußerst rege Verkehr mancher Ratsmitglieder mit den Patres konnte aller- 
dings diesen Verdacht miterregen. Vgl. da/.u: Aus Aachens Vorzeit III— V. 

») S. P. A. u. d. 26. Juli. 

8 ) Ein Gebäude in der Nähe des Rathauses. 



Digitized by Google 



— 48 — 

wissen der Gemeinde davon nichts ausgegeben werden. Die 
Weinmeister sollten den ein- und ausgehenden Wein messen, 
an- und abschreiben und hernach in Rechnung bringen. 

Mit diesen auf das Stadtregiment bezüglichen Forderungen 
präsentierten die Kommissare zugleich jene auf dem Markte 
verlesenen, jene Bedingungen, unter denen die protestantische 
Gemeinde über den Frieden zu verhandeln bereit sei. Der Rat 
möge sich vorerst entschließen, ob er wegen dieser Beschwerden 
mit der Gemeinde in Verhandlung treten wolle oder nicht. 
Letztere wolle nämlich in den drei Punkten volle Befriedigung, 
wenn auch dabei das Unterste zu oberst sollte gewendet werden. 
Füge sich nun der Rat nicht der Gefährlichkeit der Zeit, 
sondern beharre bei seiner schroffen Ablehnung, so würden sie, 
die Kommissare, nichts ausrichten können, also in dem Falle 
genötigt sein, sich zu entfernen und diese Sachen Gott zu 
empfehlen. Schließlich heischten sie Auskunft, ob der Rat, wie 
die Protestanten argwöhnten, mit anderen Fürsten zu nicht 
geringem Nachteil des Kaisers und der Possidierenden, ihrer 
unbezweifelten Schutz- und Schirmherren, Verträge und Bünd- 
nisse abgeschlossen habe. Nebenher wurde bemerkt, daß die 
Protestanten, aus nicht erwähnten Gründen, den Syndikus und 
den Sokretär als Ratsvertreter bei den Vergleichsverhandlungen 
ablehnten Die Beamten antworteten, wenn ihnen die Be- 
schwerden schriftlich mitgeteilt seien, wollten sie reiflich be- 
raten, ob sie sich darüber in eine Verhandlung einlassen sollten. 
Von den erwähnten Verträgen mit auswärtigen Fürsten sei 
ihnen nichts bekannt, wohl aber fürchteten sie, die Protestanten 
hätten vor, solche einzugehen. 

Am nächsten Tage ersuchten Joh. Kalckberner und Jakob 
Engelbrecht, wahrscheinlich auf Befehl der Kommissare, das 
Stiftskapitel und Klöster, ihren Gottesdienst nunmehr nach altem 
Herkommen wieder zu verrichten und in gewöhnlicher Weise zu 
läuten. Daraufhin wurde nachmittags im Münster die sogenannte 
"Wolfstür" geöffnet und die Vesper gesungen. Bis dahin hatte 
man kaum Glocken gehört, und der Gottesdienst hatte in allen 



M S. l\ A. u. d. 20. Juli. 
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Kirchen insgeheim hinter verschlossenen Türen abgehalten werden 
müssen 1 ). Am 29. Juli hielten die Calvinisten zum ersten Mal 
wieder im «Klueppel» öffentlich ihre Predigt, nachdem sie an 
den vorhergehenden Tagen die dazu nötigen Vorbereitungen, 
wie z. B. die Räumung desselben, getroffen hatten. Eine Be- 
schwerde der Beamten darüber bei den Kommissaren war er- 
gebnislos. Die letzteren entschuldigten sich damit, der Vorgang 
geschehe gegen ihren Willen 2 ). 

Endlich schien auch für die Katholiken sich Hilfe zu nahen. 
Am 28 Juli trafen nämlich brabantische und wenige Tage 
darauf, am 6. August, cölnische Kommissare ein. Ob der Rat 
die beiden Fürsten um ihre Vermittlung gebeten hatte, ist 
nicht bekannt, aber anzunehmen. Der Erzherzog beanspruchte 
aus dem Grunde das Recht, die Wirren in der Stadt zu schlichten, 
weil er durch kaiserliche Verordnung Exekutor und Konservator 
des Urteils von 1590, dann aber auch, weil er Aachens « Pro- 
tektor » soi 3 ). Wahrscheinlich war mit dieser Bezeichnung das 
Recht als Obervogt der Stadt gemeint. Kurfürst Ernst von 
Cöln leitete sein Recht, sich einzumischen, ebonfalls von seiner 
Eingenschaft als Vollzieher und Erhalter der kaiserlichen Acht 
vom Jahre 1598 her 1 ). Die Beamten suchten die Gelegenheit 
zu benutzen, um die Erklärung über ihre Bereitwilligkeit zu 
weiteren Verhandlungen hinauszuzögern. Doch beschwerten sich 
die Deputierten alsbald darüber, führten mit Genehmigung der 
Jülicher das grobe Geschütz auf dem Markt und richteten es 
gegen verschiedene Straßen, angeblich, weil sich die Bürger- 
schaft durch spanisches Kriegsvolk bedroht glaube 5 ). Auch die 
Jülicher verlangten immer dringlicher nach einem Bescheide. 
So beriefen die Beamten nach einigen Tagen den großen Rat 
zusammen, und dieser faßte folgenden Beschluß : Er sei wegen 
seines Eides nicht in der Lage, nachzugeben, denn die freie 

') S. P. A. u. d. 27. Juli: v. Fürth JI, 2, S. 82; Meyer 1, S. 556. 

*) S. P. A. u. d. 29. Juli; v. Recklinghausen, Reformationsgeschichte 
der Länder Jülich. Berg, Kleve, Mors, Mark, Westfalen und der Städte 
Aachen, Cöln und Dortmund I, S. 267; Meyer I, S. 556. 

8 ) S. P. A.; Nopp. II, S. 224 f.: Meyer I. S. 556. 

*) S. P. A.; Nopp. II, S. 225 f.; Meyer I. S. 557; v. Fürth II, 2, S. 84 

*) S. P. A. u. d. 29. ff. Juli; Meyer I, S. 556. 
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Ratswahl, die man als erstes fordere, widerspreche nicht allein 
dorn kaiserlichen Urteil und der von den Subdelegierten allen 
Beamten und Ratsverwandton vorgeschriebenen und auf allen 
Zünften angeschlagenen Eidesformel, sondern auch der so oft 
getanen Erklärung der Gaffeln, sich in Zukunft stets an den 
Eid halten zu wollen. Freie Religionsübung widerstrebe eben- 
falls der kaiserlichen Resolution, wodurch ausdrücklich aner- 
kannt worden, daß dem vorigen Rat nicht zugestanden habe, in 
Religionssachen Neuerungen einzuführen oder zuzulassen. Die 
Gaffeln wüßten sich auch sicher zu erinnern, was sie vor drei 
Jahren den Bürgermeistern und kaiserlichen Subdelegierten ge- 
lobt hätten, daß sie nur Moderation der drei Verordnungen 
des Sendgerichts begehrten. Was aber die Entfornung der Je- 
suiten angehe, so seien die letzteren nicht allein vom Rat ab- 
hängig. Der Rat erwarte auch in Hinsicht auf sie, daß die 
Religionsverwandten ebensowenig den Katholiken vorschrieben, 
was sie für Lehrer des göttlichen Wortes sich halten wollten, 
wie diese es ihnen gegenüber täten an Orten, wo sie dazu 
befugt. Beigefügt wurde eine Ratserklärung, er sei bereit, von 
den Kommissaren Mittel und Wege anzuhören, mit denen er 
beim Kaiser die bereits begonnene Religionsübung entschuldigen 
könnte 1 ). Am 3. August ließen die Beamten auch durch Kalck- 
berner, J. Eugelbrecht und M. Amya in Anwesenheit des Syndikus 
und Sekretärs eine Abschrift des mit Karl d. Kühnen geschlossenen 
und im Jahre 1600 erneuerten Vertrags nehmen, um die Gemeinde 
über die Abmachung mit Brabant zu beruhigen. 

Unterdessen boten die Cölner und Brabanter alles auf, 
die Deputierten zur Anerkennung ihres Vermittlungsrechtes zu 
bewegen, aber vergeblich. Zuerst weigerten sich die Deputierten, 
mit den Cölner Kommissaren in Verhandlung zu treten, da sie 
die Anwesenheit des einen von ihnen, Dr. Aldenhovens, aus 
dem Grunde nicht dulden könnten, weil er im Jahre KiOO als 
damaliger Syndikus des katholischen Rates den Vertrag mit 
Erzherzog Albrecht abgeschlossen habe, der zum höchsten 
Nachteile der Stadt sei 2 ). Als die Cölner demgegenüber nach- 

») S. P. A. u. d. 1. Aug.; Kopp. II, S. 224; Meyer I, S. 557. 
») S. P. A. u. d. 6. Aug. 
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drücklich und drohend mit Berufung auf das Gesandtenrecht 
seine Anerkennung als Kommissar verlangten, gaben sie hierin 
zwar nach, bestritten nun aber dem Kurfürsten von Cöln über- 
haupt das Recht, sich in die Aachener Angelegenheiten einzu- 
mischen, da seine Kommission vom Jahre 1598 längst erloschen 
sei 1 ). Die Deputierten handelten hierbei nach dem Rate und 
mit Genehmigung der Jülicher 2 ). Noch weniger Entgegenkommen 
fanden die brabantischen Kommissare. Bei diesen war es vor 
allem der Protektoratsanspruch, den die Deputierten ebenfalls 
im Einverständnis mit den Jülichern als Handhabe gebrauchten, 
um die Brabanter entschieden zurückzuweisen. Sie schützten 
vor, es sei ihnen unmöglich, mit den Abgesandten des Erzher- 
zogs, der sich ohne Recht der Stadt Protektor nenne, in Ver- 
handlungen zu treten, denn dadurch würden sie die Fürsten 
von Jülich, die der Stadt einzige und wahre Beschirmer seien, 
beleidigen. Bei dieser Weigerung blieben sie 8 ). 

Immerhin war durch das bloße Erscheinen der Cölner 
und Brabanter eine solche Komplikation der Lage eingetreten, 
daß die Jülicher vorzogen, Langeberg und von der Heggen 
in Begleitung zweier Protestanten [am 5. August] nach Kleve 
zu senden, um sich daheim weitere Anweisungen zu holen, 
besonders auch darüber, wie sie sich in der nun aufgerollten 
Protektoratsfrage verhalten sollten *). Vor ihrer Abreise richteten 
die Kommissare an beide Parteien die Mahnung, Ruhe und 
Frieden zu halten. Daran störten sich jedoch die Deputierten 
nicht im geringsten. Fast täglich hatten sich die Beamten bei 
dem zurückgebliebenen Gesandten, Amtmann Ketzgen, über 
Ruhestörungen, Tätlichkeiten gegen Katholiken und über Ver- 
suche zu beklagen, Angestellte des Rates zur Pflichtverletzung 
und Auslieferung der ihnen anvertrauten Schlüssel zu verleiten. 
Es wurde ihnen zwar jedesmal Abhilfe versprochen; tatsächlich 
aber fuhren die Deputierten fort, alle Anstalten zu treffen, um 
ihre Herrschaft zu befestigen 5 ). Und es seheint doch, als wenn 

») S.P.A. ») v. Fürth II, 2. S. 94 f. 
8 ) S. P. A. 

*) S.P.A. u. d. 5. Aug.; Meyer l S. 557: v. Fürth II, 2, S. 83. 
») S. P. A. u. d. 6., 7., 8. Aug. 

4* 
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sie dabei von Jülich aus, sobald die Kommissare dort einge- 
troffen waren, in einer mit der Vermittlerrolle der Possidierenden 
nicht mehr verträglichen Art und Weise unterstützt wurden. 
Denn schon am 16. August bot einer der neuburgischeu Rate 
zwei Kompagnien zum Schutze gegen etwaige Angriffsgelüste 
des Erzherzogs Albrecht an. Um Verdacht zu vermeiden, 
könne man sie zuerst aus neuburgischen Diensten entlassen, 
und die Aachener sie dann sogleich übernehmen. Vielleicht 
waren es die Truppen, die zwei Tage später — 100 an Zahl 
— von den Deputierten in Pflicht genommen wurden 1 ). 

Zugleich wurde ausgestreut, unter Berufung auf die Ab- 
schrift des Vertrages mit Brabant, der Rat habe letzteres zum 
Nachteil Jülichs begünstigt 2 ). Man begehrte vom Rat, daß er 
die Geleitsbriefe versiegeln und die Kopie der Konkordate mit 
dem Original vergleiche, auch die Bitte abschreiben lasse, auf 
die hin die Erneuerung derselben 1G00 erhalten worden sei. 
Man wollte die Namen der Personen erfahren, die bei dem 
Abschluß des Vertrages dem Rate beigewohnt hatten 3 ). Als 
sich die Beamten zur Beratung über diese Punkte wieder eine 
Frist ausbaten, fuhr sie Kalckberner an: man sollte ja oder 
nein sagen, dann fügte er drohend hinzu, sie möchten tun, was 
sie wollten, er würde sie ferner nicht mehr damit belästigen. 
Die erschreckten Beamten schickten sogleich den Syndikus zu 
Ketzgen mit der Bitte, er möge Kalckberner und die anderen 
ermahnen, mit aller Tätlichkeit einzuhalten, sie wollten bereits 
am nächsten Tage über ihr Gesuch boscließen 4 ). Ihre Antwort 
lautete denn auch durchweg zusagend 5 ). Trotzdem gaben sich 
die Deputierten mit ihr nicht zufrieden. Sie befahlen nun viel- 
mehr den Bürgermeistern und Beamten, bis zur Ankunft der 
jülichschen Kommissare sich still in ihren Häusern zu halten, denn 
der gemeine Mann sei über sie wegen der Konkordaten dermaßen 
erbittert, daß für ihre Sicherheit zu fürchten sei, wenn sie sich 
öffentlich auf den Gassen zeigen würden. Alles Protestieren der 

l ) S. P. A., Verzeichnis der in den Jahren 1611—14 von den De- 
putierten und Regimentsführern empfangenen und versandten Schreiben. 
■) S. P. A. 8 ) S. P. A. *) S. P. A. u. d. 7. Aug. 
b ) S. P. A. u. d. 8. Aug. 
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Beamten und cölnischen Kommissare gegen solche Gewalttat 
war erfolglos 1 ). Nur einen Vorteil über den geknebelten Rat 
vermochten die Protestanten nicht zu erlangen; trotz aller ihrer 
Versuche blieben die Ratsbeamten ihren Herren treu. Mochte 
man ihnen auch vorhalten, man wolle nicht den ganzen Rat 
beseitigen, sondern wie vor drei Jahren nur « rauhe und un- 
gebürliche Männer*, die nicht hinein gehörten, daraus entfernem 
oder mit Schimpf werten die Beamten überhäufen und behaupten, 
dieselben seien nicht mehr ihre Herren, sie hätten so gehaust 
und die Stadt in solche ITntcrverfung gebracht, daß sie nicht 
wert seien, sich boi ehrlichen Leuten niederzusetzen, standhaft 
entgegneten ihnen die Bedienten, mit dem Rate ständen und 
fielen auch sie 2 ). Xur bei einem Teile der alten Stadtsoldaten 
hatte das stete Drängen der Deputierten, doch in ihro Dienste 
zu treten, Erfolg 3 ). 

Hatten die Beamten rasch nachgeben müssen, daß die Depu- 
tierten die diplomatischen Schriftstücke einsehen konnten, so 
wußte Berchem doch hinterher die sofortige Ausfürung zu ver- 
hindern. Er blieb einige Tage unauffindbar 4 ). Daß er die Stadt 
verlassen hatte, ist bei der strengen Bewachung der Tore durch 
die Protestanten nicht anzunehmen. Waluscheinlich hielt er sich 
verborgen. Erst als der Bürgermeister Mees den andern Schlüssel 
notgedrungen hergab, fand in Anwesenheit des Syndikus und 
des Sekretärs die Besichtigung statt, wobei sich die Deputierten 
durchaus nicht auf die Prüfung der angegebenen Schriftstücke 
beschränkten, sondern einsahen, was sie für gut befanden 6 ). 

Am 16. August langten die jülichschen Kommissare wieder Das 
in der Stadt an. Ihr Auftrag ging dahin, alles zu versuchen, E pj^ 
um einen Vergleich herbeizuführen, und die Konkordatenfrage reichs. 
aus dem Spiele zu lassen 6 ). Der Vertrag war in den letzten 
Tagen wiederholt öffentlich von den Deputierten verlesen und 
ausgedeutet worden, was die Erbitterung der Menge gegen die 

l ) S. P. A. u. d. 8. Aug. ») Ebda. 

») Ebda u. d. 11. Aug. *) Ebda u. d. 9. Aug. 

6 ) Ebda u. d. 10. Aug. 

6 ) S. P. A., Verzeichnis der in den Jahren 1611—14 von den De- 
putierten und Regimentsführern empfangenen und versandten Schreiben. 
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Ratsbeamten nicht wenig gesteigert hatte. Es war diesen da- 
durch tatsächlich unmöglich gemacht worden, sich in der 
Öffentlichkeit ungefährdet zu zeigen. Das wurde erst wieder 
andere mit der Ankunft der Jülicher. Schon am 19. August 
teilten diese den Beamten mit, das Verbot sei jetzt aufgehoben. 
Sie hätten mit Schmerzen davon gehört und den Deputierten 
auch deshalb schon zugesetzt. Sie und die letzteren verbürgten 
sich dafür, daß ihnen von jetzt an nichts widerfahren werde. 
Das Schreiben ihrer Fürsten überreichten die Jülicher den Be- 
amten auf Verlangen am 21. August. Nach einigen Worten über 
die Konkordate und die freundliche Aufnahme ihrer Gesandten, 
die sie wohl anerkannten, ermahnten sie den Rat und die Be- 
amten, angesichts der Gefahr der Lage, der Not und den Zeit- 
verhältnissen in etwa nachzugeben, um Ärgeres zu verhüten. 
Deshalb möchten sie den Religionsverwandten die öffentliche 
Religionsübung, wie sie dieselbe früher in ihren Privatwohnungen 
gehabt und wobei sich die Stadt wohlbefunden habe, und die 
freie Ratswahl, woran wegen der demokratischen Verfassung 
der Stadt die Wohlfahrt derselben hänge, zugestehen. Wenn 
nicht das ganze Volk sich an der Wahl beteiligen könnte, müßte 
bald ein Mangel an geeigneten Personen für die Ämter ein- 
treten. Das habe sich ja auch in Aachen gezeigt, wo ein solcher 
« defectus personarum » sich herausgestellt habe, daß auf etlichen 
Zünften kaum so viele Personen gefunden worden seien, daß 
man die Präsentation habe tun, viel weniger die Ratsbestallung 
nach schuldiger Pflicht habe vornehmen können. Solange Re- 
ligionsfreiheit in der Stadt geherrscht, habe diese geblüht, seit- 
dem jene beseitigt worden, käme sie aus den Unruhen nicht 
mehr heraus. Wenn sich der Rat in diesen beiden Punkten 
fügen werde, wollten sie alles tun, um einen guten, annehm- 
baren Vergleich herbeizuführen 1 ). 

Die Beamten konnten aus dem ganzen Verhalten der Kom- 
missare unschwer entnehmen, daß der Wind außerhalb der Stadt 
sich unzweifelhaft zu ihren Gunsten gedreht habe, und dem- 
gemäß wurden sie hart. In ihrer Antwort erklärten sie sich 
bezüglich des Gottesdienstes zu einem Entgegenkommen bereit, 

«) S. P. A. u. d. 20., 21. Aug. 
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auf den anderen Punkt, freie Ratswahl, gingen sie mit keinem 
Worte ein 1 ). Ihre Forderung, auch die anderen in der Stadt 
anwesenden Kommissare jetzt zu den Verhandlungen mit hinzu- 
zuziehen, lehnten die Jülicher mit Rücksicht auf ihre Instruktion, 
die ihnen das verbot, ab*). Da sie aber einsahen, daß der Rat 
trotz allen Zuredens und aller Drohungen sich nicht zu Zu- 
geständnissen betreffs der freien Ratswahl herbeilassen würde, 
schlugen sie ihm vor, wenigstens die Hälfte oder den dritten 
Teil der Ratssitze den Protestanten zu überlassen. Doch lehnte 
der Rat auch dies unter Hinweis auf das kaiserliche Urteil ab. 
Wolle man wegen der freien Rats wähl etwas erlangen, so müsse 
man sich an den Kaiser wenden 3 ). 

Die Kommissare gaben bei der Nachricht von der ab- 
schlägigen Antwort zwar ihrem Unwillen Ausdruck, schlugen 
aber sogleich zwei neue Mittel vor, um den Frieden herbeizu- 
führen; nämlich 

1. zwei oder vier Protestanten neben den Ratsverwandten 
als Aufseher und einen Syndikus und einen Sekretär augs- 
burgischer Konfession anzustellen, oder wenn man das auch 
nicht wolle, 

2. etliche « curatorcs rei publicae » aus der Bürgerschaft 
ohne Unterschied der Religion anzuordnen, die bis auf des 
Kaisers Entscheidung der Stadt Regiment führen sollten. 

Es war vorauszusehen, daß der Rat diese Vorschläge 
ebenso wie die früheren ablehnen würde. Am 3. September 
wies er den ersten mit der Berufung auf das kaiserliche Urteil, 
den alten Gaffelbriof und des Rats Übereinkunft vom Jahre 
1560 ab; dann seien Syndikus und Sekretär Ratsbeamte, dürften 
also nur aus den Katholiken genommen werden; der zweite 
sei aus allerhand Gründen bedenklich, übrigens befinde sich 
der Rat gottlob! noch so, daß er keinen Vormund benötige*). 
Diesen Beschluß teilte man den Kommissaren jedoch vorläufig 
nicht mit, weil man Zeit gewinnen wollte. 

Wir haben oben gehört, daß die Protestanten sich sogleich 

') S.P.A. u. d. 24. Aug. ») Ebda; v. Fürth II, 2, S. 97. 
s ) S. P.A. u. d. 26. Aug.: v. Fürth, II. 2, S. 84. 
*) S.P.A. u. d. 10. Sept.; v. Fürth 11, 2, S. 84. 
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nach dem Aufstande an die Union mit dor Bitte um Rat und 
Hilfe gewandt hatten. Der Unionstag zu Rotenburg o. d. T. 
beschloß am 14. August nur, weil man über den Aufstand 
selbst zu wenig aufgeklärt wäre, die Sache den Possidierenden 
zu empfehleu, sie im übrigen auch in Zukunft für ein gemeines 
Gravaraen zu halten und ihrer bei den Schickungen an den 
Kaiser, an Kursachsen und beim Kurfürstentage zu gedenken 1 ). 
Das Schreiben, das darauf an die Possidierenden erging, ward 
den Aachener Protestanten am 7. September durch einen Boten 
zur Kenntnis gebracht. Es verlieh der Furcht Ausdruck, daß 
durch eine sofortige Beschwerde der Unionsfürsten beim 
Kaiser oder sonstwo der kaiserliche Hof nur wie vordem ver- 
anlaßt werde, mit geschwinden scharfen Prozessen gegen die 
Evangelischen zu verfahren. Da aber dem Herzog von Jülich 
zu Aachen die Direktion in Kirchen- und Schulsachen gebühren 
solle und der vorige Rat und die evangelische Bürgerschaft das 
allezeit anerkannt habe, so möchten die Possidierenden durch 
Kommissare einen Vergleich zwischen Rat und Bürgerschaft 
herbeiführen, den Evangelischen die Übung ihres Bekenntnisses 
sichern und verhüten, daß es zu den vorigen Hofprozessen 
komme oder daß ein dritter, dem der katholische Rat den Schutz 
aufgetragen habe solle, sich einmische 2 ). 

Lautete dieses Schreiben für die Protestanten nicht sehr 
ermunternd, so ermutigte ein anderes von der Union an sie 
selbst gerichtetes sie desto mehr. Sie wurden darin nämlich, 
unter der Versicherung stetigen Wohlwollens, aufgefordert, sich 
mit den Katholiken in keine Verhandlungen einzulassen, jetzt 
hätten sie die Unterdrückung zum Teil überwunden und die 
Höllander wären ihnen wohlgewogen B ). Nichts konnte den Pro- 
testanten natürlich erwünschter kommen. Die Folgen dieser 
Ermunterung zeigten sich schon in den nächsten Tagen. Da es 
den Deputierten nicht gelingen wollte, den Neumännern die 
Schlüssel zur Accisekammer abzunehmen, öffneten sie dieselbe 

*) Bericht über die Verhandlungen im Stadtarchiv zu Straßburg 
AA 882 G; Chrouat, a. a. 0. S. 719 r 770. 

«) Ebda; vgl. auch Meyer I. S. 558 ff. 
3 ) S. P. A. u. d. 10. Sept. 
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am 12. September mit Gewalt, indem sie ein Stück ans der 
Wand schnitten. Zudem wollten die Drohungen mit Absetzung 
des Magistrates nicht aufhören , ). Schon vorher hatten die 
Deputierten zwei ihrer Leute, P. Kraschel und K. Engelbrecht, 
zu Rentmeistern gewählt 2 ). 

Der Rat ließ sich jedoch durch alle diese Drohungen nicht 
einschüchtern, sondern blieb im Vertrauen auf die Unter- 
stützung der Cölner und Brabanter, deren wiederholte Versuche, 
die Deputierten zu Verhandlungen zu bewegen, allerdings ver- 
geblich waren, bei seiner Weigerung betreffs der vorgeschlagenen 
Punkte. Trotzdem gaben die Jülicher bis zuletzt die Hoffnung 
nicht auf, einen Vergleich herbeizuführen. So reichten sie den 
Beamten am 16. September noch einmal neue Vorschläge ein. 
Sie lauteten: 

1. Der Rat solle die Religionsverwandten an ihrer Religions- 
übung in ihren Privathäusem nicht hindern, noch sich deswegen 
beim Kaiser oder sonst beschweren, die Verantwortung dafür 
aber der Bürgerschaft anbei mgestollt sein lassen, jedoch so, daß 
die Protestanten die Katholiken in ihren religiösen Übungen 
nicht stören sollten. 

2. Die Jesuiten sollten ungestört in ihrem Kolleg und 
ihrem Wirken bleiben. Weil aber die Bürgerschaft sich oU be- 
klagt, als wären sie aller bösen Anstiftung Urheber, so möchten 
sie, damit aller Argwohn von ihnen genommen würde, geloben, 
sich aller politischen Händel und gefährlichen Praktiken ent- 
halten zu wollen. 

3. Da sich der Rat betreffs freier Ratswahl mit der Bürger- 
schaft in keine Verhandlungen einlassen wolle, so solle der Punkt 
an seinen Ort gestellt bleiben. 

4. Die übrigen Beschwerden sollten die Bürgerschaft und 
der Rat den kur- und fürstlichen Gesandten vortragen; käme 
man trotzdem zu keinem Vergleich, so sollten die Fürsten sie 
entscheiden. 

5. Was die öffentliche Sicherheit angehe, so hielten sie 
dafür, daß der Rat es sich gefallen lasse, die von der evange- 



') S. P. A. u. d. 12. Sept. ■) Meyer I, S. 5Ö7. 
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lischen Burgerschaft eingerichtete Wachtordnung und was sonst 
zu der Stadt Verteidigung angeordnet worden sei, zu bestätigen. 

6. Damit sie desto besser gehandhabt und der Gehorsam unter 
der Bürgerschaft aufrecht erhalten werde, so möchten sich beide 
Teile über etliche geeignete Personen einigen, denen die Leitung 
der Wachtordnung und der Stadt Verteidigung anzuvertrauen wäre. 

7. Könnten sich diese Personen über eine schwierige Frage 
nicht vergleichen, so sollten sie alle übrigen Hauptleute zu- 
sammenfordern und nach dem Gutachten der Mehrheit handeln. 

8. Trügen auch diese Bedenken, sich darüber zu ent- 
scheiden, so sollten sie die Sache an den großen Rat und die 
Zünfte gelangen lassen. 

9. Die Pfortenschlüssel möchten auf dem Rathaus unter 
der Obhut der Leute bleiben, welche die Wacht hätten; beim 
Auf- und Zusperren der Tore könnte immer ein Kapitän mit 
etlichen Bürgern zugegen sein; nach Schließung der Pforten 
sollte niemand ohne Wissen und Erlaubnis der Bürgermeister 
und angeordneten Personen ein- und ausgelassen werden. Wenn 
es aber nötig und bewilligt würde, müßten ein oder mehrere 
Hauptleute, welche die Wacht hätten, mit einer Rotte Bürger 
dabei sein und gute Vorsicht anwenden. 

- 10. Die angeordneten Personen, Hauptleute, Bürgerschaft 
und Rat hätten sich eidlich imd schriftlich zu verpflichten, das, 
was jetzt oder in Zukunft verglichen oder angeordnet würde, 
getreulich zu halten. 

11. Würden wider Erwarten in Religionssachen oder wegen 
dieser Vereinbarung Mißhelligkeiten erwachsen, über die sich 
die evangelische Bürgerschaft mit dem Rat nicht einigen könnte, 
so sollte das an die Fürsten gebracht und es damit laut Punkt 
vier gehalten werden. 

12. Demnächst solle die Bürgerschaft dem Rate das Rat- 
haus einräumen, ihn alle politische Verwaltung der Stadt nach 
altem rechtlichen Brauche unbehindert ausüben lassen, ihm auch 
alle Achtung und Gehorsam zu erweisen schuldig sein; dagegen 
solle der Rat mit Mäßigung verfahren, gleiches Recht ohne 
Unterschied der Person und Religion jedem widerfahren lassen 
und so die Bürger zur Liebe und Devotion heranziehen. 
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13. Weil die Bürgerschaft in die Renten-, Accise- und 
Schreibkamraern Einblick wünsche, so könnte zunächst notdürftige 
Visitation geschehen und zu dem Zwecke Personen ausgewählt 
werden, die aber eidlich verpflichtet sein sollten, nichts zu offen- 
baren, woran die Deputierten wegen der Gemeinde nicht inter- 
essiert seien. Fielen deswegen Streitigkeiten vor, so sollte es 
damit wie unter Punkt vier gehalten werden. 

14. Alles Vorgefallene solle beiderseits verziehen und ver- 
gessen sein und bleiben, sodaß deshalb keiner gegen den andern 
eine Forderung erheben, noch auf dem einen oder anderen Wege 
verfahren dürfe. 

15. Beide Teile sollten eidlich versprechen, was jetzt ver- 
glichen oder ferner verglichen werden möchte, festzuhalten. Der 
Rat solle alle Zünfte das mit ihren Siegeln bekräftigen lassen 
und zu noch größerer Sicherheit nicht allein die Fürsten um 
Unterschrift und Versiegelung, sondern auch um besondere Be- 
schützung und Handhabung dieses Vergleichs bitten. Wer dagegen 
handle, den sollten die Fürsten als Eidbrecher betrachten und 
in allen Landen, wo sie es vermöchten, zur Rechenschaft ziehen, 
desgleichen der beleidigten Partei allen dadurch erlittenen Schaden 
ersetzen lassen 1 ). 

Wie man sieht, waren es außerordentlich mäßige, für die 
Katholiken günstige Vorschläge. Waren die Possidierenden, wie 
es scheint, anfangs August zuerst durch die Furcht vor einer 
gewaltsamen Einmischung Brabants und Cölns zur Nachgiebigkeit 
bestimmt worden, nachdem sie sich im Juli alle Forderungen 
der Protestanten angeeignet hatten, so wichen sie Ende August 
und im September um so weiter zurück, je mehr sich eine fran- 
zösische Vermittlungsgesandtschaft der Stadt näherte. Denn es 
war kaum zu erwarten, daß diese gutes brachte. Die Königin- 
Regentin hatte schon am 26. Juli ein Schreiben an die Possi- 
dierenden gerichtet, in dem sie dieselben aufforderte, Katholiken 
und Protestanton in Aachen gemäß ihren früher gegebenen 
Versprechungen gleich zu behandeln 2 ). Das ließ vermuten, daß 

l ) S. P. A. u. d. 16. Sept. 

■) R. Peltzer, die Beziehungen Aachens zu den französischen Königen 
in d. Zts. d. Aachener Geschichtsvereins XXV, S. 200 und 245 f. 
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sich die beiden französischen Jesuiten in der Stadt mit Erfolg 
an ihre Königin um Schutz gewandt, der Schrecken also be- 
gründet war, den die Protestanten bei der Verunglimpfung der 
Patres empfanden, als sie die Nationalität der Patres Jaquiuot 
und Schmitz erfuhren. Mitte August erhielt der Agent Hotmann 
von Paris Befehl, sich nach Aachen zu begeben 1 ). Hotmann 
führte den Auftrag nicht aus, vielleicht um den Possidierenden, 
denen er wolügesinnt war, nicht in den Weg zu treten. Damit 
nicht zufrieden, ordnete die Königin, wohl auch infolge politischer 
Erwägungen, nunmehr eine eigene Gesandtschaft ab. Die Be- 
sorgnis vor deren Eingriff steigerte sich wohl noch bei den 
Possidierenden, als sie hörten, daß die Union sie im Stiche ließe. 
Vor allem waren es also eigennützige Gründe, welche die Haltung 
der Jülicher den Aachener gegenüber bestimmte und sie zu 
ihrer eigenen Sicherheit veranlaßte, dem Rat den Weg zu einer 
Einigung zu bahnen, wobei sie jedoch den Protcstauten so viele 
Zugeständnisse als möglich zu verschaffen suchten. 

Schon tags darauf, am 17. September, kam der französische 
Sekretär Kessel in Aachen an und meldete den Cölner und 
jülichschen Kommissaren, daß eine französische Kommission 
unterwegs sei. Er sei vorgereist, um zu hören, ob der Rat und 
die Patres restituiert seien und seinen Herren eine Wohnung 
bestellt werden würde 2 ). 

Am 18. September reisten die jülicher Kommissare Ketzgen 
und von der Heggen nach Kleve zurück. Es bogleiteten sie von 
den Deputierten, scheinbar von der enttäuschten Menge ge- 
zwungen 3 ), Kalckberner und Engelbrecht, um in Kleve von den 
Räten größere Zugeständnisse zu erlangen, als die Kommissare 
in ihren Vorschlägen vorgesehen hatten. 

Auch der Rat wandte sich in einem Schreiben an die 
Possidiereuden, berichtete ihnen den ganzen bisherigen Verlauf 
der Unruhen, wobei er besonders darauf hinwies, daß die 
Deputierten vor 14 Tagen die Kammern mit Gewalt geöffnet, 
alles Geld, das vorrätig gewesen, an sich genommen und ver- 

') S. P. A. Verzeichnis der in den Jahren 1611—14 von den De- 
putierten und Regimentsführern empfangenen und versandten Schreiben. 
») S. P. A. u. d. 20. Sept. 3 ) Ebda. 
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breitet hätten, man wolle einen neuen Rat wählen. Nun hätten 
zwar vor einigen Ta^ren die Kominissare etliche Vergleichspunkte 
mitgeteilt, die Hoffnung auf Beilegung des Streites böten, aber 
der Rat wünsche sich nicht eher in eine Verhandlung über sie 
einzulassen, als bis er restituiert sei, darum bäte er also 1 ). 

In der Stadt war man in Wirklichkeit noch sehr entfernt 
davon, den Rat wieder Rat sein zu lassen. Die Deputierten be- 
fahlen in jenen Tagen den Aecisepächtern. die bereits verfallene 
Accise ihnen einzuliefern 2 ). Sogar in Cöln schien man damals 
allmählich einzusehen, daß in Aachen auf friedliche Weise von 
den Protestanten nichts zu erreichen sein würde. Denn am 
'24. September erhielten die cölner Kommissare vom Koadjutor 
Ferdinand die Weisung: Da sie allem Ansehen nach nichts aus- 
richten könnten, es auch den Anschein habe, als solle der Rat 
gegen seinen Willen zu verschiedenen Eingeständnissen ge- 
zwungen werden, was während ihrer Anwesenheit nicht geschehen 
dürfe, so sollten sie die beiliegenden Bittschreiben an die drei 
geistlichen Kurfürsten versenden, und wenn darauf nichts 
Günstiges erfolge, nach der Abreise der Brabanter ebenfalls die 
Stadt verlassen. Vorher sollten sie den Rat ermahnen, fleißig 
mit der cölner Kanzlei in Korrespondenz zu bleiben und wohl 
auf der Hut zu sein, damit man ihm später keine Vorwürfe 
machen könnte 3 ). Wenige Tage darauf stellten die Cölner dem 
Rat und den Deputierten ein gemeinsames Schreiben der drei 
geistlichen Kurfürsten zu. das von deren Abgesandten am 
25. August auf einer Tagung in Mainz abgefaßt worden war. 
Sie erinnerten darin die Protestanten an das, was sie uacb der 
früheren Achterklärung für sie getan hätten, und an die schlimmen 
Folgen, die ihr Vorgehen nach sich ziehen müßte. Dann er- 
mahnten sie sie, sich zu ihrem eigenen Besten in die Sachen 
zu schicken, dem Kaiser zu gehorchen und ihre früheren Ver- 
sprechungen zu halten 4 ). Die Deputierten weigerten sich jedoch, 
das Schriftstück anzunehmen, weil in der Überschrift: An 
Bürgermeister, Schöffen und Rat das Wort Gemeinde» erst 

•) S. P. A. u. d. 20. Sept. 

») S. P.A. u. d. 21. Sept. s ) S. P. A. u. d. 2-i. Sept. 
4 ) Chroust, a. a. 0. S. 760 und 762. 
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nachträglich mit anderer Hand nnd Tinte hinzugesetzt worden 
sei >). Am 27. September kehrte Kalckberner von Kleve zurück, 
ohne dort viel erreicht zu haben. Es hieß vielmehr in der 
neuen Anweisung für die Kommissare : Wenn die französischen 
Gesandten ankämen, sollten sie nochmals versuchen, den Rat 
zur Annahme einiger Protestanten zu bewegen. Mißlinge das, 
so sollten sie bis zum ferneren Vergleich darauf hinarbeiten, 
daß der Rat « per viam compositionis » restituiert, also der Hof- 
prozeß, der deshalb zu erwarten sei, verhütet werde. Dann 
sollten sie daran sein, daß die Protestanten durch gute Wacht- 
Ordnung und andere Mittel gesichert, als auch jedem die Re- 
ligionsübung in und außerhalb der Stadt freigestellt würde. 
Die Protestanten sollten sie damit trösten, die Fürsten würden 
bestrebt sein, zu erreichen, daß noch vor der nächsten Ratswahl 
das kaiserliche Urteil gegen den Gaffelbrief dergestalt erläutert 
werde, wie es zur Erhaltung des gemeinen Wesens diene. Sie 
möchten auch Bürgermeister, Schöffen, Rat und Bürgerschaft 
zu der Erklärung bewegen, daß sie allein den Herzog von 
Jülich als ihren Erbvogt anerkannten. Sollte Erzherzog Albrecht 
die Bürgerschaft wegen der Religionsübung bedrohen, so seien 
sie bereit, alles zu tun, damit ihr daraus kein Nachteil er- 
wüchse. Auch sollten sie betreiben, daß die Unkosten für die 
eingenommenen Soldaten, Ausführung der Prozesse, Schickungen 
an den Kaiser u. a. aus der Stadtkasse genommen würden 2 ). 

Nachmittags gegen drei Uhr, am 29. September, trafen 
der Marquis de la Vieuville und L. de Sehe, die französischen 
Gesandten, in Aachen ein. Sie wurden von den Protestanten 
abgeholt und in die Stadt geleitet. Zuerst hatten die Deputierten 
von ihrem Kommen ungern gehört und verlauten lassen, man 
würde sie nicht aufnehmen, viel weniger ihnen eine Wohnung 
bereitstellen, denn sie wären nur auf Verlangen der Jesuiten 
abgeordnet worden. Es bedurfte des Zuredens Langenbergs, bis 
sie sich anders entschlossen s ). Jetzt gingen sie ihnen mit den 

>) S. P. A. u. d. 28. Sept. 

*) A. R., Fase. V; S. P. A M Verzeichnis der in den Jahren 161 1 — 14 
von den Deputierten und Regimentsführern empfangenen und versandten 
Schreiben. 

s ) S. P.A. u. d. 20. Sept.; v. Fürth II, 2, S. 97. 
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jülicher Kommissaren entgegen, führten sie unter Freudon- 
schüssen in ihre Wohnung und begrüßten sie dort offiziell 
Ungefähr nach einer Stunde taten die Beamten dasselbe. Sie 
entschuldigten sich, daß sie ihnen nicht hätten entgegenkommen 
können, bedankten sich für die Kommission und sprachen die 
Hoffnung aus, es werde ihnen gelingen, wieder die Ruhe her- 
zustellen. Die Gesandten versprachen, ihr Möglichstes zu tun, 
und beschieden sie ebenso wie die Deputierten auf den 1. Ok- 
tober, damit sie ihren Auftrag vorbringen könnten. Am Tage 
nach ihrer Ankunft suchten die brabantischen und cölnischen 
Kommissare die Franzosen auf und äußerten die Hoffnung, daß 
sie zusammon arbeiten würden zum Nutzen der katholischen 
Rehgion 2 ). Die Gesandten sagten ihnen das zu, gemäß ihrer 
Instruktion. In derselben waren sie angewiesen, dafür einzu- 
treten, daß die Jesuiten und der Rat restituiert würden und daß 
man den Protestanten gestatte, ihren Gottesdienst außerhalb der 
Stadt abzuhalten 8 ). Ihrem Versprechen, mit den Cölnem und 
Brabantern zusammen zu gehen, blieben sie indessen nicht 
lange treu, da sie sahen, daß dieselben bisher nichts erreicht 
hatten und von den Deputierten und jülichschen Kommissaren 
stets unberücksichtigt geblieben waren. Sie mochten fürchten, 
andernfalls ihr Wirken von vornherein bei den Protestanten 
verdächtig und aussichtslos zu machen. Auch wurden sie viel- 
leicht dadurch voreingenommen, daß die Jülicher ihnen von 
Plänen des Erzherzogs Albrecht und der Spanier gegen die 
Stadt sprachen 4 ). Am 1. Oktober versammelten sich bei den 
Franzosen Beamte, Deputierte und jülichsche Kommissare. Erstere 
hatten ursprünglich vorgehabt, auch das Kapitel hinzuzuziehen, 
doch war ihnen das vou den Jülichern ausgeredet worden. Sie 
trugen den Anwesenden vor : Nur ungern hätte der König und 
die Königin-Regentin von den Unruhen in der Stadt gehört. 
Da es Pficht der Fürsten sei, überall die Ruhe und den 
Frieden zu fördern, so hätten sie diese Gesandten abgeordnet, 
um Rat und Bürgerschaft, zu versöhnen. Sie folgten dabei nur 

*) S.P.A. u. d. 29. Sept.; Meyer I, S. 560: v. Fürth 11, 2, S. 97. 
») S. 1\ A. u. (1. 29. f. Sept. a ) Peltzer. a. a. O., S. 203 f. 
*) S.P.A. u. d. 30. Sept.; v. Fürth II, 2, S. 97 f. 
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dem Beispiele ihrer Vorgänger, die auch in der ganzen Welt 
Frieden gestiftet hätten. Sie sollten bedenken, daß sie Bürger 
einer Stadt seien. Niemand solle in seinen Rechten über die 
Stadt geschädigt, sondern es sollten nur Weiterungen in den 
Nachbarländern verhütet werden. Sie bäten um Verordnung 
friedfertiger Personen, mit denen sie beraten könnten, nicht als 
Richter, sondern nur als Mittler. Weiter erklärten die Gesandten, 
sie hätten durchaus nicht vor. die von den Jülichern begonnenen 
Verhandlungen zu zerstören, sondern sie wollten mit jenen 
arbeiten, deswegen möge man ihnen das bisher Verrichtete mit- 
teilen 1 ). Beamte und Deputierte betonten in ihrer Antwort die 
Bereitwilligkeit, sich auf Unterhandlungen mit ihnen einzulassen. 
Bei ihrem Abgange erhielten sie die vom König und der Königin 
an sie gerichteten Briefe ähnlichen Inhaltes wie die eben mit- 
geteilte Proposition 2 ). An demselben Tage kam auch Hotmann 
in Aachen an. Durch Berchem und Kuickhoven ließen die 
Beamten den Gesandten einen Bericht über sämtliche Ereignisse 
seit dem Jahre 1555 und die Ursachen dos Aufstandes von 1611 
überreichen 3 ). Der Rat hatte die Ankunft der französischen 
Kommissare dazu benutzt, seine Antwort auf die von den Jüli ehern 
vorgeschlagenen Vergleichsbedingungen hinauszuschieben. Da 
die letzteren jetzt mit ihrem Verlangen nach derselben immer 
dringender wurden, auch die Franzosen ihre Handlung als ein- 
fache Fortsetzung der Jülichschen ausgaben, so mußten die 
Beamten sich dazu entschließen, sie ihnen mitzuteilen. Das ge- 
schah am 5. Oktober unter der Bedingung, daß den Deputierten 
von dem Inhalte keine Nachricht gegeben würde. Unter den 
einzelnen Punkten wurde ausgeführt: 

Der Rat sei durch seinen Eid gebunden, Übertretungen 
des kaiserlichen Urteils von 1593 auch nicht stillschweigend 
zuzusehen. Das kaiserliche Urteil gebe Ordnung und Maß, wie 
es mit der Ratswahl zu halten sei. Da die Bürgerschaft nach 



l ) S P. A. u. d. 1. Okt.; A. R., Fase. I, II; Nopp. II, S. 22ßf. 

») A. R., Fase. I, II; Peltzcr a. a. 0., S. 204 und 2i6. Ebenso hatten 
die Gesandten Schreiben an die Deputierten, das Stiftskapitel und die 
Possidierenden boi sieb. 

3 » S. P. A. u. d. 1. Okt. 
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1608 sich selbst erboten, dem Urteil beharrlich zu gehorchen, 
und der Rat deshalb eidlich verpflichtet sei, so begehre man, 
daß es dabei nicht nur unverändert gelassen, sondern daß dem 
Rat auch versprochen werden möchte, man wolle in Zukunft 
nichts dagegen unternehmen. Übergebe die Bürgerschaft ihre 
ferneren Beschwerden, so wolle der Rat sich darauf ferner ver- 
nehmen lassen; würde man dann darüber nicht einig, so solle 
die Entscheidung dem Kaiser anheimgestellt und inzwischen 
alles im vorigen Stande gelassen werden. Wegen einer be- 
ständigen Waehtordnung wolle der Rat mit etlichen erfahrenen 
Deputierten verhandeln und alles so einrichten, daß die Tag- 
und Nachtwachen nach Gebühr versehen würden. Die Bürger- 
schaft werde sich hoffentlich zu bescheiden wissen, daß die 
Bestimmung über die Wächter und die Bewahrung der Schlüssel 
also eingerichtet würde, daß der Rat dabei nicht verkleinert 
oder benachteiligt würde. Der Rat sei der Ansicht, wenn «die 
Sachen auf jeden Tag oder verantwortliche Mittel verglichen » 
worden seien, könne fernere Anweisung geschehen, wie die 
Bürgerschaft vor aller Gefahr gesichert sein und bleiben möchte. 
Die Fürsten ohne Wissen des Kaisers grundsätzlich zu Schieds- 
richtern zwischen Rat und Gemeinde zu machen, sei dem Rat 
bedenklich. Daß der Rat restituiert würde, wäre billig. Er sei 
ohne das bereit, jedem unparteiisch Recht widerfahren zu lassen; 
der betreffende Satz des Vergleichs sei so zu fassen, daß nicht 
zu neuer Weiterung oder neuem Streit Ursache gegeben werde. 
Die Religionsverwandten sollten genau angeben, warum sie die 
zu der Schreib- und Rentenkammer gehörigen Bücher, Urkunden 
und Verzeichnisse nachsehen möchten; dann wolle der Rat sich 
auch darüber erklären. Mit der Übernahme der Kosten sei er 
einverstanden, doch müsse denen, die auf Befehl der Gemeinde 
geschädigt oder gekränkt würden, solche Genugtuung geschehen, 
daß man ihnen nachher nichts Ehrverletzendes vorwerfen könne. 
Daß er alle diese Zusagen halten werde, wolle er gern beteuern 
und sie auch schriftlich ausfertigen. Um die Ausführung des 
Vergleichs allseitig sicher zu stellen, schlage er vor, die Hand- 
habung dem Kaiser anheimzustellen, und zwar so, daß er oder 
das Kammergericht den Vertragsbrüchigen womöglich durch die 
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Achterklärung zur Beobachtung des Vertrags ohne Zulassung 
irgend welcher Einrede anhalte, die Exekution derselben sogleich 
vornehme oder benachbarten Fürsten anvertraue. Deshalb möge 
man den Vergleich so festsetzen, daß auch vermöge der Kammer- 
gerichtsordnung mandata sine clausula» zu verhängen seien. 
In Aachen würden nun seit dreißig Jahren Aufstände erregt, 
da sei zu besorgen, daß der Kaiser oder andere mächtige 
Potentaten, wenn solchen Anlässen nicht vorgebaut wurde, zur 
Ungeduld bewogen würden und zum höchsten Nachteil der 
Stadt etwas vornähmen. Deshalb mahne der Rat, daß der Pöbel 
von Erweckung dergleichen Unruhen abgehalten werde. Träten 
Mißstände ein, so solle man solche nach Gebühr und mit Be- 
scheidenheit ausfindig machen, aber sich der Tätlichkeiten ent- 
halten. Da die Bürger kein Unheil zu fürchten hätten, was zu 
versichern die Kommissare sicher kein Bedenken tragen würden, 
seien zur Verhütung ferneren Unheils und Unkosten auch die 
Soldaten alsbald abzudanken und alles so zu ordnen, daß der 
Rat mit bewaffneten Bürgern nicht mehr zu verhandeln brauche 1 ). 
Man sieht aus dieser Antwort, daß die Ankunft der französischen 
Gesandten, von denen die Katholiken vieles erhofften, den Mut 
des Rates noch erheblich belebt hatte. Das merkten auch die 
jülichschen Kommissare, die sich über die mindere Aufmerksam- 
keit, die man ihnen von seiten des Rates seitdem entgegen- 
bringe, bitter beklagten 2 ). Die Deputierten beschwerten sich 
nicht weniger über den Stolz 3 ) der Bürgermeister und Beamten 
seit der Ankunft der französischen Kommissare. Zunächst dachten 
die letzteren wirklich daran, den Protestanten in der Stadt den 
Gottesdienst nicht zu gestatten ; so gaben sie dieser ihrer Meinung 
vor den brabantischen Kommissaren Ausdruck, fügten auch 
hinzu, der König und die Königin hätten an die Generalstaaten 
geschrieben, sich der aachischen Sache nicht anzunehmen; man 
könne das verbreiten, um der Bürgerschaft die Hoffnung auf 
deren Hilfe zu nehmen 1 ). Nachdem sie jedoch verschiedentlich 

•) S. V. A. u. di 5. Okt. 

») Khda; vgl. auch v. Fürth II, 2, S. 97. 

3 ) D. h. dieselben zeigten wieder Mut und Zuversicht. 

*) S. P. A. u. d. I. Okt. 
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mit den Jülichschen beraten liatten und von diesen berichtet 
worden waren, der Rat habe soweit bereits in den Gottesdienst 
innerhalb der Stadt eingewilligt, kamen sie auf den Gedanken, 
um der Schwierigkeit zu entgehen, gegen ihre Instruktion oder 
aber ohne Aussicht auf Erfolg zu verhandeln, die Bestimmung 
«innerhalb der Stadt* so zu fassen, daß damit «die alte Stadt 
des Kaisers von Frankreich, Karls des Großen », die sogenannte 
Barbarossa-Stadt, gemeint sei. Als sie diesen Entschluß dem 
Bürgermeister Berchem mitteilten, war er tief niedergeschlagen. 
Vergebens versuchten in den nächsten Tagen Berchem, die 
brabantischen und cölnischen Kommissare, der Dcchant und die 
übrigen Beamten, sie von ihrem Vorschlage abzubringen. Die 
Gesandten entgegneten ihnen immer wieder, es geschehe alles 
ja nur vorlaufig bis zur Entscheidung des Kaisers, sie könnten 
dem Rate viel besser helfen, wenn er einmal restituiert, als samt 
dem Klerus verjagt worden sei, ihr König würde, weil noch 
nicht großjährig, wegen der Stadt keinen Krieg anfangen, 
während die Religionsverwandten der Hilfe der protestantischen 
Fürsten sicher wären 1 ). Am 12. Oktober überreichten sie den 
Beamten neue von ihnen im Verein mit den Jülichern auf- 
gestellte Vergleichsbedingungen. Die Deputierten hatte mau zur 
Annahme der Vorschläge durch den Hinweis auf Aussichts- 
losigkeit eines bewaffneten Widerstandes gefügig gemacht. Da 
auf eine Unterstützung von seiten der Staaten oder der Union 2 ) 
nicht zu hoffen sei, müßten sie das annehmen, was die Possi- 
dierenden für gut hielten 3 ). Die Artikel aber lauteten: 

1. Den Katholiken, geistlichen und weltlichen, soll in ihren 
Kirchen, Klöstern, Einkünften, Rechten und öffentlichen Religions- 
übungen und Zeremonien kein Abruch geschehen, sondern sie 
sollen bei ihrer hergebrachten Sicherheit und Freiheit gelassen 
werden. 

2. Der Rat trägt Bedenken, in die von den Protestanten 



>) S. P. A. u. d. 7.— 12. Okt.: Peltzer, a. a. 0. S. 205 und 206 und 
Anm. 1. 

•) Die Union hatte die Deputierten auf den Reichstag vertröstet, 
vgl. Peltzer, a. a. 0., S. 206 und Anm. 3. 

»} Peltzer, a. a. 0., S. 206 und Anm. 4. 

5* 
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bereits begonnenen Religionsübungen einzuwilligen, weil sie der 
kaiserlichen Verordnung entgegen sind. Da nun aber die im 
Reiche zugelassenen Religionsverwandten um deren Gestaltung 
beim Kaiser und den Standen einzukommen sich vorbehalten 
haben, so willigt der Rat darin ein und erlaubt es, Bis zu einer 
Entscheidung sollen sich die Protestanten jedoch aller öffent- 
lichen Rcligionsübungen innerhalb der alten Karlsstadt ent- 
halten. Außerhalb derselben mögen sie dieselben nach Gutachten 
der jülichschen Kommissare anstellen. Weder der Magistrat 
noch sonst jemand soll sich deswegen oder wegen anderer 
Vorfälle während der Unruhen beim Kaiser oder anderen Fürsten 
beklagen oder den Protestanten irgendwelchen Eintrag oder Ab- 
bruch tun dürfen. 

3. Die Jesuiten sollen in ihr Kolleg wieder eingeführt 
und in ihren Obliegenheiten ungestört bleiben. Ist noch etwas 
vorhanden, das ihnen entfremdet worden ist, so soll es ihnen 
zurückgegeben werden, alles jedocli unter der Bedingung, daß 
sie sich in keiner Weise in politische Händel, die die Bürger- 
schaft und Stadt betreffen, einzumischen geloben. 

4. Auch der Rat tritt wieder in seinen vorigen Stand ein; 
er wird darin gelassen und ihm aller gebührender Gohorsam 
erwiesen. Dagegen soll er alles, was zur Handhabung der Justiz- 
sachen, der Polizei, auch bürgerlicher Freiheit und Gerechtigkeit 
und friedlichem Wesen gereicht, ohne Ansehen der Roligion 
und Person anwenden und verwalten, ohne der Unrichtigkeiten, 
die sich hei diesen Unruhen ereignet haben, zu gedenken. Dafür 
soll ihm das Rathaus eingeräumt werden. Den Zutritt zum Archiv, 
zu der Rent- und Accisekammer erhält er jedoch nicht eher, 
bis die Inventarisierung erfolgt ist. 

5. Es ist den Protestanten freigestellt höheren Orts um 
die Berechtigung der Teilnahme an den folgenden Ratswahlen 
zu bitten. Die Unkosten, die sie dabei haben, werden ihnen aus 
der Stadtkasse gezahlt. 

6. Damit die Stadt in Zukunft in Frieden bleibt, sollen 
alle Sachen, über die mau sich in Güte nicht einigen kann, an 
die Herzöge von Jülich gebracht und deren Entscheidung er- 
wartet werden. Gelingt eine gütliche Einigung auch dort nicht, 
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so soll jeder sein Recht an den gebührenden Orten auf dein 
richtigen Wege suchen und nicht aufs neue Verbitterung erregen. 

7. Damit die Stadt und Bürgerschaft gesichert und alles 
angeordnet werde, wodurch das gute Vertrauen wieder auflebe, 
sollen ohne Unterschied der Religion mit Zutun der jülichschen 
Kommissare gewisse Hauptleute gewählt werden, welche die 
Beschützung der Stadt, die Auf- und Zusperrung der Tore, die 
Bewachung der Schlüssel und was dergleichen mehr besorgen 
und versehen sollen. Bei der Manneszucht unter den Soldaten 
aber soll die von den Kommissaren erteilte und den Deputierten 
übergebene Ordnung befolgt oder auch nötigenfalls eine andere 
abgefaßt werden. 

8. Die Schriften und Urkunden des Archivs, der Accise- 
und Rentkammer sollen durch Deputierte des Rats und der 
Bürgerschaft, deren Anzahl nach der Gemeinde Gutachten zu 
bestimmen sei, inventarisiert werden. Finden sich Sachen, an 
denen die Deputierten wegen der Bürgerschaft Interesse haben, 
so sollen sie eidlich geloben, davon der Gemeinde nichts mit- 
zuteilen, sondern sie an die Kommissare zu bringen, damit 
diese eine Entscheidung treffen oder aber sie an höhere Orte 
gelangen lassen. 

9. Alles, was bei diesen Unruhen geredet und geschehen 
ist, soll auf ewig vergeben und vergessen sein ; auch soll es 
nicht erlaubt sein, auf Rechtswegen etwas zu suchen oder zu 
ändern. 

10. Magistrat und Bürgerschaft sollen bei ihrer Ehre und 
Treue geloben, alle Artikel fest und unverbrüchlich zu halten, 
auch darüber ein Teil dem andern glaubhafte Reverse geben. 

11. Zur größeren Sicherheit wollen die französischen Ge- 
sandten, die im Namen des Königs und der Königin die Ver- 
mittler gespielt haben, ohne dem Kaiser, benachbarten Fürsten, 
oder sonst jemandem vorgreifen zu wollen, diese Artikel unter- 
schreiben. Auch werden der König und die Königin beim 
Kaiser und den Ständen des Reiches, wenn es nötig ist, sich 
verwenden, damit dieser Vertrag bestätigt und vollzogen werde. 
Zugleich unterschrieben auch die jülichschen Kommissare im 
Namen der Fürsten zu Jülich als benachbarter Potentaten 
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und der Stadt Schutz- und Schirmherren unter Vorbehalt 
der Genehmigung durch letztere und ihrer Gerechtigkeiten in 
der Stadt 1 ). 

Die Gründe für diese Schwenkung der französischen Ge- 
sandten zu den Jülichern hin sind uns unbekannt. Vielleicht ist 
sie zu erklären aus einer geheimen Instruktion, die ihnen vor- 
schrieb, soweit als eben möglich auf die Wünsche der Possi- 
dierenden einzugehen und eino Einigung herbeizuführen, damit 
sie nicht zum Schaden der französischen Ehre tinverrichteter 
Dinge heimkehren müßten. 

Am Abend des 12. Oktober rottete sich die Menge aufs 
neue auf dem Markte unter Drohungen gegen den Rat zu- 
sammen. Sie verlangte unbedingte Annahme der Vorschläge 2 ). 
Zunächst versuchten jedoch die Beamten, die Artikel an manchen 
Stellen durch Einfügen und Hinweglassen einzelner Worte zu 
mildern. Der Große Rat, der einberufen wurde, beschloß tat- 
sächlich, sich zu fügen, falls keine Moderation zu erlangen sei 3 ). 
Ais die Beamten bei den französischen Gesandten allerhand 
Einwendungen gegen die Vorschläge erhoben, wurde Vieuville 
höchst aufgebracht. Er hielt ihnen entgegen, die Protestanten 
seien entschieden klüger als sie. Man solle ihm vertrauen und 
ihn 14 Tage Bürgermeister sein lassen, er würde dann den 
Forderungen der Religionsverwandten, die sich nicht geziemten, 
wohl zu begegnen wissen. Dann schrieb er eine « Submission » 
nieder und beteuerte « bei dem Teil seines Himmelreiches », 
daß er dem Rat und allen Katholiken wohlgesinnt sei; wolle 
der Rat sich wie vorgeschrieben ihm unterwerfen, so werde er 
ihm helfen. Es sollte jedoch nichts beschlossen werden, es 
wäre denn vorher dem Rate wieder vorgelegt worden. Bereitem 
erkundigte sich bei geistlichen und weltlichen Vornehmen über 
die Zweckmäßigkeit der Unterwerfung. Diese waren der Ansicht, 
da man von allen Seiten Bericht erhielte, daß Vieuville in ganz 

') Ms. Bor. fol. 758; Akten im Archiv der evangelischen Gemeinde 
zu Aachen. Die von Meyer und anderen gebrachten Artikel sind spätere 
mit Änderungen, die im Laufe der Verhandlungen vorgenommen wurden. 

«) S.P.A. u. d. 12. Okt.; Meyer I, S. 563. 

3 ) S. P. A. u. d. 20. Okt. 
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Frankreich als der eifrigste Katholik ') angesehen werde, es sei 
nicht gefährlich, daß der Rat sich ihm soweit unterwerfe, jedoch 
unter der Bedingung, daß endgültig nichts beschlossen werden 
dürfe, ohne vorher den Rat gehört zu haben; auch riet man 
Berchem, er solle die Worte: <per inodum interim und ohne 
Nachteil der kayserlichen Majestät * einfügen lassen. Vieuville 
entgegnete aber darauf, das sei nicht nötig, weil sie in den Ver- 
trag kämen. Der Rat jedoch fürchtete, Vieuville werde nach der 
Zusage vollständig nach Gutdünken verfahren. Als man deshalb 
bei Vieuville anfragte, ob er darüber ein bindendes Versprechen 
geben könne, ließ er ihm sagen: «er sei ein Marchio und ver- 
heische bei seinem Ehrenstand, nichts ohne des Rats Bewilligung 
mehr angeregter Submission ungeachtet endlich zu beschließen ». 
Daraufhin willigte der Rat in die Unterwerfung ein und stellte 
am 21. Oktober zwei Schriftstücke aus. In dem ersteren hieß 
es: er habe den französischen Gesandten aus Achtung und 
Dankbarkeit für den König und die Königin den Auftrag er- 
teilt, nach Recht und Billigkeit die Streitigkeiten gemeinsam mit 
den jülichschen Kommissaren beizulegen, jedoch alles vorläufig 
und ohne Präjudiz des Kaisers oder eines andern. Was sie 
beschlössen und verordneten, gelobte er zu halten. In dem 
letzten führte er aus : Damit die Gesandten nicht glaubten, er 
traue ihnen nicht und wolle die Sache in die Länge ziehen, so 
mache er von ihrem Anerbieten, die Sache zu regeln, Gebrauch 
in der Erwartung, sie würden ihr Versprechen, den Rat. vor 
jedem Beschluß zu hören, auch halten. Er übertrüge ihnen also 
die Vollmacht, zu verhandeln usw., hoffe aber, daß die großen 
Unkosten, die durch den Aufstand entstanden seien und die 
er nicht zahlen könne, durch die Urheber der Unruhen d. h. 
die Protestanten, beglichen würden 8 ). 

Zugleich übergaben die Beamten den Gesandten, die sich 
mit den Erklärungen des Rates zufrieden gaben, noch eine 
Reihe von Beschwerden wegen der Artikel, deren Berücksich- 
tigung sie nach Möglichkeit erbaten : 

*) Ms. Bor. fol. 762 heißt es jedoch von ihm: «prac se ferebat 
ingenium liberum et versipellc». 

') S.P.A. «. d. 20., 21. Okt.; Meyer I, S. 5oU 
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1. Die Protostanten erhalten weder eine Kirche noch den 
kleinen St, Jakobs-Kirchhof. 

2. Dem Rat dürfe nicht verboten sein, sich wegen zu- 
künftiger oder vergangener Sachen beim Kaiser zu beschweren ; 
das müsse jedem freigestellt werden. 

» 

9. Der Rat könne durchaus nicht zulassen, daß der Herzog 
von Jülich oder seine Kommissare sich in die Wachtordnung 
der Stadt oder in die Bestrafung derjenigen einmischten, welche 
gegen diese Ordnung Fehler begingen. 

10. Der Rat lasse eine Inventarisation unter der Bedingung 
zu, daß man sich, da einige Schriften sich fänden, die dem 
einen oder andern Teil Präjudiz gäben, wegen der Einigung 
darüber aus wichtigen Ursachen nicht an die jülichschen, sondern 
an die französischen Kommissaro wende ; auch daß die Gemeinde 
keine Rechnung, keinen Kauf oder Verkauf, der beim Rate ge- 
schehen, zurückziehen möge. 

11. In die Verzeihung willige der Rat ein, ausgenommen 
die Schmach und Gewalt, die dem Werkmeister Fischer wider- 
fahren sei; auch die jülichschen Kommissare erkannten an, daß 
diese Gewalttat bestraft werden müsse ! ). Die Protestanten sollten 
ebenso wenig ihre Schulen als ihre Predigten in der alten 
Stadt haben. Das Sendgericht solle freien Lauf in allen Sachen 
haben, jene ausgenommen, welche die zugelassenen Religions- 
übungen beträfen, auch dies nur < interimsweise >. Säßen zum 
Tode Verurteilte in Haft, so sollten die Prediger sie nicht be- 
suchen, viel weniger sie zur Richtstätte begleiten dürfen, sondern 
das solle durch die katholischen Priester und Ordenspersonen, 
wie bisher, verrichtet werden 2 ). "Während der Rat sich damit in 
etwa entgegenkommend zeigte, wurden die Deputierten von Tag 
zu Tag widerspenstiger. Hatten sie überhaupt nur widerwillig in 
die Bedingungen eingewilligt, so begannen sie jetzt schon wieder 
Einwendungen dagegen zu erheben. Zunächst weigerten sie sich 



*) Kr war am 24. Sept. von einigen Soldaten und einem Bürger 
schwer mißhandelt worden, angeblich wegen Privatstreitigkeiten. Daß 
er Kalekberner auf dem Rathause energisch entgegengetreten war. hatte 
sicherlich mit zu diesem Vorgehen gegen ihn heigetragen. 
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ganz entschieden, sich ihrerseits den jülichschen Kommissaren 
zu unterwerfen. Zugleich setzten sich die Zusammenrottungen 
der Menge auf dem Markte fort. So am 24. Oktober, wo sich 
die Hauptleute der Soldaten, die Deputierten uud der Pöbel 
zusammenfanden und verlangten, daß der Sache ein Ende ge- 
macht würde, sie dächten nicht daran, den Rat, vielweniger die 
Patres, zu restituieren 1 ). Schon richtete sich der Unwille der 
Menge anscheinend auch gegen einige Deputierte, denen man 
vorwarf, sie seien den Katholiken zu weit entgegengekommen. 
Die Hauptursache zu dieser Bewegung bildete ein Schreiben 
ohne Namen, das unter der Bürgerschaft kursierte und warnte, 
sich auf die Restitution des Rates und der Jesuiten einzulassen. 
Das wirkte so, daß man trotz der Anwesenheit der Gesandten 
dem Rentmeister die Schlüssel zur Rentenkammer mit Gewalt 
abnahm. Das war eine unangenehme Wendung und Enttäuschung 
für die französischen Gesandten, die nach d em J. . \jk tober be- 
reits alles als erledigt betrachtet und die Vergleichsartikel zur 
Unterzeichnung nach Paris geschickt hatten*). All ihr Zureden 
und drohen half nichts. Die Deputierten entschuldigten sich 
fortan damit, die Menge argwöhne, daß der Rat gefährliche 
Verträge mit Erzherzog Albrecht, dem Kurfürsten von Cöln 
oder mit Erzherzog Leopold geschlossen habe 3 ). Zu einem be- 
sonders erregten Auftritt kam es am 29. Oktober, als sich der 
Syndikus auf Verlangen der Deputierten in das Rathaus zur 
Einsicht und Erledigung einiger Sachen begab. Die Menge, 
welche glaubte, die Inventarisation solle vorgenommen werden, 
verlangte stürmisch, daß die dazu von ihr angeordneten Kapitäne 
miteingelassen würden. Die Aufklärungen und Abmahnungen 
der Deputierten, von denen die Menge nicht mehr viel wissen 
wollte, waren vergeblich. Der Lärm legte sich erst, als man die 
Kapitäne mit in das Archiv nahm. Um den Syndikus vor An- 
griffen zu schützen — den Sekretär hatten tags zuvor einige 
umringt, und man hätte ihm seine Schlüssel abgenommen, wenn 
nicht Deputierte dazwischen gekommen wären — , mußte Kalck- 

') S. P. A. u. tl. 23., 21. Okt. Sie erwarteten Hilfe von der zu 
Nürnberg tagenden Reichsversammlung; vgl. A. H., Fase. III, IV. 
■) Pellzer. a. a. 0., S. 2U7f. 3 ) S. P.A. u. d. 21.-20. Okl. 
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berner erklären, man habe es mit ihm zu tun, wenn man dem- 
selben zu nahe trete 1 ). 

Am 31. Oktober beschloß der Große Rat, in die Inventari- 
sation einzuwilligen, jedoch unter dem notariellen Protest, daß 
er nur gezwungen diese zugegeben habe, zugleich unter der 
Bedingung, daß man mit den jülichschen Kommissaren über 
die Art und Weise der Inventarisierung sich berate und daß 
einer der letzteren dabei anwesend sei. Nach langen Verhand- 
lungen einigte man sich endlich dahin, daß von jeder Partei 
zwölf Personen an der Inventarisation teilnehmen, diese sich aber 
verpflichten müßten, alles, was sie erführen, geheim zu halten. 
Darauf fand dieselbe am 7. und S. November in Anwesenheit 
von der Heggens statt. Sie wurde nicht zu Ende geführt, da 
an dem letzten Tage Vieuville auf dem Rathause während der 
Untersuchung erschien und die Deputierten dringend auffor- 
derte, sich über die Artikel zu äußern, sonst müsse er unver- 
richteter Dinge abreisen; er sei durch königliches Schreiben zur 
Heimkehr ermahnt worden 2 ). 

Tatsächlich verhielt es sich so, aber dies Schreiben war 
nur eine Antwort auf die Nachricht der Gesandten von ihrem 
günstigen Erfolge, die sie nach dem 12. Oktober nach Paris 
hatten abgehen lassen. Danach sollte Selve auf seineu Posten 
zurückkehren, während Vieuville nach Paris kommen sollte, um 
über seine Tätigkeit zu berichten. Man wußte eben zu Paris 
nicht, wie sehr sich die Dinge seitdem in Aachen verändert 
hatten 3 ). Trotzdem tat die Drohung, abreisen zu wollen, ihre 
Wirkung. Sogleich berieten die Deputierten mit zwei fremden 
Rechtsgelehrten über die Bedingungen und teilten den Gesandten 
schon am 10. November mit. daß sie mit den Hauptpunkten 
einverstanden seien. 

Am Tage darauf stellte ihnen der cölnische Sekretär auch 
ein letztes Abmahnungsschreiben des Kurfürsten Ernst zu. Er 
forderte sie darin im Hinblick auf die drohend bevorstehende 
Strafe zum letzten Male auf, sich zu unterwerfen. Das hier 

l ) S. P. A. u. d. 24—29. Okt. 

») S. P. A. u. d. 29. Okt. bis 8. Nov. 

s ) Peltzer, a. a. 0., S. 208. 
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angekündigte Mandat war der Stadt schon näher, als man glaubte. 
Noch an demselben Abende wurde es den cölner Kommissaren 
außerhalb der Stadt übergeben nebst einem Schreiben, in dem 
der Kurfürst seine Kommissaro kraft kaiserlichen Auftrags als 
Subdelegierte bestimmte. Sie sollten, fügte er hinzu, alles anordnen, 
was das kaiserliche Urteil vorschriebe; der Rat und die Ge- 
meinde sollten sie als kaiserliche Delegierte anhören, nach Gebühr 
behandeln und sich so verhalten, wie das Mandat ausführe, 
auch ihre Pflicht und der Bürgerschaft Wohlfahrt verlange. Die 
Kommissare antworteten ihm jedoch am nächsten Tage: Die 
Lage sei so, daß sie nur unter höchster Lebensgefahr aller Ka- 
tholiken das Mandat zur Zeit anheften könnten. Deshalb schlugen 
sie nach Beratung mit den brabantisehen Kommissaren, dem 
Dechanten. den Jesuiten und einigen katholischen Ratsmitgliedern 
vor, zunächst vermittelst der französischen Unterhandlung für 
die Niederlegung der AV äffen zu sorgen. Seien die Jesuiten und 
der Magistrat restituiert und das Rathaus geräumt, dann könne 
die Veröffentlichung erfolgen. Die Einigung stehe bevor gegen 
das Zugeständnis der Religionsübung außerhalb der alten Stadt 
und der Wachtordnung. Natürlich sei das nachträglich durch die 
kaiserliche Verordnung wieder aufzuheben, da der Rat nur 
gezwungen eingewilligt habe. Käme der Vergleich nicht zu- 
stande, so würden sie die Stadt verlassen, sich in der Nähe 
in Sicherheit bringen und darauf bedacht sein, die Verkündigung 
des kaiserlichen Befehls zu bewirken 1 ). 

Sobald die französischen Gesandten von dem Mandat er- 
fuhren, schlössen sie sich der Bitte um Aufschub an. Zugleich 
machten sie einen letzten gewaltsamen Versuch, die beiden 
Parteien zu einigen. Am 20. November wurde von den Pro- 
testanten öffentlich verbreitet, der Vergleich zwischen dem Rat 
und der Gemeinde sei getroffen. Als sich am nächsten Tage 
Berchem nebst einigen Beamten bei den Gesandten erkundigte, 
was das Gerücht zu bedeuten habe, da ihnen von einer Ab- 
machung nichts bekannt sei, entgegnete ihnen Vieuville : Es 
sei wahr, daß die Artikel beschlossen seien; er wolle sie ihnen 



') S. P. A. u. d. 10. und 11. Nov. 
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noch an demselben Tage zustellen. Der Hauptinhalt sei derselbe 
wie bei den vorigen. Sie seien beschlossen auf Grund dor 
« Submission » und könnten nicht geändert werden. Es war 
sicherlich der Wunsch, nicht unverrichteter Dinge nach Paris 
heimzukehren, der Vieuville zu diesem Gewaltstreich veraulaßte. 
Dazu mochte auch die Furcht vor dem Pöbel kommen, dessen 
Lärmen und Drohen dem Marquis, wie er selbst gesteht. Schrecken 
einflößte. Am Abende wurden die Artikel den Beamten über- 
reicht. In ihnen lauteten die Punkte 6, 7, 9, 10 jetzt 
folgendermaßen : 

6. Der Magistrat erhält sein Amt erst nach vierzig Tagen 
zurück; in der Zwischenzeit wird die angefangene Inventarisa- 
tion fortgesetzt, wie das ja beide Teile für gut befunden hätten. 
Die Bürgerschaft behalte sich dabei vor: Dasjenige, was durch 
Veitrag ohne der Zünfte Wissen und Bewilligung geschehen 
sei, werde durch die Restitution keineswegs gebilligt. 

1. Es gelte freie Katswahl. Was die Protestanten an Geld 
nötig hätten, um am gehörigen Orte die Bestätigung dieses Zu- 
geständnisses zu erlangen, sollten sie aus der Stadtkasse er- 
halten. Über die Höhe der Summe könnte man sich jetzt vor 
den Jülichern einigen. 

9. Was die Mannszucht unter den Soldaten angehe, so 
solle es damit nach Inhalt des Rezesses gehalten werden, den 
die Jülicher den Deputierten erteilt hätten. Doch könnte auch 
eine andere Anorduung darüber getroffen werden. 

10. Die Inventarisation solle durch sechs Deputierte der 
Gemeinde geschehen, nachdem sie gelobt hätten, nur 28 Zunft- 
mitgliedern und deren Advokaten das Resultat mitzuteilen. 
Fänden sie Sachen, an denen der Gemeinde nach ihrer Meinung 
etwas liege, und entständen darüber Streitigkeiten, so solle man 
sie an die Jülicher bringen und nach deren Gutachten verfahren ; 
sei auch das erfolglos, solle man sich an andere gebührende 
Orte wenden 1 ). 

Zu derselben Zeit erhielten die Brabanter von Erzherzog 
Albrecht denselben Auftrag, wie die Cölner ihn vom Kurfürsten 
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Emst empfangen hatten. Der Erzherzog hatte den französischen 
Gesandten in Brüssel Mitteilung, davon gemacht, daß er den 
Anschlag des Mandats verfügt habe, und hatte gebeten, man 
möge Vieuville befehlen, der Veröffentlichung beizuwohnen, um 
Ausschreitungen zu verhüten 5 ). Daraufhin beschlossen die kaiser- 
lichen Subdelegierten, das Mandat sogleich bekannt zu geben. 
Sie beschieden zu dem Zwecke die Deputierten zu sich, aber 
es erschien keiner von ihnen. Den französischen Gesandten 
wurde es mitgeteilt mit der Bitte, jetzt den Verhandlungen ein 
Ende zu machen, aber in der Stadt zu bleiben, bis die Ver- 
öffentlichung geschehen sei. Die letzteren waren nicht wenig 
enttäuscht, als sie ihr ganzes Werk bedroht sahen. Um so mehr 
drangen sie bei den Beamten auf Annahme ihrer am 21. November 
vorgeschlagenen Bedingungen. Geschehe das nicht, so werde 
Vieuville mit den Jülichern sie unterschreiben, auf dem Markte 
veröffentlichen und bewirken, daß sie durch seineu Herrscher 
aufrecht erhalten würden. Auf das Mandat brauche man sich 
nicht zu verlassen, da die Exekution schwerlich je erfolgen 
würde. Belästige Erzherzog Albrecht aachensche Bürger und 
begehrten letztere deshalb Repressalien am französischen Hofe, 
so würden ihnen die nicht abgeschlagen werden 8 ). Nachdem 
die Subdelegierten einigen Deputierten, die sich endlich bei 
ihnen eingefunden hatten, von dem Mandate Kenntnis gegeben 
hatten, besetzten die Protestanten am 23. November verschiedene 
Plätze auf dem Markte und Rathause mit Soldaten, um die An- 
heftung des Urteils zu verhindern. Dann berief man durch 
Trommelschlag die Bürgerschaft auf den Markt. Dort las ihr 
Kalckberner vor Notaren die Vergleichsartikel vor, die großes 
Frohlocken und Freudenschießen veranlaßten 3 ). Nach vielen 
Bitten hatten die französischen Gesandten von den Subdelegierten 
das Versprechen erhalten, noch einmal wegen der Veröffent- 
lichung des Mandats beim Erzherzog anzufragen. Das geschah. 
In der Zwischenzeit ließ sieh der Rat trotz aller Drohungen 
des Marquis Vieuville nicht dazu bewegen, über die Artikel 
einen Beschluß zu fassen. Auch er wollte das Schreiben des 

«) Peltzer, a. a. 0., S. 210. «) S. P. A. «. d. 22. Nov 
») S. P. A. u. d. 22. und 23. Nov. 
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Erzherzogs abwarten, um davon sein weiteres Verhalten ab- 
hängig zu machen. Die Antwort traf am 29. November ein und 
befahl den Subdelegierten, das Mandat ungeachtet der «Sub- 
mission) und der französischen Vorstellungen zu veröffentlichen, 
zumal der französische Gesandte in Brüssel seines Hofes Kom- 
missare angewiesen habe, die Exekution des Urteils nicht zu 
behindern, sondern dahin zu trachten, daß die katholische Re- 
ligion, der Magistrat, die Patres und alles andere in den vorigen 
Stand gesetzt würden. Da der Rat an dem Tage gerade ver- 
sammelt war, um über eine erneute Aufforderung der fran- 
zösischen Kommissare, die Artikel anzunehmen, zu beraten, be- 
gab sich der cölner Sekretär auf das Rathaus, um den Rats- 
mitgliedern das kaiserliche Mandat zu übergeben. Er tat das, 
indem er ein Schreiben der Subdelegierten folgenden Inhalts 
ablas: Nachdem das kaiserliche Urteil ergangen, und sie zu 
kaiserlichen Kommissaren ernannt seien, teilten sie ihnen kraft 
ihres Auftrages das Mandat mit und verlangten, daß ihm Ge- 
horsam geleistet würde, daß sie auch, soweit es ihnen möglich, 
nicht erlauben würden, dagegen zu handeln. Sei dem Urteil 
zuwider schon etwas geschehen, so erklärten sie das hiermit 
für ungültig. Der Rat gelobte in allem Gehorsam und versprach, 
für die weiteren Verhandlungen mit ihnen einige aus seiner 
Mitte zu bestimmen. Zugleich antwortete er Vieuville, er sei 
jetzt nach Mitteilung des Mandates leider nicht mehr in der 
Lage, sich auf den vorgeschlagenen Vergleich, den er ja auch 
gar nicht gebilligt habe, einzulassen. Um aber seine versöhnliche 
Stimmung zu zeigen, gelobe er, alles, was in seinen Kräften 
stehe, freiwillig zu tun, vornehmlich wolle er nach Restitution 
der katholischen Religion, des Rates und der Jesuiten auf die 
Entschädigung, die er nach dem Mandate von den Protestanten 
verlangen könne, verzichten. Auch wolle er bei den Subdele- 
gierten und ihren Herren befördern helfen, daß sie sich mit 
einfacher Restitution begnügten 1 ). Mittags gegen 12 Uhr ließen 
die kaiserlichen Kommissare das Mandat, in dem den Aufrührern 
bei Strafe der Acht geboten wurde, von ihrem Vornehmen ab- 
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zulassen, alles wieder in den vorigen Stand zu setzen und 
innerhalb 14 Tagen den Kommissaren von ihrem Gehorsam Mit- 
teilung zu machen, durch vier Diener an vier Pforten der Alt- 
stadt anheften. Drei Dienern gelang die Ausführung, der vierte 
wurde, als er es eben an der cölner Mittel pforte befestigen 
wollte, von Bürgern und Soldaten überrascht und verwundet. 
Man zwang ihn, drei von den Urteilen wieder abzureißen, und 
schleppte ihn gefangen fort. Verschiedene Male gelang es ihm, 
in Häuser zu flüchten, aber er wurde immer wieder heraus- 
geholt. Schließlich brachte man ihn unter weiteren Mißhand- 
lungen auf das Rathaus und sperrte ihn in einer Kammer ein, 
wo er die Nacht unter den Verhöhnungen der Soldaten und 
Bürger zubringen mußte. Am Morgen holte ihn Schanternell zu 
Vieuville.derihn unter Bedeckung in seine Wohnung führen ließ 1 ). 
Zu derselben Zeit holte die Menge den Sekretär Münster, der 
sich beim Ausbruch des Sturmes in das Haus eines Bekannten 
geflüchtet hatte, heraus, schleppte ihn unter Mißhandlungen 
ebenfalls auf das Kathaus und schloß ihn in gleicher Weise eiu. 
Nur dem Schutze eines Bürgers hatte er es zu verdanken, daß ihm 
nichts Schlimmeres widerfuhr. Am Morgen wurde auch er, 
wahi*scheinlich auf Vermittlung der jülichschen und französischen 
Kommissare, in Begleitung nach Hause gebracht 2 ). Im Laufe 
des Tages (29. Nov.) war die Herberge der kaiserlichen Kom- 
missare und das Haus Berchems mit Soldaten umgeben worden, 
die bis zum Abend dort blieben, wie die Deputierten vorgaben, 
um die Bewohner vor Schimpf und Schaden zu schützen. Zur 
Beruhigung der Menge zeigten sich Vieuville und Langenberg 
auf der Gasse, mahnten zur Stille, durch das Mandat geschehe 
ihnen Unrecht, sie wollten dafür sorgen, daß ihnen nichts wider- 
fahre 3 ). Die Stadttore blieben den ganzen Tag über geschlossen, 
ebenso wie an deu folgenden Tagen 4 ). Am nächsten Tage über- 
reichten die Deputierten den kaiserlichen Kommissaren eine 
Protestschrift gegen das kaiserliche Urteil. Mit einem Schlage 

') S. P. A. u. d. 24. bis 29. Nov. ; vgl. auch Nopp. II. S. 232 
Meyer I, S. 564. 

») S. P. A. u. d. 29. Nov. 3 ) Ebda. 
4 ) S. P. A. u. d. 30. Nov. 
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sah sich Vieuville durch die Verkündigung des Mandats beiseite 
gedrängt. Aufs gereizteste kämpfte er dagegen an. Zunächst 
schlug er den Jesuiten vor, sio zu restituieren. Nach längerer 
Beratung mit Ratspersonen und dem Dechanten lehnten die 
Patres das ab, da es dem Rate und dem Kaiser zum höchsten 
Nachteil gereiche. 

Vieuville war darüber so aufgebracht, daß er die Beamten, 
als sie ihm ihre Antwort auf seine Forderung mitteilten, Betrüger 
und Lügner nannte und mit der Rache seines Königs drohte. 
Einer der Ratsdeputierten jedoch, Advokat Mees, wußte ihm 
dermaßen zu entgegnen, daß er zum Schlüsse wieder friedliche 
Töne anschlug 1 ). An einem der nächsten Tage sperrte man den 
Sekretär Bogert ein. Mit allen Mitteln suchten die französischen 
und jülichschen Kommissare den Rat zu bewegen, die Artikel 
anzunehmen, Langenberg drohte ihnen mit Wahl eines neuen 
Rates, mit Hilfe der Holländer für die Protestanten gegen die 
Exekution — der Kurfürst von Brandenburg habe sich deshalb 
schon an die Generalstaaten gewandt — und vollständiger Ver- 
nichtung aller Katholiken; alles vergebens 2 ). Auch bei den Je- 
suiten erreichten sie mit ihren Überredungen nichts. Um aber 
nicht nach Hause zurückkehren zu müssen, ohne das geringste 
erreicht zu haben, griffen die französischen Gesandten zu einem 
Gewaltmittel. Am 4. Dezember erschienen sie in Begleitung der 
Jülicher in der Wohnung des Dechanten und versuchten die 
Jesuiten noch einmal durch Zureden und Drohungen dazu zu 
bewegen, sich von ihnen restituieren zu lassen. Als die Patres 
sich aus den erwähnten Gründen hartnäckig weigerten, ergriff 
er den Rektor und den Pater Fladius am Gewände und schob 
sie mit Gewalt in einen Wagen. Die anderen stiegen freiwillig 
ein. Hätte der Rektor die Katholiken, die sich eingefunden hatten 
und beim Anblick dieser Gewalttat eine drohende Haltung ein- 
nahmen, nicht beschworen, Gewalt' nicht mit Gewalt zu ver- 
gelten, er rufe sie nur als Zeugen an, daß sie wider ihren Willen 
restituiert worden seien, so wäre es sicherlich zu Ausschreitungen 
gekommen. So fügten sich die Katholiken und begnügten sich 

') S. P. A. u. d. 1. Dez. 
2 ) S. P.A. u. d. 2.-4. Dez. 
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damit, den Zug, den Vieuville zu Fuß eröffnete, während die 
jülichschen Kommissare ihn schlössen, zum Kolleg zu begleiten. 
Vor demselben angelangt, verkündigte Vieuville laut allen Um- 
stehenden, die Patres seien auf Befehl des Königs und der 
Königin wieder eingeführt worden und würden unter ihrem 
und der jülichschen Fürsten Schutz in Zukunft hier leben und 
ihre Obliegenheiten verrichten. Nachdem man dann die Schlüssel 
zum Kolleg ans der Wohnung des Kanonikus Pastor geholt hatte, 
führte Vieuville die Patres in dasselbe und lud sich nebst seinen 
Gefährten selbst bei den Patres zu Mittag als Gast. Mit den 
Geldgeschenken, die sie von Vieuville, Hohmann, einem Kano- 
nikus und später von dem Dechanten von Tongern erhielten, 
begannen sie ihr Haus wieder einzurichten 1 ). In dem ihnen durch 
die Kommissare übergebenen « instrumentum restitutionis et 
assecurationis » wurde ihnen mitgeteilt, daß man für sie von 
der Gemeinde erlangt habe: Wiedereinführung, Schadenersatz, 
freie Ausübung ihrer Pflichten. Die Restitution solle keinem zum 
Präjudiz gereichen. Diese Zugeständnisse entsprachen ungefähr 
den Forderungen, welche die Patres gestellt hatten. Nur daß 
sie noch Beibehaltung aller bisher genossenen Privilegien und 
Entschädigung des Dechanten für ihre Aufnahme beanspruchten 8 ). 
Zugleich reichten sie eine Protestschrift gegen ihre unfreiwillige 
Wiedereinsetzung ein. Die letztere schien überhaupt nur das 
Werk Vieuvilles zu sein; denn es wird uns berichtet, Selve habe 
beim Anblick der Gewalt, die in der Dechanei gegen die Patres 
angewandt worden sei, zu einem Kanonikus gesagt, er entferne 
sich, die Gewalt sei nicht ihrem Befehle gemäß, sie seien nur 
beauftragt, die Parteien in Güte zu einigen, er wolle damit nichts 
zu schaffen haben 3 ). 

Vieuvilles Eifer setzte schließlich aber doch durch, daß 
der Rat mit Genehmigung der kaiserlichen Kommissare noch 
einmal über die Artikel vom 12. Oktober zu beraten beschloß, 
da Vieuville versprach, daß sie von seinem Herrn zum Besten 
des Rates abgeändert werden sollten. Dies tat er am 9. Dezember 

•) Ms. Bor. fol. 762; S. P. A. u. d. 4. Dez.; toopp. II, S. 233; Meyer I, 
S. 564 f. 

») Ebda. s ) S. P. A. u. d. 4. Dez. 

6 
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und kam zu folgendem Beschlüsse: Wenn die Gemeinde sich 
dazu verstände: 

1. Den Rat zu restituieren, ihm allen Gehorsam in Zukunft 
zu erzeigen, die katholische Religion und deren Geistliche un- 
behindert zu lassen, 

2. mit der öffentlichen Religionsübung außerhalb der alten 
Stadt bis auf fernere Verordnung zu warten, 

3. dem Rat es überlasse, die Pfortenschi üssel nach seinem 
Ermessen etlichen Protestanten und Katholiken in gleicher Anzahl 
ebenso wie das Öffnen der Tore anzuvertrauen, 

4. daß die Zünfte den Bürgermeistern eidlich gelobten, 
sich in Zukunft dergleichen Tumulte gänzlich enthalten zu wollen; 
wenn sie aber Beschwerden hätten, in Güte um Erledigung bei 
ihnen oder, wenn nötig, bei den Nachbarn zu bitten, und wenn 
die Güte nichts fruchte, auf rechtlichem Wege vorzugehen, dann 
wolle er sein Amt nicht nur in Gerechtigkeit verwalten, sondern 
auch alles verzeihen und die Subdelegierten bitten, diesen Ver- 
gleich an gebührondem Orte vorzubringen und mit der weiteren 
Exekution zu warten, bis Antwort darauf erfolgt sei. Auch wolle 
er die Protestanten nicht hindern, höheren Orts die Genehmigung 
des zweiten Punktes nachzusuchen; und alles durch einen Revers 
nebst Unterschrift und Siegel der Gesandten zu bekräftigen, sei 
er gern bereit Da er wegen seines Eides nichts weiter zugestehen 
könne, so hoffe er, daß weder die Gesandten ihm seineWeigerung 
übelnehmen, noch die Protestanten mehr von ihm verlangen 
würden. Wollten sich die letzteren auch jetzt nicht fügen, so 
hätten sie die Folgen ihres Ungehorsams selbst zu tragen 1 ). Da 
die Gesandten auch damit noch nicht zufrieden waren, schlugen die 
Beamten ihnen am 11. Dezember vor: Der Rat wolle die ersten 
Artikel annehmen und versiegeln, doch so, daß die Gesandten 
hingegen in Ansehung des kaiserlichen Mandates einen neuen 
Vergleich verfassen sollten, alles unter der ausdrücklichen Be- 
dingung, daß das, was an den ersten und den neuen Bedingungen 
dem Kaiser, der Stadt oder anderen nachteilig wäre, kraftlos 
sein solle. Auch bedürfe alles der Bestätigung durch den Rat 
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und die kaiserlichen Kommissare. Da Vieuville jedoch den ganzen 
Text strich und an seine Stelle setzte: der Rat habe sich aus 
Ehrfurcht vor den königlichen Majestäten von Frankreich und 
vor den Fürsten zu Jülich und deren Abgesandten, die sich 
treulich um die Einigung bemüht hätten, erboten, den zweiten 
Vergleich anzunehmen und zu unterschreiben, jedoch mit dem 
ausdrücklichen Vorbehalt, bei den erwähnten Herrschern um 
Moderation anhalten zu wollen; würden sie diese nicht gewähren, 
sich aber an diese Verordnungen zu halten, weigerte der Rat 
sich, darauf einzugehen 1 ). 

Am 11. Dezember erhielten die Brabanter Kommissare 
vom Erzherzog die Nachricht, die Königin von Frankreich habe 
ihrem Gesandten befohlen, abzureisen, vor ihrem Abzüge aber 
die Protestanten zu ermahnen, dorn Kaiser zu gehorchen 2 ). Das 
Bemühen der französischen Politik, nach dem Tode Heinrichs IV. 
sich zu Spanien nicht weniger gut als zur Union zu stellen, 
mag das Entgegenkommen der Königin-Regentin wohl erklären. 
Als der Rat erfuhr, daß die französischen Gesandten am nächsten 
Tage abreisen wollten, stellte er ebenso, wie das Kapitel und 
die Jesuiten es getan hatten. Schreiben an den König und die 
Königin aus 3 ). Zugleich bedankte er sich bei den Gesandten 
für die Bemühungen : das Lebewohl Vieuvilles allerdings ward 
wenig freundlich gehalten. Den Deputierten gegenüber war er 
freundlicher gewesen ; er hatte ihnen versprochen, sein Mög- 
lichstes zu tun, damit der König und die Königin die Artikel 
unterschrieben 4 ). Auch von ihnen nahmon die Gesandten Schreiben 
an den König und die Königin entgegen. Dann verließen sie 
unter großem Gepränge, von Protestanten und Katholiken be- 
gleitet, die Stadt 5 ). Noch an demselben Tage beschloß der Rat, 
den Advokaton Mees, den Syndikus und den Sekretär B. Münster 
nach Paris zu senden, damit nicht auf einseitigen Bericht 
Vieuvilles der Vergleich genehmigt oder der König sonst gegen 



>) S. P. A. u. d. 5. Dez. *) Ebda. 

») S. P. A. u. d. 12. Dez.; A. R., Fase. I, II; Peltzer, a. a. 0., S. 213 
und Anm. 5, S. 53 ff. Die Jesuiten schrieben nur an die Königin. 

*) S. P. A. u. d. 12. Dez.; Meyer I, S. 567; Nopp. II, S. 223: 
v. Fürth II, 2, S. 90. 5 ) Ebda. 
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den Rat zur Ungnade veranlaßt werde. Nachdem ein Versuch 
des Syndikus und Sekretärs, die Stadt offen zu verlassen, miß- 
lungen war, entfernten sie sich am 16. und 17. Dezember in 
Verkleidungen und entkamen glücklich '). 

Unterdessen hatten die Deputierten am 12. Dezember vier 
Regimentsverweser nebst zwei Rent- und zwei Weinmeistern 
gewählt, was am 14. von der Gemeinde auf dem Rathause be- 
stätigt wurde 2 ). Am 13. ließen die Deputierten durch Trommel- 
schlag ausrufen: 

1. Jeder Bürger solle sich still und friedlich verhalten, 
ohne besonderen Befehl kein Aufsehen, keinen Zusammenlauf 
oder Tumult verursachen. 

2. Wer Accise schulde, solle dieselbe sogleich einliefern. 

3. Jeder solle der Wachtordnung gemäß seine Wacht 
selbst besorgen. 

4. Niemand dürfe bei der Wacht noch sonst vor den 
Toren ohne Not schießen. 

5. Wer fremde Soldaten im Hause habe, solle sie bei 
Sonnenschein hinausschaffen oder ihre Namen auf die Kupfer- 
schlägerlaube bringen. 

6. Die Namen aller Fremden sollten auf dem Rathause abge- 
geben werden mit der Bezeichnung, durch welches Tor sie in 
die Stadt gekommen seien. Wer nicht gehorche, habe ent- 
sprechende Strafen zu erwarten. Zugleich übergaben sie dem 
Rate eine Erklärung und Protestschrift, in der sie ausführten: 
Zwei Drittel der Bürgerschaft seien evangelisch; es sei aber 
Recht, daß der größere Teil ebensoviele Gewissensfreiheit habe 
als der kleinere, das sei bisher nicht der Fall gewesen. Durch 
kaiserliches Urteil seien sie aus Gründen, die jetzt fortfielen, 
gezwungen worden, auf ihre Religionsübungen zu verzichten. 
Durch kaiserliches Urteil sei nicht verboten worden das An- 
hören der Predigten in benachbarten Landen, deshalb habe auch 
der Rat nicht das Recht gehabt, es zu verbieten. Der Rat habe 

') S.P. A. u. d. 12., 16., 17. Dez.; Kopp. II, S. 234 Meyer I, S. 567. 

*) Meyer I, S. 567. Sie beschlossen das nach einer Beratung mit 
den jülichschen Kommissaren, die es ihnen vorgeschlagen hatten; vgl. 
v. Fürth II, 2, S. 102. 
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es sich also selbst zuzuschreiben, daß es zu den gegenwärtigen 
Unruhen gekommen sei. Nur die Not habe die Bürger zum Wider- 
stande getrieben. Leider seien die Bemühungen der Kommissare 
wegen der Hartnäckigkeit des Rates vergebens gewesen. Sie 
wollten im Frieden leben und hätten gewünscht, sich nach den 
Bedingungen des Vergleichs zu richten. Der Rat habe das nicht 
gewollt, sie seien deshalb schuldlos an allem kommenden Unheil. 
Zur Sicherheit der Stadt gegen feindliche Überfälle, und weil 
der Rat die angebotene Verwaltung der Stadt nicht annehmen 
wolle, seien sie genötigt, auf die nötige Verteidigung und Re- 
gierung bedacht zu sein. Sie behielten sich vor, ihn und seine 
Nachkommen für allen Schaden, der ihnen enstände, haftbar 
zu machen 1 ). Am 15. Dezember verließen die jülichschen Kom- 
missaro die Stadt unter denselben Ehren wie die französischen 
Gesandten 8 ). Jetzt hatten die Deputierten freies Spiel. Am 
nächsten Tage befahlen sie den Bürgermeistern und Sekretären 
durch Notar und Zeugen, sich aller Amtshandlungen, Zusam- 
menkünfte und Tätigkeit zu enthalten. Den Dienern der Bürger- 
meister wurde verboten, die Wehr zu tragen. Am 16. Dezember 
übergaben die kaiserlichen Kommissare den Deputierten das 
Mandat nebst schriftlicher Erklärung und Verfügung ihrer 
Herren. Dagegen reichten die Protestanten wieder einen Protest 
ein. Am Tage darauf erhielten alle Beamten und Ratsmitglieder 
den Befehl, sich in Zukunft als Privatpersonen zu betrachten 
und zu verhalten, auch keiner Versammlung beizuwohnen, selbst 
nicht, wenn sie von den Bügermeistern dazu entboten würden. 
Die Torwächter bekamen Anweisung, keinen Bürger, besonders 
keinen Katholiken oder Ratsherrn, aus der Stadt zu lassen 3 .) 
Am 25. Dezember erlaubte sich ein Kapitän, mit einigen Soldaten 
während der Christmette ins Münster bedeckten Hauptes einzu- 
dringen und dort seinen Unfug zu treiben; derselbe Vorgang 
ereignete sich im Augustinerkloster 4 ). Nachdem die kaiserlichen 
Kommissare von den Beamten einen Bericht über die jülichschen 

*) S. P. A. u. d. 13. Dez. 

») S.P.A. u. d. 15. Dez.; Meyer I, S. 567. 

s ) S.P.A. u. d. 16. Dez.; Nopp. II, S. 234; Meyer I, 567. 

4 ) S.P.A. u. d. 25. Dez.; Nopp. II, S. 234. 
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und französischen Verhandlungen entgegengenommen hatten, 
verließen sie am 29. die Stadt Die Deputierten hatten, um 
sie zu begleiten, etliche Fähnlein versammelt, die Kommissare 
wollten jedoch nichts damit zu tun haben und entfernten sich 
deshalb vorzeitig 1 ). In den nächsten Tagen nahmen die Depu- 
tierten rotten weise eine abgedankte jülichsche Kompagnie in 
die Stadt auf 8 ). Das Regiment der Katholiken neigte, auch for- 
mell, seinem Ende zu. Von wem hätten sie noch Hilfe erwarten 
sollen! Sicherlich nicht von Kaiser Rudolf, der den Kaisertitel 
nur zum Hohn trug. Was half es den Katholiken, daß Erz- 
herzog Albrecht den Possidierenden auf ihre Bitte, die Kom- 
mission einstweilen in der Schwebe zu halten, antwortete, sie 
möchten ihre Finger von der aachischen Sache lassen und ihn 
mit dergleichen Gesuchen in Zukunft verschonen 3 ). Auch auf 
ein tatkräftiges Eingreifen seinerseits konnte der Rat bei der 
Lage der Dinge nicht hoffen. 

Die Protestanten dagegen fanden an den Fürsten zu Jülich 
ihre eifrigsten Gönner und Helfer. Nicht nur daß die letzteren 
ihnen wieder eine Kompagnie abgedankter Soldaten überließen, 
sondern auf Drängen der Deputierten entschlossen sie sich auch, 
ihre Räte Langenberg und Syburg nebst Dr. Lingens an den 
französischen Hof zu senden, um die aachener Sache zu be- 
fördern. Die Protestanten fühlten sich zu dieser Schickung ver- 
anlaßt, sobald sie erfuhren, daß Abgesandte des katholischen 
Rates bereits dort tätig seien. Von ihrer Seite schloß sich den 
Räten Schanternell an, der den Auftrag hatte, dem König und 
der Königin den Dank der evangelischen Bürgerschaft für die 
bisher geleistete Hilfe auszusprechen und zugleich zu bitten, 
ihnen auch weiterhin beizustehen*). Es erreichten aber weder 
die Abgesandten des Rates noch der Deputierten etwas Besonderes. 
Den Katholiken versprach man. die Angelegenheit der Ent- 
scheidung des Kaisers anheimzustellen, den Protestanten, man 
wolle ihrer auch weiterhin gedenken und befördern, was man 

1 ) S. P. A. u. d. 29. Dez. 

«) S. P. A. u. d. 29. bis 31. Dez. 

•) Meyer I, S. 567; Peltzer, a. a. 0., S. 214 f. 

*) A.H., Fase. I, V; Peltzer, a. a. 0., S. 216 und Anm. 8. 
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für gut finde *). Im übrigen beschränkte man sich darauf, später 
dem neugewählten Kaiser Vorstellungen über die Gefährlichkeit 
eines gewaltsamen Einschreitens zu machen, und auch das ge- 
schah aus politischen Gründen, nicht aus Vorliebe für die 
Protestanten 2 ). 

') A. R., Fase. I. V; Peltzer, a. a. 0., S. 216 und Anm. 3. 
■) A. R., Fase. V; Peltzer. a. a. 0. ; S. 217 ff. 
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III. Das Eingreifen des Reichsvikars und des neuen 

Kaisers. 



Letztere schalteten in der Stadt, als wenn sie die recht- 
mäßigen Herren gewesen wären. Da man der Schlüssel zur 
Rentenkammer bedurfte, forderte man sie dem Rentmeister ab. 
Als dieser sich nicht fügen wollte, brachte man ihn mit Gewalt 
dazu, sie auszuliefern. Da man den Fremden nicht trauen konnte, 
wies man sie sämtlich aus der Stadt. Weil die Deputierten 
beständig argwöhnten und fürchteten, Erzherzog AJbrecht würde 
die Stadt eines Tages überfallen, hielten sie eine Musterung 
aller Bürger ab und ließen sich von ihnen geloben, die Stadt, 
wenn es nötig sei, treu und tapfer zu verteidigen 1 ). Mittler- 
weile war der Januar des Jahres 1612 herangekommen, der 
für die Protestanten ein Ereignis mit sich brachte, das wie kein 
anderes geeignet war, die Bestrebungen der Evangelischen zu 
fördern und ihren Erfolg für die nächste Zukunft zu sichern. 
Am 20. Januar starb nämlich Kaiser Rudolf II. Ihm folgte am 
18. Februar Kurfürst Ernst von Cöln im Tode. Sie waren dadurcli 
von zwei Männern befreit, welche die aachener Verhältnisse aus 
Erfahrung kannten. Zudem stand jetzt eine neue Kaiserwahl 
bevor, welche die Aufmerksamkeit im Reiche vorläufig von der 
aachener Angelegenheit ablenkte. Dazu kam, daß während des 
Interregnums das Reichsvikariat an zwei Fürsten überging, die 
beide protestantisch waren 2 ). Aachen fiel nach den Bestim- 
mungen der golifenen Bulle unter die Jurisdiktion des Kur- 
fürsten von der Pfalz, des Unionsfürsten, mit dem die Evan- 

•) A. R., Fase. V. Meyer I, S. 569. 
*) Kursachsen und Kurpfalz. 
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gelischen schon lange in Verbindung standen. Uni das Recht 
des pfälzischen Vikariats stritten sich, wie um das Vorniund- 
schaftsrecht über den minorennen jungen Pfalzgrafen überhaupt, 
bekanntlich damals der Pfalzgraf von Neuburg und der von 
Zweibrücken, Philipp Ludwig und Johann. Philipp Ludwig 
machte Versuche, in Aachen als Reichsvikar anerkannt zu 
werden, aber vergeblich. Die Katholiken lehnten eine Partei- 
nahme für einen der beiden Bewerber ab, während die Pro- 
testanten von Anfang an sich an Pfalz-Zweibrücken hielten 1 ). 
Der Grund ist leicht ersichtlich, Pfalzgraf Johann war das 
Haupt der Union, von der man nachdrückliche Unterstützung 
erwartete 2 ). Adrerseits werden auch die aachener Evangelischen 
schon damals eingesehen haben, daß es über kurz oder lang 
zwischen den Possidierenden zum Kampfe kommen mußte, und 
dann war die Bundesgenossenschaft mit dem Neuburger für sie, 
wenn nicht gefährlich, so doch sicherlich wertlos. Die Pro- 
testanten benutzten jetzt die günstige Gelegenheit, um den 
Reichsvikar zu einem Einschreiten in Aachen zu bestimmen. 
Mit Eifer und Ausdauer hielten sie durch ihre Abgesandten bei 
Baden, Württemberg und den drei ausschreibenden Städten Straß- 
burg, Ulm und Nürnberg an, sie möchten Kurpfalz bitten, kraft 
seines Amtes als Vikar eine Kommission nach Aachen zu senden, 
um die dortigen Verhältnisse zu regeln 3 ). Nicht weniger tätig 
waren ihre Gesandten 4 ) und ihr Vertreter 5 ) am Heidelberger 
Hofe selbst. Pfalzgraf Johann beschloß denn auch, trotz der 
Abmahnungen des Erzherzogs Albrecht und des Kurfürsten von 
Mainz 6 ) eino Kommission nach Aachen zu senden, nachdem er 
sich vorher mit Kurbrandenburg und den Generalstaaten in 
Verbindung gesetzt hatte, damit sie I>falz-Neuburg davon ab- 

«) A.R., Fase. II, Meyer I, S. 570f.; Nopp. II, S. 235. 
") Ebenso standen sie seit der Zeit in reger Verbindung mit den 
Reichsstädten. 

s ) Akten des Stadtarchivs zu Straßburg A A, 882 i. 
*) Es waren Rulandt und Hannet. 

*) Der kurpfälzische Rat Dr. Menn, der einst unter der Herrschaft 
der Protestanten vor 1598 in Aachen Stadtsyndikus gewesen und nach 
der Restitution des Katholiken geflohen war. 

e ) Akten des Stadtarchivs zu Straßburg, A A, 882 i; A. R., Fase. II. 
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hielten, ihm bei diesem Schritte Hindernisse in den Weg zu 
legen 1 ). Seine Kommissare kamen am 27. April in Aachen an; 
es waren Graf Wilhelm von Sayn und Wittgenstein und die 
beiden Rechtsgelehrten Marguard Freher und Georg Friedrich 
Pastor. Auf ihr Drängen, sich in Güte zu einigen, antworteten 
ihnen die Katholiken: Der Friede sei gestört worden, ohne daß 
sie dazu Anlaß gegeben hätten. Durch kaiserliche Verordnungen 
sei dem Rat jeder Vergleich verboten worden. Ohne Wissen 
und Einwilligung des einen noch lebenden kaiserlichen Kom- 
missars dürften sie nichts vornehmen. Auch gezieme es sich 
nicht, in diesem Werke, das den verstorbenen Kaiser solange 
beschäftigt habe, eilfertig und zum Vorteil derjenigen zu ver- 
fahren, die ihre Sache nicht mit Recht, sondern mit Gewalt und 
Waffen durchzusetzen suchten. Vor allem sei dem Rate von Pfalz- 
Neuburg jede Verhandlung mit den zweibrückenschen Gesandten 
streng untersagt worden. Da der Wahltag auch vor der Türe stände, 
sei es besser, die Angelegenheit bis dahin zu verschieben und 
dem künftigen Kaiser nicht vorzugreifen 2 ). Die Protestanten 
ihrerseits überreichten den Kommissaren einen Bericht, in dem 
sie ausführten, wie sie seit dreizehn «Jahren an der freien Rats- 
wahl und an der Übung ihrer religiösen Pfichten vom Rate 
gehindert worden seien. Nicht einmal außerhalb der Stadt habe 
man ihnen gestattet, den letzteren nachzugehen, sondern sie 
deshalb als Übeltäter behandelt und bestraft, alles gegen den 
Religionsfrieden und den alten Gaffelbrief. Aus diesen Gründen 
sei im Volke ein Aufstand ausgebrochen, nach dem die jetzige 
vorläufige Stadtregierung gewählt worden sei. Sie seien mit den 
Vorschlägen der jülichschen Gesandten betreffs Restitution des 
Rates u. a. einverstanden gewesen, aber der Rat habe sich 
gegen sein Versprechen geweigert, sie anzunehmen. Da er sich 
also selbst seiner Pflicht entledigt habe, so könnten sie nicht 
mehr mit den Ratsmitgliedern als Amtspersonen verhandeln, sie 
bäten deshalb, dieselben von ihrem Eide zu entbinden. Sie 
verlangten ferner: 

2. Duldung ihres Glaubens, 

l ) A R., Fase. II. 

*) Nopp. II. S. 236; Meyer I, S. 571 ff. 
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3. daß bei der nächsten Ratswahl von jeder Zunft zwölf 
Personen präsentiert würden, 

4. da es bisher Gebrauch gewesen sei, daß der alte Rat 
bei der Wahl der von den Zünften präsentierten Bürger die 
Auswahl gehabt habe, dieses Mal aber der Magistrat diese Freiheit 
nicht haben dürfe, weil er sich selbst seines Amtes entsetzt 
habe, so möchten sie, die Kommissare, in diesem Falle die Aus- 
wahl vornehmen, 

5. da die alte Obrigkeit ihr Amt nicht wieder antreten 
wolle, so möge man alle Handlungen der provisorischen Regierung 
als rechtsgültig ansehen, 

6. der Ratseid und alles, was den Satzungen von 1555 

- 

widerspreche, solle abgeschafft werden, 

7. einige Personen, die noch von 1598 her geächtet waren, 
möchten begnadigt werden. 

Ihre Absicht sei, Ruhe und Frieden in der Stadt herbei- 
zuführen und zu erhalten. Zu ihrem Schmerze hätten sie gehört, 
daß ihre Gegner allerlei verdächtige Versammlungen abhielten, 
die nur zu ihrem und der Stadt Verderben bestimmt sein könnten. 
Sie verlangten nun, daß solche in Zukunft nicht mehr stattfänden. 
Da die Schöffen beschlossen hätten, keine Protestanten zu wählen, 
so hielten sie dieselben nicht für fähig, über evangelische Bürger 
Recht zu sprechen 1 ). Am 3. Mai wurde der katholische Rat von 
den Kommissaren auf das Rathaus — dorthin hatten die Depu- 
tierten seit dem 1. März ihre Versammlungen verlegt — geladen, 
um ihre Beglaubigungsschreiben einzusehen. Er sandte als Be- 
auftragte die beiden Bürgermeister Berchem und Mees, die 
jedoch lediglich den Auftrag hatteu, alles Vorgetragene zu re- 
ferieren. Auf deren Bericht hin beschloß der Rat, am 7. Mai im 
Dominikanerkloster den Kommissaren noch einmal ausführlich 
die Gründe darzulegen, weshalb er sich auf eine Verhandlung 
mit ihnen weder einlassen könne noch dürfe 8 ). Daraufhin ver- 
öffentlichten die Kommissare am 9. Mai kraft ihres Auftrages 
folgenden Erlaß: Da ohne Freiheit der Gewissen in Religions- 
sachen keine Einigkeit noch beständiges Vertrauen zwischen Mit- 
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bürgern zu erhoffen sei, es auch nicht billig sei, daß ein Teil 
der Bürgerschaft der im Reich zugelassenen Konfessionen in 
der Freiheit des Glaubens und dessen öffentlicher Übung be- 
hindert werde, so sollten die Protestanten in Zukunft bei ihren 
freien Religionsexerzitien verbleiben und darin nicht belästigt 
werden. Ebenso solle es auch mit den Katholiken gehalten werden, 
wie das auch in den Vergleichsartikeln bereits vorgesehen ge- 
wesen sei. Da ferner zu befürchten sei, daß die Stadt dem 
Verderben anheimfalle, wenn nicht Gleichheit unter der Bürger- 
schaft geschaffen werde, so bestimmten sie, daß von jetzt ab 
die Ratswahlen wieder nach dem Gaffelbrief und altem Her- 
kommen vorgenommen, daß Protestanten und Katholiken in 
gleicher Weise zu den Ämtern präsentiert und gewählt werden 
sollten. Der alte Magistrat sei natürlich hiermit seiner Ämter 
entsetzt. Alles, was vorgefallen sei und wodurch sich vielleicht 
der eine oder andere Teil verletzt gefühlt habe, solle von jetzt 
ab vergessen und vergeben sein. Da kein Rat vorhanden sei, 
der die Auswahl treffen könne, so sollten für dieses Mal von 
jeder Zunft neun dazu geeignete Personen erwählt und zugleich 
zum Ratsstande bestätigt, auch sofort von ihnen vereidigt werden. 
In Zukunft sollte es jedoch so gehalten werden, wie es der 
Gaffelbrief bestimme 1 ). 

Die Zünfte traten gemäß dieser Verordnung an den beiden 
folgenden Tagen zusammen und hielten ihre "Wahlen ab. Am 
11. Mai wurde der neue Rat, der aus 76 Calvinern, 40 Luthe- 
ranern und einigen wenigen Katholiken bestand, von den Kom- 
missaren vereidigt. Die neugewählten Katholiken blieben dieser 
Sitzung fern. An demselben Tage, an dem der eine Kommissar, 
Graf von Sayn- Wittgenstein, seine Heimreise antrat wählte der 
Rat seine neuen Beamten. Bürgermeister wurden der Lutheraner 
Johann Kalckberner und der Calvinist Adam Schanternel 2 ). Einige 
Tage darauf reisten auch die beiden anderen Kommissare Wiedel- 
ah. Die Protestanten hatten ihr Ziel vorläufig erreicht; nun galt 

l ) Akten des Stadtarchivs zu Straßburg, A A, 882 i; Ms. Bor. fol. 758. 

") Nopp. II, S. 286; Meyer I, S. 575. Die Lutheraner und Calvinisten 
einigten sich, in Zukunft alle Streitigkeiten untereinander zu meiden und 
einmütig ihre Herrschaft zu sichern; vgl. Ms. Bor. fol. 758. 
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es nur, ihr Regiment zu befestigen und ihm Dauer zu verleihen. 
Sie konnten dabei auf die nachdrückliche Unterstütznng der 
Union rechnen. Auf Fürbitte des Administrators der Kurpfalz 
hatten die uniierten Städte auf ihrer Tagung zu Worms be- 
schlossen, der evangelischen Bürgerschaft von Aachen auch 
finanziell zu Hilfe zu kommen, indem man ihr einen halben 
Monat bewilligte 1 ). Eins jedoch gönnten die Protestanten nicht 
durchsetzen. Vergebens baten sie Kursachsen durch uniieite 
Fürsten und durch eine eigene Gesandtschaft, wegen des Inter- 
esses, das Sachsen wegen Jülich an der ganzen Sache habe, die 
Schritte und Verordnungen der kurpfälzischen Kommission gut- 
zuheißen 2 ). Kurfürst Johann Georg war dazu ebenso wenig zu 
bewegen, wie er sich vorher aus Furcht vor einer Einmischung 
der Union und vor der dadurch zu erwartenden Verzögerung 
der Kaiserwahl zu einer Abmahnung von der Kommission an 
Kurpfalz durch katholische Fürsten hatte bestimmen lassen. Aus 
seiner ganzen Haltung geht deutlich hervor, daß er die pfäl- 
zischen Maßnahmen überhaupt nicht billigte 8 ). Da allmählich 
der Wahltag herannahte, schickten sich beide Parteien in Aachen 
an, ihre Gesandten nach Frankfurt zu bestimmen. Bereits seit 
Mitte Mai war Berchem am kaiserlichen Hofe im Interesse der 
katholischen Sache bei den Räten tätig. Ihn nun nebst dem 
Syndikus Kuickhoven wählte der katholische Rat, damit sie ihn 
bei der Krönung verträten und seine Klagen bei den Kurfürsten 
und dem neugewählten Kaiser vorbrächten. Der neue protestan- 
tische Rat fertigte zu demselben Zwecke Joh. Kalckberner,Volguin 
Momma und seinen Syndikus Wolff ab. Diese hatten den Auftrag, 
sich über die gegenreformatorischen Maßregeln des katholischen 
Rats nach der Achterklärung von 1598 zu beschweren 4 ). Beide 
Parteien erhielten von dem neuen Kaiser Matthias nach der 
Wahl die Weisung, sich für dieses Mal ihres gewöhnlichen Sitzes 
zu enthalten, da es nicht klar sei, wem das Vorrecht gebühre. 



*) Akten aus dem Stadlarchiv zu Strasburg. A A, 882 i; A. R., 
Fase. III, IV. 
*) Ebda. 

8 ) D. Kohl, Die Politik Kursachsens während des Interregnums 
und der Kaiserwahl 1612, S. 35 ff. *) A. R., Fase. II— IV. 
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Infolge dessen bekam nur das Stiftskapitel eine Einladung zur 
Krönung, der es daun auch Folge leistete 1 ). Schon am 19. Juni 
hatten die Kurfürsten die ihnen von den Protestanten und Ka- 
tholiken Aachens überreichten Schreiben dem Kaiser übergeben 
mit der Aufforderung, darüber eine Entscheidung zu treffen, die 
dem Rechte und der Reichsordnung gemäß sei*). Wie es scheint, 
hatte der Kaiser auch dem Administrator der Kurpfalz ver- 
sprochen, in der aachener Sache nichts zu unternehmen, ohne 
ihn vorher darüber gehört zu haben 9 ). Ton Frankfurt aus ging 
Berchem aufs neue an den kaiserlichen Hof, um eine den Ka- 
tholiken günstige Entscheidung herbeizuführen. Natürlich blieb 
das den Protestanten in Aachen nicht verborgen, die sich in 
ihrer Besorgnis an Kurpfalz wandten und ihm mitteilten, die 
Katholiken sprächen bereits offen von einer neuen kaiserlichen 
Kommission. Auf ihre Bitte wandte sich der Administrator an 
den Kaiser, setzte ihn von dem Gerüchte in Kenntnis, erinnerte 
ihn an sein Versprechen und sprach weiterhin die Hoffnung 
aus, der Kaiser werde sich nicht durch die Listen der Katho- 
lischen zu einem gewaltsamen Einschreiten bereden lassen. Bleibe 
in der Stadt nicht alles beim alten, so würden sicherlich daraus 
Weiterungen entstehen, wie sie der verstorbene Kaiser wegen 
Donauwörth habe erfahren müssen. Darauf antwortete ihm der 
Kaiser am 29. August: Er habe bisher nicht daran gedacht, mit 
Mandaten und der Exekution gegen die Stadt vorzugehen. Er habe 
aber vernommen, daß über die Tätigkeit der kaiserlichen Sub- 
delegierten in der Stadt im Jahre 1611 Berichte verfaßt, jedoch 
wegen des Todes des Kurfürsten Ernst nicht eingeliefert worden 
seien, die habe er jetzt eingefordert. Da er weiterhin nicht wisse, 
wie es augenblicklich in Aachen mit Bewahrung der Stadt, Ad- 
ministration der Justiz und Verwaltung der Stadtkasse stehe, dessen 
Kenntnis ihm aber wegen seines Amtes obliego, so habe er eine 
Kommission ernannt, um über diese und andere Sachen Erkun- 
digungen einzuziehen. Also sei seine, des Kurfürsten, Befürchtung 
ungerechtfertigt gewesen. Im übrigen erbitte er noch einmal den 

') A.R., Fase. II— IV; Nopp. II, S. 236 f.; Meyer I, S. 575 f. 

») Kohl, a. a. 0., S. 37; A. R. Fase. II— IV. 

8 ) Akten des Stadtarchivs zu Straßburg, A A, 882 i. 
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versprochenen Bericht. Dieser erfolgte am IB. Oktober 1612. 
Der Administrator legte darin dar, wie er nach reiflicher Be- 
ratung auf Verlangen von angesehenen Fürsten und Ständen sich 
seinerzeit dazu entschlossen habe, im April 1612 seine Kom- 
missare nach Aachen zu schicken, um die dortigen Verhältnisse 
kraft seines Amtes als Reichsvikar zu ordnen. Durch seine Befehle 
sei niemand verletzt oder benachteiligt worden, sondern er habe 
die Stadt dadurch nur vor dem sichern Untergang oder vor der 
Trennung vom Reiche bewahrt. Er habe dadurch schon deshalb 
nicht gegen das kaiserliche Urteil von 1593 gehandelt, weil die 
Katholiken selbst davon abgegangen seien und sich mit den 
jülichschen und französischen Kommissaren in Verhandlungen 
eingelassen hätten. Er hoffe deshalb, er, der Kaiser, werde mit 
seinen Anordnungen zufrieden sein, sie gemäß der goldenen 
Bulle bestätigen und diejenigen, die sich fernerhin aus Hals- 
starrigkeit widersetzten, zur Verhütung unnötiger Beunruhigung 
zur Ruhe weisen und anderen zum Beispiele bestrafen , ). Die 
kaiserliche Kommission war damals schon unterwegs. 

Sobald die Protestanten hörten, die kaiserlichen Kom- 
missare seien in Cöln angelangt versammelten die Bürgermeister 
die Ratsmitglieder und ermahnton sie zu beständiger Eintracht 
und zum Vertrauen auf ihre gerechte Sache. Auf ihren Vor- 
schlag beschloß auch der Rat, ein Edikt anzuschlagen, in dem 
allen Bürgern befohlen wurde, sich während der Anwesenheit 
der Kommissare diensteifrig und ruhig zu verhalten, zu keiner 
Weiterung Anlaß zu geben, sich aller ungewöhnlichen und ver- 
dächtigen Versammlungen zu enthalten, die Wacht fleißig zu 
versehen und die Kommissare nach Gebühr zu empfangen 2 ). 
Als die letzteren dann am 29. November von Korneli-Münster 
aus sich der Stadt näherten, zogen ihnen die Bürgermeister 
nebst Soldaten entgegen und führten sie nach der Begrüßung 
durch ihren Syndikus Lyukens durch die spalierbildenden Bürger, 
die sie mit Freudenschüssen empfingen, in ihr Quartier. Die 

! ) Akten des Stadtarchivs zu Straßburg, A A, 882 i. 

*) Ms. Hör. fol. 758, Prothokoll bei der kais. Kommission zu Aach 
auf des jetzigen e. Rhats und Evangelischer Burgerschaft seidten gehalten 
vom 22. Nov. 1612 bis 12. Januar 1613. 
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Protestanten waren sicherlich nicht angenehm überrascht, als 
sie mit den Kommissaren zugleich Berchem, Kuickhoven und 
ß. Münster aus den Wagen steigen sahen, die bis dahin am 
Wiener Hofe tätig gewesen waren 1 ). Zu seiner Sicherheit hatte 
der evangelische Rat schon im Oktober Kurpfalz gebeten, im 
Falle der Kaiser eine Kommission anordne, möge auch er, der 
Administrator, Gesandte schicken 2 ). Da der evangelische Rat 
sich weigerte, der Vorladung der Kommissare zu folgen und 
im Predigerkioster ihren Vortrag anzuhören, weil es seither 
immer Brauch gewesen sei, daß des Kaisers Kommissare, wenn 
sie dem Rate etwas vorzutragen hätten, dies auf dem Rathause 
täten, er also, ohne bei der Bürgerschaft an Ansehen zu ver- 
lieren, nicht vor ihnen im Kloster, das übrigens der Versamm- 
lungsort der Katholischen sei, erscheinen könne, mußten sich 
die Kommissare mit der Anwesenheit eines Ausschusses zu- 
frieden geben. Auch jetzt wäre die Sitzung vom 3. Dezember 
noch beinahe vereitelt worden. Als sich nämlich der Ausschuß 
im Kloster einstellte, fanden sie den Platz zur Rechten der 
Kommissare bereits von dem katholischen Rate, der fast voll- 
zählig erschienen war, eingenommen. Es bedurfte erst des nach- 
drücklichen Zuredens von seiten Fürstenbergs, ehe die Pro- 
testanten sich dazu entschlossen, einzutreten. Sie folgten jedoch 
der Weisung Fürstenbergs, sich links aufzustellen, nicht, sondern 
blieben in der Mitte stehen. Darauf las ihnen der Kommissar 
Ridinger das kaiserliche Schreiben vor, in dem es nach einem 
Rückblick auf die Verordnungen des verstorbenen Kaisers von 
1581 an und den Ereignissen auf dem Wahltag zu Frankfurt 
hieß, der Kaiser befehle beiden Parteien, bei seiner Anordnung 
sich ruhig und friedlich zu verhalten, vor allem aber den jetzigen 
Regimentsverwesern bei schwerer Strafe die alten Bürgermeister, 
Schöffen und Ratsmitgliedcr, wie die Katholiken insgemeim, 
nicht zu beleidigen, mit keinen ungewöhnlichen Auflagen zu 
belasten noch sie zu hindern, ihr Recht zu erlangen. Besonders 
gelte das für Berchem, Kuickhoven und B. Münster, die der 
Kaiser in seinen besonderen Schutz genommen habe. Ferner 

l ) Ms. Bor. fol. 758; Nopp. II, S. 237; Meyer I, S. 576. 
*) Akten des Stadtarchivs zu Straßburg, A A, 882 i. 
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hätten sie Befehl, dafür zu sorgen, daß die Schöffen wieder 
ihr Amt aufnähmen ; was sie bis zur kaiserlichen Entscheidung 
täten, solle ihnen nicht zum Nachteil gereichen. Es sei des 
Kaiseis ernster Wille, daß die Jesuiten, die sich in einem 
Schreiben über allerhand Drangsal imd Verfolgung beschwert 
hätten, in ihren Obliegenheiten unbehindert gelassen würden. 
Da man zum Unterhalt von Soldaten und anderen Kriegsvor- 
bereitungen die Stadtkasse unnötig in Anspruch nehme, so 
sollten sie, die Kommissare, darauf sehen, daß alle überflüssigen 
Ausgaben vermieden und gute Sparsamkeit angeordnet würde. 
Auf alle diese Forderungen erhofften sie baldigen Bericht und 
Gehorsam, wie es sich dem Kaiser gegenüber gebühre J ). Während 
Kuickhoven im Namen der Katholiken schuldigen Gehorsam 
versprach, entgegnete Wolff, der Syndikus des evangelischen 
Rates: sie ersähen aus dem Vortrag, daß ihre Gegner den 
Kaiser nicht nur mit allerhand ungehörigen Bitten belästigt, 
sondern auch zur Erreichung ihrer Absicht von ihnen unwahre 
Meldungen getan hätten. Sie behielten sich deswegen das Nötige 
vor, protestierten auch dagegen, falls beim Anhören des Schreibens 
etwas ihnen Präjudizierliches vorgegangen sein sollte. Desgleichen 
erhoben sie Einspruch gegen den Titel Regimentsverweser» 2 ). 
Dem Administrator berichteten sie sogleich den Inhalt des 
Schreibens und baten ihn um die Zusendimg der versprochenen 
Kommission und um Verwendung beim Kaiser. Er leistete dem 
Gesuche Folge und richtete am 7. Dezember folgendes Schreiben 
an den Kaiser: Er habe gehofft, der Kaiser werde sein Ver- 
sprechen halten und in der Aachener Sache durch seine Kom- 
mission nichts anderes vornehmen lassen, als er angegeben. 
Nun sei er aber berichtet daß sowohl das Schreiben als auch 
das Vorgehen der Kommissare etwas ganz anderes bezwecke. 
Es gehe daraus hervor, daß seine Anordnungen für null und 
nichtig erklärt werden sollten. Er müsse beinahe daraus schließen, 
daß 'die Kommissare bereits abgereist gewesen seien, als er 
seinen Bericht eingesandt Deshalb habe er es für nötig gehalten, 



') Ms. üor. fol. 758, Prothokoll etc.; Nopp.. S. 237; Meyer I. S. 577 fT. 
*) Ms. Hör. fol. 758. Prothokoll etc. 
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-auch seinerseits Gesandte dorthin zu schicken, damit sie die 
Kominissare darüber aufklärten: denn er sei an der ganzen 
Sache wegen des Kurhauses sehr interessiert. Auch die evan- 
gelischen Stände hätten stets die Angelegenheit der Aachener 
Protestanten als gemeines Gravamen betrachtet. Deshalb möge 
er, um seinen bevorstehenden Reichstag nicht schwer zu machen, 
seine Anordnungen vom 9. Mai bestätigen und alles im jetzigen 
Stande lassen 1 ). Unterdessen hatte der evangelische Rat am 
14. Dezember den Kommissaren seinen Beschluß auf das kaiser- 
liche Schreiben mitgeteilt. Sie versicherten darin, sie seien 
bereit, zu gehorchen, wie sie das immer getan hätten, und hofften, 
der Kaiser werde es bei dem jetzigen rechtmäßigen durch den 
JJeichsvikar geschaffenen Zustande lassen. Sie hielten sich fin- 
den rechtmäßigen Magistrat und könnten nicht begreifen, weshalb 
tder Kaiser die Streitigkeiten noch nicht als erledigt betrachte. Da 
die ganze Angelegenheit nicht sie allein, sondern vor allem auch 
.den Administrator angehe, so hätten sie ihn schnell benachrichtigt 
und erwarteten seinen Bescheid. Im übrigen seien sie mit dem 
»ersten Punkte einverstanden, schon beim Antritt ihres Amtes 
hätten sie ein Edikt in diesem Sinne erlassen. Bis zur Stunde 
seien auch keine Tätlichkeiten vorgekommen. Ferner sei den 
Katholischen nichts geschehen: sie hätten auch in diesem Sinne 
einen Erlaß veröffentlicht und keine Klage gehört. Dasselbe 
sollte aber auch für die Katholiken gelten, würden sie, die 
Kommissare, von den Drangsalen hören, welche die Katholischen 
ausübten, so würden sie sicherlich zur Verhütung allerlei Un- 
glücks Vorkehrungen treffen. Sie könnten auch nicht ver- 
schweigen, daß jene allerhand drohende Reden gegen sie führten 
und zum Teil die Stadt mit Hab und Gut verließen. Den ge- 
wesenen Magistratsmitgliedem, besonders Berchem, Kuickhoven 
und B. Münster, sei nicht das geringste geschehen : obwohl sie 
jetzt alle Ursache hätten, gegen die drei wegen allerlei bos- 
hafter Reden gegen den Administrator und das Stadtregiment 
vorzugehen, so wollten sie dem Kaiser zuliebe alle Beleidigungen 

') Akten des Stadtarchivs zu Straßburg A A, 882 i. Vor jedem 
Schritte, den er in dieser Angelegenheit tat, setzte er sich mit den aus- 
sehreihenden Städten in Verbindung. 
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verzeihen und vergessen, wenn sie dergleichen nicht mein* täten. 
Andernfalls müßten sie gegen die drei vorgehen, wie das Recht 
es verlange. Die Schöffen hätten trotz ihrer, der Possidierenden 
und des Administrators Aufforderung, ohne Ursache die Recht- 
sprechung verweigert. Deshalb seien sie dem Kaiser dankbar, 
daß er dieselben jetzt dazu auffordere. Gehorchten sie trotzdem 
nicht, so müsse man andere Mittel anwenden. Die Jesuiten 
seien nie verfolgt worden, im Gegenteil hätten sie sich immer 
bestrebt, alle Geistlichen zu schützen und ihre Rechte zu wahren, 
wie das aus verschiedenen beigelegten Erklärungen von Geist- 
lichen hervorgehe. Letztere bestätigten in diesen Schriftstücken, 
daß sie von den evangelischen Deputierten und in der Folge 
von dem evangelischen Magistrate weder an der Ausübung ihrer 
Pflichten gehindert, noch in ihren Rechten oder au ihrem Eigentum 
geschädigt worden seien. Weiter bemerkten die Protestanten in 
dem Schreiben an den Kaiser, sie seien sich nicht bewußt, 
unnötige Ausgaben gemacht zu haben. Deshalb müßten sie an- 
nehmen, daß er, wie in anderem, auch hierin von ihren Gegnern 
falsch berichtet worden seien. Sie hielten nur etwas über hundert 
Soldaten, wie das immer üblich gewesen sei; die Kosten trüge 
aber nicht die Stadtkasse, sondern einige mildtätige Bürger. Sie 
wollten hoffen, daß der Kaiser die angedrohten Mittel nicht, 
anzuwenden brauche 1 ). Da die Kommissare sich mit der Ant- 
wort nicht zufrieden gaben, stellten ihnen die Protestanten am 
19. Dezember einen zweiten Beschluß zu, in dem sie ihre An- 
gaben vom 13. Dezember wiederholten, zum Beweise ihrer 
Friedensliebe auch ein Schreiben, das sie an das Kapitel ge- 
richtet hatten und in dem sie demselben vollständige Freiheit 
zusicherten. Desgleichen fügten sie das Edikt an die Bürger- 
schaft bei, von dem bereits die Rede war 2 ). An demselben Tage 
kamen auch pfalz-neuburgische Gesandte an, die jedoch mit 
den Beamten sogleich in Konflikt gerieten, weil sie sich weigerten, 
dieselben als rechtmäßige Obrigkeit der Stadt anzuerkennen. Im 
Auftrage ihres Herrn, der bekanntlich schon damals sich dem 
Katholizismus zuneigte, bezeichneten sie dieselben als «Regiments- 
führer ; ihr Auftrag lautete, zu versuchen, eine Einiguug auf 

l ) Ms. Bor. fol. 758. Protokoll etc. ») Ebda. 
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dem Boden der französischen Artikel herbeizuführen. Natürlich 
blieb ihr Werben sowohl bei den Kommissaren als auch bei 
den Protestanten erfolglos, weshalb sie sich bald wieder heim 
begaben 1 ). Der katholische Rat benutzte die Gelegenheit, um 
den Kommissaren mit der Erklärung seiner Bereitwilligkeit, dem 
Kaiser in allem zu gehorchen, eine Widerlegung der von den 
Protestanten zu Frankfurt gegen ihn erhobenen Beschuldigungen 
zuzustellen. In dieser stellte er den geschichtlichen Sachverhalt 
fest und bat, der Kaisor möge ihn wieder in sein altes Amt 
einsetzen mit Erstattung aller Unkosten und Schäden gemäß 
seiner zu Frankfurt am 18. Juni übergebenen Bittschrift 2 ). 

Unterdessen waren zur Ermunterung und Unterstützung 
der Protestanten brandenburgische und zweibrückensche Kom- 
missare angekommen 3 ). Letztere machten alle Anstrengungen, 
die Kaiserlichen zur Anerkennung des pfälzischen Rezesses 
vom 9. Mai 1612 zu bewegen. Da diese aber nur Anweisung 
hatten, sich- über die aachener Verhältnisse durch Augenschein 
zu orientieren, ließen sie sich darauf nicht ein. Immerhin ge- 
nügte ihre Anwesenheit, um die Protestanten zu energischem 
Auftreten gegenüber den Kaiserlichen zu ermuntern. Der große 
und kleine Rat der Evangelischen hatte am 3. und 20. Dezember 
die Forderung der Kommissare, die Unkosten ihrer Sendung 
möchten aus der Stadtkasse gezahlt werden, unter Hinweis auf 
den schlechten Zustand derselben abgelehnt 4 ). Jedoch auf das 
Versprechen der Kommissare hin, beim Kaiser ihrer gnädig ge- 
denken zu wollen, ferner auch auf die Drohung, der Kaiser 
werde sie im anderen Falle wegen ihres Ungehorsams schon 
zu bestrafen wissen, erklärten sich der kleine und große Rat 
am 8. und 10 Januar bereit, die Kosten der Kommission zu 
bezahlen, wenn ein Rezeß ausgestellt würde, in dem man ihnen 
die Erlaubnis erteile, das nötige Geld zur Bestreitung der Aus- 
lagen durch eine allgemeine Auflage wieder aufzubringen und 
die sich etwa dagegen Sträubenden durch geeignete Mittel dazu 

») Ms. Bor. fol. 758, Prothokoll etc. 
») A. R., Fase. II— IV. 

3 ) Ms. Bor. fol. 758. Prolhokoll etc. ; Nopp. II. S. 237; Meyer I, S. 580. 

4 ) A.R. ? Fase. III. IV: Meyer I, S. 583. 
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anzuhalten, ferner wenn ihnen versprochen würde, daß diese 
Zahlung, die nur zu Ehren des Kaisers geschehe, der Stadt zu 
keinem Präjudiz gereichen solle. Die Kommissare stellten ihnen 
die Bescheinigung aus. Auf andere Forderungen derselben ließ 
sich aber der Rat nicht ein; er nahm von ihnen nicht einmal 
die katholischen Beschwerdeschriften entgegen, die sie ihm 
übergeben wollten. Auch auf das Verlangen der Kommissare, 
den Jesuiten weiterhin den Zuschuß aus der Stadtkasse zu 
zahlen, ging er nicht ein. Er entgegnete, das sei nicht mehr 
nötig, da die zehn Jahre, für die er versprochen worden, vorüber 
seien Da die Kommissare ihren Auftrag, die Aachener Ver- 
hältnisse selbst in Augenschein zu nehmen und den Anlaß zu 
den Unruhen und deren Verlauf an Ort und Stelle zu unter- 
suchen, durch Vernehmung von über hundert Zeugen 2 ) erfüllt 
hatten, traten sie am 19. Januar 1613 die Heimreise an. Vorher 
hatten sie noch einmal ihre Verordnung vom 3. Dezember 

* 

beiden Parteien ins Gedächtnis zurückgerufen und versprochen, 
alle ihnen überreichten Bittschriften dem Kaiser zu übergeben 3 ). 
Wenige Tage darauf nahmen auch die zweibrückenschen und 
brandenburgischen Gesandten wider ihren Abschied. 

Die Protestanten säumten auch jetzt trotz der Ruhe, die 
augenblicklich herrschte, nicht, alles zu tun, um den Bestand 
ihrer Herrschaft zu sichern. Auf ihre Bitten hatte der Ad- 
ministrator als Haupt der Union auf die Einladung zum Unionstag 
nach Rotenburg o. d. T. im März 1613 als sechsten Punkt die 
Beratung über die aachener Angelegenheit gesetzt 4 ). Durch 
stetige Schickungen und Bittschreiben an die Hauptfürsten und 
Städte der Union bewirkten sie es. daß man sich zu Rotenburg 
ihrer kräftig annahm und auf Mittel und Wege sann, ihnen 
dauernd zu helfen. Man beschloß zu dem Zwecke, die Sache 
als gemeines Gravamen auf den künftigen Reichstag zu bringen, 
vorher aber den anderen evangelischen Ständen über die Haupt- 
sache genügende Aufklärung zu geben und beim Kaiser die 
Bestätigung der Vikariatshandlung oder eine andere Verord- 

•) Ms. Ror. fol. 758, Prothokoll etc. ») Akten Jülieh-Rerg- Aachen. 

■) Ebda; Nopp. II, S. 238: Meyer I, S. 583 IT. 

*) Akten des Stadtarchivs zu Straßburg, A A. 882 i; A. R.. Fase. III. IV. 
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niing zu erbitten, die geeignet sei. die Stadt beim Reiche zu 
erhalten. Das Gesuch an den Kaiser wurde Ende März 1613 
abgesandt. Das Schreiben an Kursachsen mit der Bitte um 
Unterstützung dieser Angelegenheit auf dem Reichstage, weil 
er als anderer Vikar und wegen der jülichschen Lande daran 
merklich interessiert sei, ging am 20. März ab J ). Auch die aachener 
Protestanten übergaben durch sachsen-koburgsche Vermittlung 
dem Kurfürsten von Sachsen ein gleiches Bittgesuch 2 ). Der 
Zweck wurde jedoch weder bei Sachsen noch beim Kaiser er- 
reicht. Letzterer hatte, wie schon angedeutet wurde, vom Nach- 
folger des Kurfürsten Ernst von Cöln, nämlich Ferdinand, und 
vom Erzherzog Albrecht Ende 1612 einen Bericht über ihre 
Kommissionstätigkeit in Aachen im Jahre 1611 eingefordert. 
Er hatte ihn schon im November 1612 mit den folgenden Vor- 
schlägen erhalten : 

1. Das kaiserliche Mandat vom 1. Oktober 1611 ist auf- 
recht zu erhalten. 

2. Der katholische Magistrat wird restituiert. 

3. Das Religionswesen wird wieder in den alten Zustand 
gebiacht. 

4. Die Regimentsführer haben den zugefügten Schaden 
der Stadt und den Privaten zu ersetzen. 

o. Die Rädelsführer sind andern zum Exempel schwer 
zu bestrafen. 

6. Besonders gilt das für die 1508 bereits Geächteten. 

7. Bei diesem so oft tumultuierenden Volke ist solcher 
Ernst anzuwenden, daß es zur Verhütung anderer künftiger 
Konsequenzen gereicht 8 ). 

Auch Herzog Maximilian von Bayern hatte sich im Februar 
1618 auf Bitte des alten katholischen Rates an den Kaiser ge- 
wandt mit dem Ersuchen, in Aachen bald Abhilfe zu schaffen 



') Ebda. Das Interesse der Union an der Aachener Angelegenheit 
ist erklärlich. Gelang es den Protestanten, in Aachen festen Fuß zu 
fassen, so erlangten die Evangelischen dadurch einen langersehnten Stütz- 
punkt am Niederrhein, der ihnen ihre Verbindungen mit den General- 
staaten und Frankreich außerordentlich erleichterte. 

■) A. R., Fase. III, IV. '*) Akten Jülich-Berg-Aachen. 
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und sich nicht auf die Bestätigung der kurpfälzischen Anord- 
nung einzulassen. Er solle sicli nicht einschüchtern lassen, wenn 
der Administrator auch drohe, entweder bestätige der Kaiser 
seinen Rezeß oder er komme nicht auf den Reichstag. Darauf 
antwortete der Kaiser im März 1G1H: Er denke nicht daran, 
dem Verlangen des Administrators nachzugeben. Er habe ihm 
und anderen protestantischen Fürsten zu Rotenburg anzeigen 
lassen, er finde aus alten Berichten, daß das. was nach Ab- 
sterben Kaiser Maximilians in der Zeit des Interregnums vom 
damaligen Pfalzgrafen vorgenommen worden sei, von Karl V. 
als Nachfolger auf dem ersten Reichstage vorgebracht, erwogen 
und darüber nach reiflicher Beratschlagung das verordnet worden 
sei, was sich nach Recht uud Billigkeit habe aufrecht erhalten 
lassen. Diesen Weg wolle er jetzt auch einschlagen. Er werde 
nichts unterlassen, um die katholische Religion in Aachen zu 
erhalten Dasselbe antwortete er am 21 . März Erzherzog Albrecht 
und dem Kurfürsten Ferdinand, die ihm geraten hatten, die 
Angelegenheit vor dem Reichstage zu ordnen, weil dann die 
Katholiken auf demselben wegen seiner erwiesenen gut katho- 
lischen G esinnung seinen Forderungen gegenüber sich geneigter 
zeigen, während sich die evangelischen Stände in die un- 
abänderliche Tatsache schicken würden 2 ). Am 15. April ver- 
handelte der Reichshofrat auf Grund der Berichte der kaiser- 
lichen Kommissare von 1612/13, der cölnischen und brabantischen 
Kommissare von 1611, des Administrators vom Oktober 1612, 
der katholischen Bürger Aachens und des Gutachtens der drei 
geistlichen Kurfürsten vom 23. August 1611 über die Angelegen- 
heit und kam zu dem Schlüsse, dem Kaiser die Ausführung 
der sieben Forderungen Albrechte und Ferdinands anzuraten. 
Weiterhin gaben sie ihm zu bedenken, ob es nicht geraten sei, 
vor der Ausführung dem Administrator, der so oft um Be- 
stätigung seiner Verordnung gebeten habe, Mitteilung zu machen, 
durch welche Gründe der Kaiser sich bewogen, ja sogar wegen 
seines Amtes genötigt fühle, diesen Schritt zu tun. Nach ihrer 
Ansicht lasse sich das am besten mündlich auf dem bevor- 
stehenden Reichstage machen, da man alsdann auch Kursachsen 

•) Ms. lior. fol. 758. «) Akten Jülich-Berg-Aachen. 
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leicht dazu bringen könnte, sicli den drei geistlichen Fürsten 
und dorn kaiserlichen Urteile anzuschließen, weil es ja keine 
Religions-, sondern Justizsache sei 1 ). Da der Kaiser demgemäß 
vor dem Reichstage nicht mit Gewalt gegen die Protestanten 
vorgehen wollte, begnügte er sich vorläufig damit, am In. Mai 
1613 ein Schreiben unter dem Titel: «Den X. N. jetzigen 
Regimentsfülirern bei unserm Königlichen Stuhl und Stadt 
Aachen » an den evangelischen Rat zu richten. Er führte darin 
aus : Zu seinem Mißfallen habe er gehört, daß seit der Abreise 
seiner Kommissare von ihnen allerhand beschwerliche Neuerungen 
eingeführt worden seien; so hätten sie einige katholische Bürgel-, 
die, um Zank und Streit' zu verhüten, die Wache nach altem 
Brauche nicht selbst ausgeübt, sondern sich durch geeignete 
Personen hätten vertreten lassen, deshalb ins Grashaiis sperren 
wollen, als diese sich aber geweigert hätten, sie aus der Stadt 
verbannt. Ferner hätten sie die vom alten Rate erhobene Accise 
noch einmal bei Gras- oder Pfortengebot eingefordert und die 
Kosten für die kaiserliche Kommission nach Art einer Türken- 
steuer auf die Untertanen im Gebiete der Stadt, die fast alle 
katholisch seien, verteilt, obwohl sie dieselben schon ganz oder 
zum Teil von Katholiken und Evangelischen in der Stadt ein- 
gezogen hätten. Dadurch hätten sie mehr als zweimal soviel, 
als die Gesandtschaft gekostet hätte, eingenommen. Den vom 
katholischen Magistrat eingesetzten Meier zu Burtscheid hätten 
sie gegen seinen, des Kaisers, Befehl und der Kommissare Er- 
mahnung abgesetzt und Johann Kalckberner an seine Stelle 
gebracht. Ebenso hätten sie den Erbvogt Johann von Merode 
auf die Pforten entboten, weil er Kalckberner nicht hätte an- 
erkennen wollen, und ihn gezwungen, die Stadt zu verlassen. 
Schließlich fürchte er, der Kaiser, sie möchten die Schöffen, 
wenn sie nicht ohne jeden Vorbehalt Gericht abhielten, schließlich 
absetzen 2 ). Weil das alles seinem Befehle widerspräche und leicht 

') Akten Jülich-Berg-Aachcn. 

*) Diese hatten sich bis zur Ankunft der kaiserlichen Kommissare 
vom Jahre 1612/13 geweigert. Recht zu sprechen. Auf deren Anhalten 
hatten sie gelobt, ihr Amt wieder zu verwalten, doch unter der Bedingung, 
daß es ihnen später nicht zum Nachteil angerechnet würde; vgl. A. R.. 
Fase. III. IV. 
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zu Weiterungen Anlaß »eben könnte, so erwarte er bestimmt daß 
sie alles bei Vermeidung seiner Ungnade und schwerer Strafe 
unverzüglich abstellten, die verwiesenen Personen wieder in 
die Stadt aufnähmen, die Geldsammlung einstellten, das zuviel 
empfangene Geld zurückzahlten, den Vogt bei seiner Verwaltung 
und die Schöffen in Ruhe ließen 1 ). 

Dieses ungnädige Schreiben hatte wahrscheinlich den 
Zweck, zu erfahren, was für eine Wirkung ein schroffes Vor- 
gehen gegen die Stadt bei den evangelischen Fürsten und 
Stünden haben würde. Sobald die Regimentsführer das kaiser- 
liche Schreiben erhalten hatten, legten sie gegen die Überschrift 
vor Notar und Zeugen Protest ein. Sie könnten nur annehmen, 
betonten sie, daß der Kaiser durch ihre Gegner zu diesem unge- 
bräuchlichen Schritte angestiftet worden sei. Sie seien darüber 
tief betrübt und bäten < e. e. rat mit solcher ungewonlicher 
Intitulatur inskünftig zu verschonen und innen mit kaiserlicher 
Gnade gewogen zu bleiben >*). 

Zugleich erruchten sie in einer ausführlichen Schrift alle 
Vorwürfe des Kaisers zu widerlegen und ihn zur Bestätigung 
der pfälzischen Anordnung zu bewegen 3 ). Ihre Korrespondenz 
mit den evangelischeu Ständen und Fürsten wurde wegen dieses 
Ereignisses wieder lebhafter. Galt es doch vor allem, Kurpfalz 
und die Städte zu veranlassen, sich ihrer auf dem nahe bevor- 
stehenden Reichstage tatkräftig anzunehmen und sie vor ge- 
waltsamem Einschreiton durch den Kaiser zu behüten. Da es 
ihnen vollständig an Geld fehlte, sandten sie ihren Syndikus 
nach dem Haag, um von den Generalstaaten, mit denen sie 
bereits seit Ende 1611 durch brandenburgische Vermittlung in 
Verbindung standen, ein Darlehen zu erwirken. Tatsächlich er- 
langten sie ein solches in Höhe von 20000 brab. Gulden Ende 
Juni 1613 4 ). 

Vom evangelischen Rate war A. Wolff bereits seit Ende 
Juni in Regensburg, um vor dem Reichstage? noch persönlich 

') A. R., Fase. III, IV. ») Ebda. ») Ebda. 

*) A. R., Fase. V. Die Staaten gaben das Geld nicht selbst her, 
sondern sie zahlten nur den Darleihern zwei Jahre die Zinsen. Die 
Protestanten versprachen, alles baldigst aus den .Stadteinkünften wieder 
zurückzuzahlen. 
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für die protestantische Sache bei den Räten und Städten tätig 
zu sein. Ebenso waren Berchem und Kuickhoven von Seiten 
des alten katholischen Rates seit der Zeit dort anwesend 1 ). 
A. Wollf setzte es durch, daß er von den Städten zu ihren 
Sitzungen im Namen seiner Herren zugelassen wurde, während 
Berchem und Kuickhoven abgewiesen wurden. Als Wolff jedoch 
am 7. August an der ersten Sitzung teilnahm, erschien der 
Reichserbmarschall und führte aus: die Städte wüßten, in 
welchem Streite in Aachen der alte und der neue Rat lägen; 
nun habe er gehört, daß der Gesandte des neuen Rates die 
Session im Städterate eingenommen habe, obwohl weder der 
eine noch der andere Teil eingeladen worden sei. Deshalb be- 
gehrten die Kurfürsten, den Gesandten von den Sitzungen aus- 
zuschließen. Wolff trat jedoch ohne Aufforderung zu Ehren der 
Kurfürsten ab, wie er sagte, und mit der Bitte, die Sache 
reiflich zu überlegen und seine Herren wegen der Session und 
Stimme nicht zu benachteiligen 2 ). Die Städte beschlossen aber 
nach reiflicher Beratung, Wqlff die angetretene Session bis auf 
kaiserliche Verordnung weiter zu belassen. Zugleich schrieben 
sie den Kurfürsten, sie fänden dergleichen Forderungen ihrer 
bestätigten Freiheit sehr präjudizierlich und könnten denselben 
keineswegs nachgeben. Bisher sei ihnen das auch nie zugemutet 
worden, und sie bäten, sie in Zukunft damit zu verschonen 3 ). 
Daraufhin wurden alle aachenschen Gesandten vom Kardinal 
Klesl auf den 10. August vorbeschieden. Als sie dort erschienen, 
eröffnete den Evangelischen Joh. von Ulm, Vizekanzler, fol- 
gendes: Sie hätten Befehl vom Kaiser, ihnen zu melden, daß 
er mit großem Mißfallen und Ungnade gehört habe, wie ihre 
Herren das Stadtregiment frevelhaft an sich gerissen hätten. 
Obwohl kaiserliche Urteile vorhanden, weder die alten noch 
die jetzigen Herren zum Reichstag beschrieben, die Beglau- 
bigungsschreiben von Kurmainz nicht, angenommen und ihnen 
selbst vom Erbmarschall befohlen worden sei, aus dem Städterat 
zu bleiben, hätten sie doch an demselben teilgenommen, alles 

») A. R., Fase. III, IV; Akten dos Stadtarchives zu Straßburg, AA, 
884 B und 910. 

«) Ebda. s ) Ebda. 
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zu des Kaisers Verkleinerung. Der Kaiser halte sich vorläufig 
die Strafe vor, obwohl er das Recht habe, sie dieselbe sofort 
empfinden zu lassen. Unterdessen verbiete er ihnen, sich an 
öffentlichen Reichsversammlungen zu beteiligen oder zu anderen, 
heimlichen Zusammenkünften sich einzufinden, im übrigen 
sollten sie des Kaisers Befehle in Gehorsam erwarten und ihnen 
nachkommen J ). Die Gesandten fügten sich dieser Anordnung, 
die auch für die katholischen erlassen wurde, und blieben von 
da an den Sitzungen fern. Die Vertreter der Städte erhielten 
vom Vizekanzler wegen der Zulassung ebenfalls eine Rüge 2 ). 
Am 7. August, hatten die protestantischen Fürsten und Stände 
sich beim Kaiser beschwert, daß die in Religionssachen ange- 
ordneten Kommissionen stets mit Katholiken besetzt würden 
wie jüngst wieder die in Aachen 3 ). Eine kaiserliche Antwort 
war darauf nicht eingegangen. Noch verschiedentlich gedachten 
die Protestanten in ihren Beschwerden ihrer Glaubensgenossen. 
So hieß es am 24. September in einer Eingabe an den Kaiser: 
Sollte ihre Hoffnung auf Erledigung ihrer Beschwerden ver- 
eitelt, die bedrängten Stände in ihrer Not gelassen und die ge- 
schwinden kaiserlichen Hofratsprozesse fortgesetzt, besonders 
aber die Stadt Aachen mit Exekutionsprozessen abermals ange- 
fochten werden, die Vikariatsanordnungen also wieder aufge- 
hoben werden, so würden sie sich zu der begehrten Hilfe 
keineswegs bereit finden lassen 4 ). Wenige Tage vorher, am 
10. September, hatten die geistlichen Kurfürsten dagegen den 
Kaiser aufgefordert, in den bereits abgeurteilten Sachen, wie 
Aachen, zu Ehren seines verstorbenen kaiserlichen Bruders mit 
der Exekution nicht zu zögern 5 ). Es ist bekannt, wie der 
Reichstag verlief. Da die Uniierten ihn vor Schluß verließen, 
war an eine gütliche Beilegung der aachener Angelegenheit zu- 
gunsten der Protestanten auch nicht mehr zu denken. Was 
half es den aachener Protestanten noch, daß sie im September 
dem Kaiser eine ausführliche durch die kurpfälzischen und 
brandenburgischen Räte redigierte Darstellung der Unruhen 

1 ) Akten des Stadtarchives zu Slraßburg, A A, 884 B und 910. 

2 ) Ebda. 3 ) Ebda. 4 ) Ebda. 

6 ) Lehmann. De pace religionis acta publica et originalia I, S. 256 ff. 
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einreichten und ihn um Gnade und Anerkennung baten! 1 ) Die 
Erklärung der Acht gegen sie war nur noch eine Frage der 
Zeit. Der erste Schritt dazu war das kaiserliche Schreiben vom 
20. Fobruar 1614, durch das die früheren Bestimmungen, be- 
sonders das kaiserliche Mandat vom 1. Oktober 1G11, wieder 
in Kraft gesetzt wurden. Alles sollte, unter Androhung der 
Reichsacht für den Fall des Ungehorsams, in den Stand ge- 
setzt werden, wie es nach 1598 und vor dem 5. Juli Kill ge- 
wesen war 8 ). 

Traf diese kaiserliche Entscheidung die Protestanten in 
Aachen auch nicht unvorbereitet und unerwartet, so war die 
darob entstehende Aufregung doch nicht gering. Ihre Versuche, 
von irgend einer Seite gegen die drohende Exekution tatkräftige 
Hilfe zu erlangen, wurden jetzt geradezu fieberhaft. Es kamen 
für sie dabei hauptsächlich in Betracht Kurpfalz, die General- 
staaten und Brandenburg. Der Administrator gab sich alle Mühe, 
das Unheil von der Stadt abzuwenden. Er veranlaßte Frankreich 
und England dazu, mit ihm, Brandenburg und der Union beim 
Kaiser vorstellig zu werden, um ihn umzustimmen 3 ). Nicht 
weniger tätig war er für die Protestanten bei den General- 
staaten und Brandenburg. Er bestimmte Brandenburg dazu, den 
Bitten der Protestanten um Überlassung von Kriegsvolk statt- 
zugeben 4 ). Auch die Staaten bewog er zu tatkräftiger Unter- 
stützung. Denn erst dadurch, daß diese dem Markgrafen Georg 
Wilhelm die erbetene Hilfe sandten, wurde es den letzteren 
möglich, 300 Mann seiner eigenen Truppen unter dem Oberst 
von Puttlitz den Aachenern zu überlassen 5 ). Auch finanziell 
stand der Administrator den Evangelischen bei. Er gewährte 
ihnen im Juli ein Darlehen von 24000 Gulden, die sie zur 
Verteidigung der Stadt verwenden sollten. Er selbst erhielt 

») Ms. Bor. fol. 758. *) A. R.. Fase. IV: Nopp. II, S. 239. 

s ) A. R., Fase. V; Pelfzer. a. a. O., 8. 219, 220 und Anm. 1 u. 2. 
Markgraf Joachim Ernst von Brandenburg bat im Februar IHM auch den 
Kardinal Klesl. die Acht nicht zu vollstrecken: vgl. Keller, die Gegen- 
reformation in Westfalen und am Niederrhein. III. S. 53. Die Antwort 
darauf s. Hammer-Purgstall. Klesls. des Kardinals, Direktors des geheimen 
Kabinetts Kaisers Mathias. Leben. III. S. 13711'. 

4 ) A. R.. Fase. V. 6 ) Ebda. 
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dieselben durch die Städte, die sie auf «einen Vorschlag durch 
eine allgemeine Auflage aufbrachten. Vorläufig sollten die General- 
staaten sie vorstrecken, da die Einzahlung durch die Städte 
nur langsam vor sich ging 1 ). Dasselbe Ereignis, das einst die 
Bestrebungen der aachener Protestanten befördert hatte, sollte 
jetzt zum Sturze ihrer Herrschaft beitragen. Wie sie nämlich 
die Nähe der Possidierenden zu ihrem Vorgehen im Jahre 
1611 ermutigt hatte, so zerstörte die Uneinigkeit derselben jetzt 
ihre Hoffnungen. Es ist bekannt, wie das Verhältnis zwischen 
Brandenburg und Pfalz-Xeuburg, das nie ein besonders gutes 
gewesen war, in erbitterte Feindschaft überging und wie Bran- 
denburg die Holländer zu seiner Unterstützung ins Land rief, 
während der Pfalzgraf von Xeuburg, der bereits im Juli 1613 
zum Katholizismus übergetreten war, sich an Spanien wandte. 
Um Hilfe angerufen, ließ Erzherzog Albrecht unter Spinola ein 
stattliches Herr zum Einrücken in die jülichschen Lande aufstellen. 

Sobald die Protestanten in Aachen davon erfuhren, ließen 
sie außer den vier Hauptpforten alle Tore der Stadt zumauern. 
Zugleich verließen nicht wenige von ihnen mit Hab und Gut 
die Stadt 2 ). Am 22. August trafen in derselben die kaiserlichen 
Subdelegierten ein, die vom Kurfürsten Ferdinand von Cöln 
und Erzherzog Albrecht denen auch diesmal wieder die Aus- 
führung der Exekution vom Kaiser aufgetragen war, ernannt 
worden waren 3 ). An demselben Tage war Spinola von Mastricht 
her mit seinen Truppen angerückt und hatte die Stadt umzingelt. 
Am 23. August lasen die Kommissare dem versammelten Rate 
das kaiserliche Mandat und die Anweisung an den Kurfürsten 
Ferdinand und den Erzherzog Albrecht, dasselbe auszuführen, 
vor. Der einzige, der noch im Rate den Mut fand, zur Ab- 
lehnung der Aufforderung Spinolas, die Stadt zu übergeben, 
zu raten, war Kalckberner 4 ). Vielleicht hoffte er darauf, Prinz 

l ) A. R., Fase. V; vgl. auch Akten des Stadtarchivs zu Straßburg, 
A A. 884 H und 882 H. Unions- und Städtetage gedenken Aachens bis 1615 
noch verschiedentlich. 

*) Meyer I, S. 580; Nopp. 11, S. 246 f. 

3 ) Es waren Arn. von Buchholtz, Th. von Bisterfeld, B. Robean 
und V. von Achelen. 

«) a Beeck, S. 329; Meyer I, S. 588. 



Digitized by Google 



— 110 — 



Moritz von Naussau, den er vor einigen Tagen um Unter- 
stützung gebeten hatte, würde der Stadt von Jülich her zu Hilfe 
eilen J ). Seine Ermunterung war jedoch vergebens : der Rat beschloß, 
auf einen Widerstand, der bei der Starke der Truppen Spinolas 
aussichtslos erschien, zu verzichten und die Tore den Spaniern 
zu öffnen. Kalckborner flüchtete noch in derselben Nacht mit 
den anderen Haupträdelsführern des Aufstandes aus der Stadt 
und fand eine gesicherte Zuflucht auf der Festung Jülich 2 ). 
Am folgenden Tage erklärten sämtliche Zünfte ihre Bereit- 
willigkeit, zu gehorchen. Zugleich legte am 25. August der neue 
Rat sein Amt nieder, während der alte wieder in seine Stellung 
eintrat. Ebenso verließen am nämlichen Tage die branden- 
burgischen Soldaten die Stadt, und an ihre Stelle rückten 
1200 Mann spanischer Truppen ein 3 ). Die Stadt behielt bis zum 
Jahre 1H32 eine beständige Besatzung 4 ). Unter ihrem Schutze 
begann der katholische Rat ähnlich wie in den Jahren nach 
1598 aufs neue seine Herrschaft zu sichern. Xur geschah das 
diesmal gründlicher als damals. So befahl er am 9. September 
1614 allen protestantischen Predigern. Lehrern und Lesern, allen 
eingeschlichenen Wiedertäufern und protestantischen Fremden, 
die Stadt zu verlassen. Daran schloß sich das Gebot, den ka- 
tholischen Kirchen, Religionsübungen und Geistlichen die ge- 
bührenden Ehren zu erweisen, auch sich in den Gasthäusern 
an den Fasttagen der Fleischspeisen zu enthalten 5 ). Am 25. Sep- 
tember erging an alle Zünfte der Befehl, diejenigen, welche zur 
Zeit der evangelischen Herrschaft die Innungsrechte erworben 
hätten, hiervon wieder auszuschließen; während er selbst allen 
katholischen Fremden, die sich in Aachen niederlassen wollten, 
das Bürgerrecht gegen die Bescheinigung des ehrlichen Her- 
kommens anbot und Freiheit von den Accisen auf fünf Jahre 
versprach. Die Folge der beiden ersten Verordnungen war, daß 
einige Tausend die Stadt verließen 6 ). Dadurch trat naturgemäß 
für die nächste Zeit Ruhe in derselben ein. Unterbrochen wurde 

') Kellen a. a. 0.. III. S. 232, Nr. 109. 

*) Ebda: vgl. auch Meyer I, S. 588. 

s ) Meyer 1, S. 588. * 4 ) Meyer I, S. 587. Anm. 1. 

5 ) Meyer III (Kop.): Akten Jülich-Berg-Aachen; Meyer I. S. 588. 

fl j Meyer I. S. 588 f. 
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dieselbe erst im Jahre 1616 durch die Ankunft kaiserlicher 
Kommissare, welche die näheren Bestimmungen der kaiserlichen 
Achterklärung zur Ausführung bringen sollten. Durch einen 
Beschluß vom l.'J. September forderten sio nicht weniger als 
174 geächteto Protestanten auf, sich in der Stadt einzustellen, 
um sich zu verantworten und ihre Strafe zu erwarten. Es ist 
erklärlich, daß diejenigen, welche sich beizeiten in Sicherheit 
gebracht hatten, nicht daran dachten, zu erscheinen 2 ). In einer 
zweiten Verordnung vom 3. Dezember wurden elf Rädelführer 
ihres Lebens und ihrer dritter für verlustig erklärt und M. 
Schmetz und A. Schwartz, die beim Ausbruch der Unruhen und 
bei der Vernichtung des kaiserlichen Mandates vom 1. Oktober 
1611 eine Hauptrolle gespielt hatten und vom Rate gefangen 
gesetzt worden waren, zum Tode verurteilt. Dem inzwischen 
verstorbenen Kalckberner sollte zu ewigem Schimpf auf dem 
Markte vor dem Rathause eine Schandsäule errichtet weiden. 
Das Todesurteil wurde an den beiden noch am 3. Dezember 
in Gegenwart der Kommissare, der Bürgermeister und des 
großen Rates vollstreckt 3 ). Vier weitere Bürger, die sich am 
Aufstande tätlich beteiligt hatten, wurden auf Bitten des (trafen 
Moritz, der Schöffen und der Jesuiten, die sie sich als Ge- 
schenk > erbaten, begnadigt und kamen mit der Verbannung 
aus der Stadt und ihrem Gebiete davon 1 .) In einer letzten Ver- 
ordnung verwiesen die Kommissare eine Reihe von Protestanten 
aus der Stadt und verließen dann am 31. Dezomber 1616 
Aachen, nachdem sie am Tage vorher die Entschädigungen für 
die Jesuiten, den Dechant von Wormbs, die beiden Münster 
und andere festgesetzt hatten 5 ). Den weniger schuldigen Pro- 
testanten stand es frei, sich durch eine Geldbuße von der Acht 
loszukaufen. Zum Andenken au die glückliche Wiedererlangung 
der Herrschaft ließ der Rat eine Kupfermünze prägen mit der 
Inschrift: Dens fortitudo mea et refugium meum 6 ). 

*) Meyer I. S. öHH f. ; Nopp. II. S. 219 ff. ») Ebda. 
*) Ebda; vgl. auch Wahrer Berieht und gründliche Erklärung etc. 
S. 1—3. 

6 ) A. R., Fase. V. *) Meyer I, S. 51)1. 
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Am 24. August 1880 wurde ich zu Überruhr, Landkreis 
Essen, Rheinprovinz, als Sohn des inzwischen verstorbenen kath. 
Landwirts W. Weßling geboren. Von meinem 12. bis zum 21. Le- 
bensjahre besuchte ich die Gymnasien von Eupen, Essen und 
Bochum, welch letzteres ich Ostern 1901 mit dem Zeugnis der 
Reife verließ, um Geschichte, Deutsch und Französisch zu stu- 
dieren. Die beiden ersten Semester brachte ich an der Universität 
Münster, das dritte in München, das vierte in Berlin und die 
übrigen an der Universität zu Straßburg zu. Vorlesungen hörte 
ich bei folgenden Herreu Professoren, in Münster: Andresen, 
Hosius, Jostes, Kappes, Meister, Schmitz*, Schworing, Spannagel* 
Stork; in München: Goetz*, Grauert*, Muncker*, Paul* Simon* 
v. Wölfflin: in Berlin: Delbrück, Haguenin, Lasson, E. Schmidt,' 
Simmel, Wilamowitz; in Straßburg: Bresslau* Gillot*, Gröber, 
Henning* Keil* Kiener, Martin* Meinecke*, Neumann*, Spahn* 
Ziegler. (Bei den durch einen Stern (*) gekennzeichneten Herren 
nahm ich an den Seminarübungen teil.) 

Es ist mir ein Bedürfnis, an dieser Stelle allen meinen 
akademischen Lehrern, besonders Herrn Professor Spahn, der 
mir bei der Ausarbeitung des Themas mit Rat und Tat zur 
Seite gestanden hat,^ meinen aufrichtigsten Dank auszusprechen. 



